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Kurzfassung – Abstract

Begleitetes Fahren ab 17

In Deutschland besteht ein hoher verkehrspoliti-
scher Handlungsbedarf zur Absenkung des Unfall-
risikos junger Fahrer. Mit einem fünffach höheren
Risiko gegenüber dem Gesamtdurchschnitt ist die
Altersgruppe der 18- bis 20-Jährigen am stärksten
gefährdet. In dieser jüngsten Altersgruppe der
Pkw-Fahrer finden sich die höchsten Anteile von
Fahranfängern. 

Derzeit bestehen in Deutschland noch keine Maß-
nahmenansätze, um Fahranfänger bereits zum
Start in die selbstständige Fahrkarriere mit umfas-
senderen fahrpraktischen Erfahrungen auszustat-
ten. Im Ausland wurden dagegen in den 90er Jah-
ren mit fahrpraxisbezogenen Maßnahmenansätzen
bereits beträchtliche Erfolge erzielt: So konnte in
Schweden das Unfallrisiko von Fahranfängern um
bis zu 40 Prozent, in Nordamerika – je nach Maß-
nahmenausgestaltung – zwischen 4 und 60 Pro-
zent gesenkt werden (GREGERSEN, 2000; MEI-LI
LIN, 2003).

Im Mai 2002 richtete der Bundesminister für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen bei der Bundesan-
stalt für Straßenwesen die Projektgruppe „Begleite-
tes Fahren“ mit Experten aus Bund und Ländern,
Verbänden und Wissenschaft ein. Die Projektgrup-
pe erhielt den Auftrag, die Übertragbarkeit der aus-
ländischen Erfahrungen zu prüfen und ggf. einen
Modellvorschlag für einen fahrpraxisbezogenen
Maßnahmenansatz in Deutschland zu erarbeiten.

Als Ergebnis ihrer Arbeit legt die Projektgruppe mit
dem vorliegenden Bericht den Modellvorschlag
„Begleitetes Fahren ab 17“ vor, verbunden mit der
Aufforderung an den Bundesminister für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen, die rechtlichen Voraus-
setzungen zu schaffen, damit die interessierten
Bundesländer den Maßnahmenansatz erproben
können.

Nach dem Vorschlag der Projektgruppe erhalten
Fahranfänger mit dem Begleiteten Fahren die Mög-
lichkeit einer zusätzlichen Übungspraxis von bis zu
einem Jahr vor dem Beginn des selbstständigen
Fahrens ab 18 Jahren. Auf der Grundlage wissen-
schaftlicher Abschätzungen zur Kompetenzent-
wicklung bei Fahranfängern wird ein Übungsum-
fang von 5.000 km empfohlen.

Die Projektgruppe sieht das „Begleitete Fahren ab
17“ als eine Ergänzung der anderen Maßnah-
menansätzen für junge Fahrer und Fahranfänger,
nicht als eine Alternative oder Konkurrenz. Das Be-
gleitete Fahren verfolgt mit dem längerfristigen
Aufbau fahrpraktischer Erfahrungen eine eigen-
ständige Aufgabenstellung, die von den anderen
Maßnahmenansätzen nicht wahrgenommen wird.
Ebenso wie die freiwillige Fortbildung von Fahran-
fängern (Zweiphasenausbildung), für die im Mai
2003 die erforderliche Rechtsgrundlage geschaffen
wurde, und das Pkw-Sicherheitstraining ist das Be-
gleitete Fahren als ein freiwilliges Modell angelegt,
das Fahranfängern zusätzliche Möglichkeiten des
Dazulernens bietet.

Das Projektgruppenmodell ist auf das Ziel einer Si-
cherheitsverbesserung für Fahranfänger ausge-
richtet. Diese Zielsetzung wird mit den Zielen der
Zugangsfreundlichkeit und der Praktikabilität ver-
bunden, damit eine breite Nutzung des Modells
und die Ausschöpfung seines Sicherheitspoten-
zials ermöglicht wird.

Die Projektgruppe geht aufgrund der Daten zum
Risikoverlauf nach dem Fahrerlaubniserwerb (Hal-
bierung des Anfangsrisikos nach neun Monaten
Fahrpraxis) von einem hohen Potenzial zur Absen-
kung des Fahranfängerrisikos aus. Der tatsächlich
erzielbare Sicherheitsertrag des Begleiteten Fah-
rens in Deutschland ist jedoch im Rahmen einer
praktischen Erprobung zu klären.

“Accompanied” driving from the age of 17

There is great need for action to be taken in 
Germany to reduce the accident risk of young 
drivers. The 18-20-year-old age group is at 
greatest danger; their risk of accident is five times
higher than the overall average. This group, which
is the youngest age group of car drivers, contains
the highest percentage of novice drivers.

There are at present no measures in Germany for
giving novice drivers more extensive practical 
driving experience when they begin driving on their
own. In contrast to this, very good results were
achieved in other countries in the 90s, using 
measures aimed at providing driving practice: in
Sweden, for instance, the accident risk of novice
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drivers was reduced by up to 40 percent, and in
North America – depending on the structure of the
measures – by between 4 and 60 percent 
(GREGERSEN, 2000; MEI-LI LIN, 2003).

In May 2002, the Federal Minister for Transport,
Building and Housing set up a project group on
“accompanied” driving at the Federal Highway 
Research Institute; the group contained experts
from the federal government and the states, as well
as from associations and academia. The project
group was commissioned to test whether 
experiences made in other countries could be 
applied to conditions in Germany and, if 
applicable, to then draw up a proposal for driving
practice measures which could be used in 
Germany. 

The results of the project group’s work comprise
this report, containing a proposal entitled 
“accompanied driving from the age of 17”, and a
call for the Federal Minister for Transport, Building
and Housing to create the legal basis for interested
federal states to be able to test this proposed 
measure.

Under the proposal made by the project group, 
accompanied driving provides novice drivers with
the opportunity to gain additional practice for up to
a year before they are entitled to begin driving on
their own, which in Germany is at 18 years of age.
The proposal recommends that the driving practice
should comprise about 5000 km of driving, a 
recommendation which is based on scientific 
estimates regarding the development of novice 
drivers’ skills.

The project group envisages that “accompanied
driving from the age of 17” should be used in 
addition to other measures for young drivers and
novice drivers rather than an alternative or as a
measure which is in competition with others. 
Accompanied driving aims at the longer-term 
development of practical driving experience, an 
independent objective which is not catered for by
other measures. As with voluntary training for 
novice drivers (two-phase training), for which the
necessary legal basis was created in May 2003,
and car safety training, accompanied driving is
conceived as being a voluntary option which offers
novice drivers additional opportunities to extend
their learning.

The project group proposal is geared towards 
improving the safety of novice drivers. This aim is

combined with the aims of making the measure
practical and easily accessible, so that it can be
used by large numbers of people, thereby 
exploiting the safety potential as much as possible.

The project group assumes, based on data relating
to risk development after people have acquired
their driving licences (halving of the initial risk after
nine months of driving practice), that there is great
potential for reducing the risk of novice drivers. The
safety benefit which accompanied driving could
actually produce in Germany would, however, need
to be clarified in a practical test.
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1 Ausgangslage

Fahranfänger in Deutschland haben ein weit über-
durchschnittliches Unfallrisiko. Im statistischen
Durchschnitt sind Pkw-Fahranfänger in Deutsch-
land pro Tag an 3 bis 4 Unfällen mit Getöteten, an
45 Unfällen mit Schwerverletzten und an 170 Un-
fällen mit leicht Verletzten beteiligt.2 Bei diesen Un-
fällen kamen im Jahr 2000 1.488 Verkehrsteilneh-
mer zu Tode, 20.759 wurden schwer und 91.047
leicht verletzt. In über 63 Prozent waren Fahranfän-
ger die Hauptverursacher dieser Unfälle.

Deutschland blickt auf langjährige Aktivitäten zur
Verringerung des Unfallrisikos junger Fahrer und
Fahranfänger zurück. Führerscheinerwerb und Ein-
stieg ins Autofahren haben sich dadurch in vielerlei
Aspekten verändert:

- Heutige Fahranfänger absolvieren eine Fahraus-
bildung, die in ihren Theorie- und Praxisteilen
deutlich umfangreicher geworden ist und sich
pädagogisch umfassend weiterentwickelt hat.

- Nach dem Fahrerlaubniserwerb unterliegen
Fahranfänger den Regelungen der Fahrerlaub-
nis auf Probe. Durch die Sonderbedingungen
einer abgesenkten Sanktionsschwelle werden
sie verstärkt zu einem regelgerechten Fahrver-
halten angehalten.

- Etwa jeder 13. Fahranfänger wird in Aufbause-
minare einbezogen, wo pädagogische und psy-
chologische Fachkräfte die Motivation zu einem
verkehrsgerechtem Verhalten stärken.

- In Schulen, bei der Bundeswehr, in der Disco
und in den Medien treffen Fahranfänger auf Ap-
pelle, die ihnen die jugendspezifischen Gefähr-
dungen beim Autofahren ins Bewusstsein rufen
und sie zu einem sicherheitsangemessenen
Verhalten auffordern.

Trotz der Verbesserungen auf der Maßnahmenseite
ist bei jungen Fahrern und Fahranfängern unverän-

dert ein deutlich höheres Unfallrisiko festzustellen
als beim Durchschnitt der Fahrer.

Innerhalb der Problemgruppe der 18- bis 24-Jähri-
gen ist die Teilgruppe der 18- bis 20-Jährigen be-
sonders stark gefährdet. In dieser „Einsteigergrup-
pe“ mit dem höchsten Anteil von Fahranfängern
addieren sich Jugendlichkeitsrisiko und Anfängerri-
siko in ihrer Wirkung.

Das fahrleistungsbezogene Unfallrisiko3 der 18- bis
20-Jährigen ist nach wissenschaftlichen Berech-
nungen annähernd fünfmal so hoch wie im Ge-
samtdurchschnitt aller Altersgruppen.4 Das ent-
sprechende Risiko der 21- bis 24-Jährigen ist da-
gegen „nur“ etwas mehr als doppelt so hoch.

Diese Gegebenheiten spiegeln sich auch in den
Daten der amtlichen Verkehrsunfallstatistik zum
bevölkerungsbezogenen Getöteten- und Verun-
glücktenrisiko wider (vgl. Bild 1 und 2).

Der Abstand zwischen den Risikoniveaus der ein-
zelnen Altersgruppen bleibt im Zeitverlauf weitge-
hend konstant. Bei den Getöteten ist ein positiver
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2 Berechnung auf Basis der Angaben der amtlichen Straßen-
verkehrsunfallstatistik zu Pkw-Fahrern mit einer Fahrerlaub-
nisbesitzdauer bis 24 Monate, die im Jahr 2000 an Unfällen
mit Personenschaden beteiligt waren. Sonderauswertung
der BASt

3 Unfälle mit Verunglückten
4 vgl. HAUTZINGER & TASSAUX (1989); die unterschiedliche

Verkehrsbeteiligung (Fahrleistung) in einzelnen Altersgrup-
pen ist hier mitberücksichtigt.

Bild 1: Verunglückte Verkehrsteilnehmer 1991 bis 2001 je
100.000 Einwohner – nach Altersgruppen –

Bild 2: Getötete Verkehrsteilnehmer 1991 bis 2001 je 100.000
Einwohner – nach Altersgruppen –



Trend in allen Altergruppen festzustellen. Die Ver-
besserungen bei den höher gefährdeten jüngeren
Altersgruppen gehen allerdings nicht über den all-
gemeinen Trend hinaus.

Das Problem der überdurchschnittlichen Unfallge-
fährdung junger Fahrer und Fahranfänger stellt sich
zum Beginn dieses Jahrzehnts demnach in
Deutschland mit unveränderter Schärfe und be-
gründet einen verkehrspolitischen Handlungsbe-
darf, der vom 41. Verkehrsgerichtstag in Goslar
deutlich unterstrichen wurde.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen hat dem Tatbestand der unverän-
dert hohen Unfallproblematik junger Fahrer und
Fahranfänger Rechnung getragen, indem es die
Bemühungen um eine Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit junger Fahrer und Fahranfänger zum
Schwerpunkt in seinem Verkehrssicherheitspro-
gramm vom Februar 2001 erklärt hat.

Im Oktober 2001 wurde in Wolfsburg unter der
Schirmherrschaft des Bundesverkehrsministers die
Zweite internationale Konferenz zur Verkehrssi-
cherheit Junger Fahrer und Fahrerinnen durchge-
führt. Das Bundesverkehrsministerium stellte die
Konferenz unter die Frage nach zielführenden Maß-
nahmenkonzepten zur Unfallprävention. Innovative
Ansätze und neue internationale Erfahrungen soll-
ten vorgestellt und auf ihr Potenzial zur Absenkung
des Unfallrisikos abgeschätzt werden. Deutsche
und internationale Experten präsentierten auf die-
sem Forum neue Maßnahmenansätze und disku-
tierten sie mit dem Fachpublikum.

Auf ein besonderes Interesse stießen dabei die
ausländischen Maßnahmenansätze zur Verlänge-
rung der Lernzeit, wie z. B. das „Begleitete Fahren“
(Accompanied Driving) und der „Gestufte Fahrer-
laubniserwerb“ (Graduated Licensing). Sie setzen
am fahrpraktischen Fertigkeitserwerb an und
haben im deutschen Maßnahmenspektrum einst-
weilen noch keine Entsprechung. Mit diesen Ansät-
zen wurden im Ausland beträchtliche Absenkun-
gen des Unfallrisikos von Fahranfängern erzielt: in
Nordamerika – je nach Ausgestaltung der Maßnah-
men – zwischen 4 und 60 Prozent, in Schweden
um bis zu 40 Prozent.

Vor dem Hintergrund des Interesses in Fachkreisen
und in der allgemeinen Öffentlichkeit an diesen
Maßnahmenansätzen beauftragte das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
die Bundesanstalt für Straßenwesen mit der Aus-

wertung der neuen ausländischen Erfahrungen und
einer Überprüfung ihrer Übertragbarkeit auf
Deutschland.

Die Auswertung ergab, dass mit einem initialen Ge-
fährdungsschwerpunkt von Fahranfängern und
einer anschließenden, durch zunehmende Fahrpra-
xis bedingten Verringerung ihres Unfallrisikos die
grundlegenden Voraussetzungen für einen Erfolg
fahrpraxisbezogener Maßnahmenansätze auch in
Deutschland bestehen (vgl. BASt-Bericht M 144).

Um die konkreten Möglichkeiten für eine Berück-
sichtigung der positiven ausländischen Erfahrun-
gen in Deutschland zu prüfen und ggf. ein Maß-
nahmenkonzept für Deutschland zu entwickeln,
wurde Mitte 2002 bei der Bundesanstalt für
Straßenwesen die Projektgruppe „Begleitetes Fah-
ren“ mit Experten aus Bund und Ländern, maßgeb-
lichen Verbänden und aus der Wissenschaft einge-
richtet.

2 Modellvorschlag der Projekt-
gruppe

2.1 Erarbeitung in der Projektgruppe

Der mit diesem Bericht vorgelegte Projektgruppen-
vorschlag wurde im Rahmen von sieben Plenums-
sitzungen und weiteren Arbeitsgruppensitzungen
zu rechtlichen und pädagogischen Fragen erarbei-
tet. Zur Berücksichtigung der Erfahrungen im eu-
ropäischen Ausland wurde ein Hearing mit Exper-
ten aus Schweden, Norwegen, Belgien und Öster-
reich durchgeführt und für die Projektgruppenar-
beit ausgewertet. Zusätzliche externe Experten
wurden an der Klärung rechtlicher Fragen betei-
ligt.5

Im Januar 2003 präsentierte die Projektgruppe ihre
Vorstellungen auf dem 41. Deutschen Verkehrsge-
richtstag in Goslar, der das Begleitete Fahren in die
Thematik eines Arbeitskreises zum Unfallrisiko von
Fahranfängern aufgenommen hatte (vgl. FELTZ
2003, HARTMANN 2003, WILLMES-LENZ 2003)
Der Vorschlag greift den neuen Ansatz eines fahr-
praktischen Erfahrungsaufbaus auf und bindet ihn
in ein Gesamtkonzept ein, das umfassend auf die
deutschen Fahrausbildungsgegebenheiten abge-

8
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stellt ist. Nach einer lebhaften und in Teilen kontro-
vers geführten Diskussion wurde das Projektgrup-
penmodell am Ende nahezu einstimmig vom anwe-
senden Fachpublikum befürwortet (vgl. Deutsche
Akademie für Verkehrswissenschaft, 2003, S. 7).
Die Diskussion in Goslar lieferte auch Hinweise auf
noch bestehenden Klärungs- und Überarbeitungs-
bedarf in einzelnen Punkten des vorgeschlagenen
Modells.

Im Anschluss an Goslar widmete sich die Projekt-
gruppe der Aufarbeitung der noch offenen Fragen
und legt nunmehr hiermit ihr endgültiges Modell-
konzept zum „Begleiteten Fahren ab 17“ vor, ver-
bunden mit dem Vorschlag, die rechtlichen Voraus-
setzungen für eine Durchführung und Evaluation
des von ihr vorgeschlagenen Maßnahmenansatzes
in Deutschland zu schaffen.

2.2 Zielsetzung

Das „Begleitete Fahren“ zielt darauf, Fahranfän-
gern bereits zum Beginn des selbstständigen Fah-
rens eine erweiterte fahrpraktische Kompetenz-
grundlage zur Verfügung zu stellen, um damit zu
einer Verringerung ihres Unfallrisikos beizutragen.

Aufbauend auf der bestehenden professionellen
Ausbildung in der Fahrschule sollen in einer Phase
eigenverantwortlicher Verkehrsteilnahme unter Be-
gleitung (Begleitphase) fahrpraktische Erfahrungen
gesammelt und die vielfältigen Aspekte sicheren
Fahrens wiederholt und über einen längeren Zeit-
raum hinweg geübt und gefestigt werden. Dies
führt zu einer erheblichen Verlängerung der Lern-
zeit vor Beginn des selbstständigen Fahrens.

Die Begleitung dient dem Zweck, die Gefährdun-
gen zu minimieren, die mit einer fahrpraktischen
Erfahrungsbildung im Straßenverkehr grundsätz-
lich – und für Anfänger in erhöhtem Maße – ver-
bunden sind. Ohne Begleitung in der Anfangspha-
se findet der Aufbau von Fahrerfahrungen unter
hohen Risikobedingungen statt. Er ist deshalb mit
erheblichen 'Lernkosten' in Form der überpropor-
tionalen Anfängerverunfallung verbunden. Mit einer
Begleitung in der Anfangsphase soll der Aufbau
von Fahrerfahrung dagegen unter niedrigen Risiko-
bedingungen mit einer wesentlich geringeren Un-
fallverwicklung stattfinden.

Wichtige Bereiche der fahrpraktischen Erfahrungs-
bildung sind das Fahrzeughandling in unterschied-
lichsten Anwendungssituationen, das Erleben einer

großen Bandbreite von Fahr- und Verkehrsituatio-
nen im realen Straßenverkehr und das Bewältigen
der daran geknüpften vielfältigen Fahraufgaben.

Um jungen Fahrerlaubnisbewerbern eine Teilnah-
me am Begleiteten Fahren und gleichzeitig ein
selbstständiges Fahren – wie bisher – ab 18 Jahren
zu ermöglichen, erfordert das Modell eine Absen-
kung des Mindestalters für den Zugang zum Fahr-
erlaubniserwerb und zur Fahrausbildung.

Die Teilnahme am Modell soll auf freiwilliger Basis
erfolgen.

Das Modell soll für die Zielgruppe der Fahranfän-
ger, die Begleiter und für die beteiligten Behörden
und Institutionen akzeptabel und praktikabel sein.

Auf zeitliche oder fahrleistungsbezogene Vorgaben
für das Begleitete Fahren wird verzichtet. Es wer-
den lediglich Empfehlungen gegeben, die sich auf
wissenschaftliche Erkenntnisse zur Abnahme des
Unfallrisikos mit wachsender Fahrerfahrung bezie-
hen. Dabei wird vom Eigeninteresse und der Eigen-
initiative der Nutzer ausgegangen, die Möglichkei-
ten des Modells auszuschöpfen.

2.3 Kriterien der Maßnahmengestal-
tung

Den Überlegungen zur Festlegung von Regelungen
wurden allgemeine, auf das Modell des Begleiteten
Fahrens bezogene, sowie speziellere, auf den Be-
gleiter bezogene Gestaltungskriterien zugrunde
gelegt:

Die zentralen modellbezogenen Gestaltungskriteri-
en sind bezeichnet mit

- dem Sicherheitsgewinn,

- der Zugangsfreundlichkeit und

- der Praktikabilität des Modells.

Unter dem Gesichtspunkt des Sicherheitsgewinns
geht es um eine Regelungsausgestaltung, die jun-
gen Fahranfängern einen möglichst umfassenden
Aufbau von Fahrroutine gestattet, wobei gleichzei-
tig darauf zu achten ist, dass die mit den Übungs-
praktiken selbst verbundenen Risiken minimiert
werden. Ausschlaggebend ist dabei die Sicher-
heitsbilanz zwischen der erzielten Verringerung des
Unfallrisikos in der Phase nach dem Begleiteten
Fahren und den ggf. zusätzlichen Risiken, die mit
der Ausübung des Begleiteten Fahrens unmittelbar
verbunden sind.
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Unter dem Gesichtspunkt der Zugangsfreundlich-
keit geht es um die Vermeidung von Zugangs- und
Nutzungsbarrieren, weil geringere Beteiligung und
Nutzung unmittelbar zu Einbußen im Sicherheitser-
trag des Modells führen. Die Zugangsfreundlichkeit
sollte deshalb nur dort eingeschränkt werden, wo
sie absehbar zu Sicherheitseinbußen führt.

Zugangsfreundlichkeit beinhaltet dabei sowohl den
Aspekt der Teilnahmequote, die möglichst hoch
sein sollte, als auch den Aspekt der Nutzungsin-
tensität, die sich in Beteiligungsdauer und erbrach-
ter Fahrleistung ausdrückt.

Unter dem Gesichtspunkt der Praktikabilität geht
es darum, Regelungen zu treffen, die auf eine hohe
Zielgruppenakzeptanz rechnen können, finanziel-
len und organisatorischen Mehraufwand gering
halten und mit einem minimalen rechtstechnischen
Aufwand etabliert werden können.

Kriterien zur Beschreibung der Rolle und der Auf-
gaben von Begleitern in einem Modell „Begleitetes
Fahren“ ergeben sich aus wissenschaftlich gesi-
cherten Erkenntnissen über die risikoverringernde
Auswirkung einer Begleitung von Fahranfängern.
Darüber hinaus ergeben sie sich aus dem Grund-
satzverständnis, dass die Fahrausbildungstätigkeit
– entsprechend der geltenden Rechtslage – dem
professionellen Bereich der Fahrschulen vorbehal-
ten bleiben soll und die Begleiterrolle daher außer-
halb dieses Bereichs anzusiedeln ist. Dies stellt
einen Unterschied zu den ausländischen Modellen
(Österreich, Frankreich, Belgien, Schweden, Nor-
wegen) dar, in denen der Begleiter in die Fahraus-
bildung vor dem Fahrerlaubniserwerb integriert ist.

Wesentliche Aspekte der Begleiterrolle und der mit
ihr verbundenen Aufgaben sind danach:

- Anwesenheit bei der Fahrt ohne Ausübung einer
Ausbildungsfunktion

- Akzeptanz des Fahrers als verantwortlicher
Fahrzeugführer und Akzeptanz der eigenen
Rolle als die eines Begleiters

- Kommunikationspartner für den Fahrer während
der Fahrt

- Beschränkung auf gelegentliche Hinweise
ohne direktes Eingreifen in die Fahrentschei-
dungen und Fahrmanöver

- Mäßigender Einfluss auf den Fahrer in Belas-
tungs- und Konfliktsituationen

- Antworten auf Fragen des Fahrers

- Außerhalb der Fahrten

- Beratung des Fahrers bezüglich sinnvoll zu
fahrender Strecken

- Gesprächspartner für einen Austausch über
die Fahrerfahrungen

2.4 Hauptmerkmale des Modell-
konzepts

Die von der Projektgruppe vorgeschlagenen Rege-
lungen werden im nachfolgenden Kapitel 3 im Ein-
zelnen aufgeführt und begründet.

Die grundsätzlichen Merkmale des Projektgrup-
penvorschlags sind:

- Verlängerung der Lernzeit für den Erwerb siche-
rer Fahrkompetenz:

Ein wesentlicher Kernpunkt des „Begleiteten
Fahrens ab 17“ ist die erhebliche Verlängerung
der Lern- und Vorbereitungszeit von Fahranfän-
gern. Die Altersabsenkung auf 17 Jahre für den
Fahrerlaubniserwerb ist hierfür nur ein Hilfsmit-
tel. Sie ist kein Selbstzweck. Ohne eine Absen-
kung auf 17 hätten Fahranfänger, die wie bisher
ab 18 Jahre selbstständig fahren wollen (und
dies häufig auch müssen, um Schule oder Ar-
beitsstätte zu erreichen), keine Möglichkeit
einer längerfristigen Vorbereitung. Im Kern des
Begleiteten Fahrens ab 17 steht demnach nicht
die Ausweitung der individuellen Pkw-Mobilität,
sondern die Ausweitung der Lern- und Vorbe-
reitungszeit, um einen sichereren Einstieg ab 18
zu ermöglichen.

- Nutzung des fahrpraktischen Erfahrungsauf-
baus zur Erzielung einer erheblich verbesserten
Anfangskompetenz:

Fahrpraktischer Erfahrungsaufbau führt, wie
deutsche Fahranfänger-Unfalldaten belegen, zu
einer Halbierung des Unfallrisikos nach neun
Monaten Fahrpraxis (SCHADE 2001). Er erweist
sich damit als eine hochwirksame Lernquelle für
sicheres Fahren.

- Erstaufbau fahrpraktischer Erfahrung unter
niedrigen Risikobedingungen:

Der fahrpraktische Erfahrungsaufbau erfolgt bis-
her in der Anfangsphase des selbstständigen
Fahrens. Er fällt damit in eine Hochrisikophase
und ist mit entsprechend hohen Unfallkosten
verbunden. Durch die Begleitungsauflage wird,
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wie empirische Erfahrungen eindrucksvoll bele-
gen, ein protektiver Rahmen geschaffen, durch
den die Unfallrisiken beim Sammeln der ersten
Fahrerfahrung nachhaltig verringert werden.
Gleichwohl wird auch bei diesem Fahrerfah-
rungsaufbau unter niedrigen Risikobedingungen
die Fahr- und Verkehrskompetenz wesentlich er-
höht, so dass am Anfang des selbstständigen
Fahrens ein deutlich niedrigeres Unfallrisiko zu
erwarten ist als bei einer Vorbereitung ohne län-
gerfristigen fahrpraktischen Erfahrungsaufbau.

- Ergänzung des bestehenden Systems der Fahr-
anfängervorbereitung:

Das Begleitete Fahren steht ausdrücklich in
einem Ergänzungsverhältnis, nicht in Konkurrenz
zum bestehenden Maßnahmensystem oder ein-
zelnen seiner Komponenten. Mit dem längerfris-
tigen fahrpraktischen Erfahrungsaufbau greift es
einen Aspekt auf, der im Rahmen der anderen
Systemkomponenten (u. a. Fahrausbildung, Si-
cherheitstraining, Fortbildungsseminare, Aufbau-
seminare, Fahrerlaubnis auf Probe) nicht berück-
sichtigt werden kann. Insbesondere bleibt die
Fahrausbildung vollständig in der Zuständigkeit
professioneller Fahrlehrer, da das Begleitete Fah-
ren kein Ausbildungsmodell für Fahrschüler, son-
dern ein Begleitmodell für Fahranfänger ist.

Zentrale Regelungspunkte des Projektgruppenvor-
schlags sind:

- Klare Trennung von Fahrausbildung/Fahrerlaub-
nisprüfung und anschließender Phase des „Be-
gleiteten Fahrens“ (im Gegensatz zu den aus-
ländischen Modellen).

- Die Fahrausbildung ist vollständig zu durchlau-
fen; der Fahranfänger ist bereits in der Begleit-
phase verantwortlicher Fahrzeugführer.

- „Begleitetes Fahren“ soll auf freiwilliger Basis
angeboten werden.

- Bis zum Erreichen des Alters von 18 Jahren
steht für das „Begleitete Fahren“ ein Zeitraum
von bis zu einem Jahr zur Verfügung. Dies be-
dingt eine Absenkung des Mindestalters zum
Erwerb der Fahrerlaubnis in Rahmen des „Be-
gleiteten Fahrens“ auf die Vollendung des 17.
Lebensjahres sowie die Erteilung der Fahrer-
laubnis unter Auflagen.

- Der Begleiter besitzt keine Ausbildungsfunktion.
Er ist nur „Ansprechpartner“ und darf nicht aktiv
in das Fahrgeschehen eingreifen.

- In einer 90-minütigen Vorbereitungsveranstal-
tung sollen Begleiter auf ihre Aufgaben vorbe-
reitet werden. Sie müssen besondere Voraus-
setzungen erfüllen (z. B. Mindestalter 30 Jahre;
nicht mehr als 3 Punkte im VZR). Ob für sie eine
eigene Promilleregelung geschaffen werden
soll, ist auf politischer Ebene zu entscheiden
(vgl. näher hierzu Abschnitt 3.2, Ziff. 35).

2.5 Klärung zivil- und strafrechtlicher
Fragen

Die Projektgruppe hat sich mit allen zivil- und straf-
rechtlichen Rechtsfragen befasst, die beim 41.
Deutschen Verkehrsgerichtstag thematisiert wur-
den.

Dabei handelt es sich um folgende zivilrechtliche
Fragen:

- Deliktfähigkeit des minderjährigen Fahranfän-
gers,

- Einschränkung des Minderjährigenschutzes,

- Zivilrechtliche Haftung der Begleitpersonen und
der aufsichtspflichtigen Personen (aktives Ein-
greifen des Beifahrers, Mithaftung des Beifah-
rers im Falle des Unterlassens einer Einwirkung
auf den Fahrer, Stellung des Begleiters als Auf-
sichtspflichtiger, Haftung des Begleiters aus 
§ 823 BGB, Haftung des Begleiters im Rahmen
des Gesamtschuldnerausgleichs),

- Fragen des Versicherungsvertragsrechts,

- Minderjährige als Halter,

- Zeugnisverweigerungsrechte.

In strafrechtlicher Hinsicht wurden folgende Fragen
angesprochen:

- Anwendung von Jugendgerichtsgesetz und
Ordnungswidrigkeitengesetz,

- Garantenstellung des Beifahrers,

- Zeugnis- und Auskunftsverweigerungsrechte.

Darüber hinaus wurden folgende besonderen Fra-
gestellungen behandelt:

- Führerschein-Vorzeigepflicht für die Begleitper-
son,

- Promille-Grenze für die Begleitperson.

Im Ergebnis wirft das Modell keine zivilrechtlichen
Fragen auf, die nach dem geltenden Haftungsrecht
nicht ohne weiteres gelöst werden könnten.
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Durch das Modell

- werden Geschädigte nicht schlechter gestellt
und

- wird der Minderjährigenschutz nicht einge-
schränkt.

Damit ergibt sich auch keine rechtlich problemati-
sche Kollision zwischen den Interessen minder-
jähriger Pkw-Fahrer und denjenigen geschädigter
Personen.

Die Begleitperson haftet so wie auch sonst jeder
Beifahrer für unfallursächliches Handeln (z. B. Ein-
griff ins Lenkrad). U. U. kann jedoch auch ein Un-
terlassen die Haftung begründen (Übersehen von
Müdigkeit, Trunkenheit o. Ä. vor Beginn der Be-
gleitfahrt). Die Projektgruppe geht von der Mög-
lichkeit einer versicherungsrechtlichen Absiche-
rung dieses Haftungsrisikos aus, die so gestaltet
werden sollte, dass die Bereitschaft geeigneter Be-
gleitpersonen erhöht wird, sich Fahranfängern für
deren Begleitung zur Verfügung zu stellen.

Im Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht ergeben
sich aus dem Modell und aus der Minderjährigkeit
des begleiteten Fahrers rechtlich ebenfalls keine
Besonderheiten. Ob und unter welchen Vorausset-
zungen der Begleiter im Verhältnis zu einem Unfall-
geschädigten im Einzelfall eine Garantenstellung
besitzt, wird ggf. die gerichtliche Praxis zeigen. Ein
gewisses strafrechtliches Risiko wird sich auch ge-
neralpräventiv zugunsten der Verkehrssicherheit
auswirken.

Wegen der Einzelheiten und zu weiteren Fragestel-
lungen wird auf die Dokumentation der in der Pro-
jektgruppe behandelten rechtlichen Beiträge
(SAPP und WOLFF) in Kapitel 6 verwiesen.

2.6 Einordnung in die bestehende Maß-
nahmenlandschaft

Die Projektgruppe betrachtet das Begleitete Fah-
ren als eine Ergänzung des Maßnahmenspektrums
zur Unfallprävention bei jungen Fahrern. Während
in der Fahrausbildung, der Mobilitäts- und Ver-
kehrserziehung in der Schule, der Zweiten Phase
der Fahrausbildung und den weiteren Verkehrssi-
cherheitsangeboten für junge Fahrer insbesondere
die Einwirkung auf die jugendspezifischen Einstel-
lungen im Vordergrund steht, ergänzt das Begleite-
te Fahren diese Aktivitäten dadurch, dass jungen
Fahranfängern in deutlich höherem Umfang siche-

re Einübungsmöglichkeiten in die motorisierte Ver-
kehrsteilnahme zur Verfügung gestellt werden.

2.7 Erwarteter Sicherheitsertrag

Die vorliegenden Erkenntnisse berechtigen zu der
Erwartung, dass das Begleitete Fahren einen 
messbaren Beitrag zur Verringerung des Unfallrisi-
kos von Fahranfängern leistet. Zu einer Abschät-
zung können die deutschen Daten zur Entwicklung
des Unfallrisikos nach dem Fahrerlaubniserwerb
(vgl. SCHADE 2001) sowie Ergebnisse von Wirk-
samkeitsuntersuchungen aus dem Ausland heran-
gezogen werden.

Bei Fahranfängern in Deutschland führt der fahr-
praktische Erfahrungsaufbau nach neun Monaten
zu einer Halbierung ihres anfänglichen Risikos (vgl.
SCHADE 2001). Entsprechende Fahrleistungen im
Rahmen des Begleiteten Fahrens vorausgesetzt,
kann erwartet werden, dass Fahranfänger nach der
Begleitphase mit einem deutlich abgesenkten Risi-
koniveau in die Phase des selbstständigen Fahrens
eintreten.

In Schweden kam es aufgrund der 1993 erfolg-
ten Absenkung der Altersgrenze für den Fahraus-
bildungsbeginn auf 16 Jahre bei etwa der Hälfte
der Fahranfänger zu einer wesentlich verlänger-
ten Lernzeit vor dem selbstständigen Autofahren. 
Die Lernzeit beinhaltet sowohl professionelle Fahr-
stunden mit einem Fahrlehrer als auch 'begleite-
tes Fahren' mit einem Begleiter. Die Fahranfänger,
die von der Möglichkeit der längeren Lernzeit 
Gebrauch machten, erreichten in dieser Zeit einen
fahrpraktischen Übungsumfang von rd. 5.000 
km und 120 Stunden. In den ersten zwei Jahren
nach dem Start in das selbstständige Fahren wie-
sen sie ein bis zu 40 Prozent geringeres fahrleis-
tungsbezogenes Unfallrisiko auf als Fahranfänger
mit einer kurzen Vorbereitungszeit ab dem Alter
von 17,5 Jahren (vgl. GREGERSEN 1997, 2000,
2002).

Auch die Wirksamkeitsbefunde für die Systeme
des gestuften Fahrerlaubniserwerbs in den USA
und Kanada, die je nach Ausgestaltung des Mo-
dells Verringerungen des Fahranfängerrisikos zwi-
schen 4 und über 60 Prozent ausweisen, lassen
das hohe Sicherheitspotenzial von Maßnah-
menansätzen mit einem längerfristigen Fahrerfah-
rungsaufbau unter protektiven Bedingungen erken-
nen (MEI-LI LIN 2003).
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In welchem Grade das Sicherheitspotenzial des
Begleiteten Fahrens in Deutschland ausgeschöpft
werden kann, hängt von der Anzahl der Nutzer und
dem individuellen Umfang der Nutzung des Beglei-
teten Fahrens ab und bleibt empirisch zu klären.

3 Einzelregelungen

3.1 Übersicht

3.2 Begründung der Regelungen

Fahrausbildungsbeginn

(1) Indirekte Regelung

Der Zeitpunkt, zu dem mit der Fahrausbildung be-
gonnen werden kann, ist indirekt durch die Rege-

13

Bereich Regelung 1)

Fahrausbildungs- 1 indirekte Regelung 
beginn
Zugangsvoraus- 2 abgeschlossene Fahrausbildung (Kl. B oder BE) 
setzungen für die gemäß Fahrschülerausbildungsordnung *
Begleitphase 3 bestandene Fahrerlaubnisprüfung *

4 Theorieprüfung frühestens drei Monate vor 
dem 17. Geburtstag *

5 praktische Prüfung frühestens einen Monat vor 
dem 17. Geburtstag *

6 Erwerb der Fahrerlaubnis für die Zeit bis zum 
Erreichen des Alters von 18 Jahren; Aushändi-
gung einer Prüfungsbescheinigung, die nur für 
Deutschland Gültigkeit hat
(Aushändigung des Kartenführerscheins erst 
mit Vollendung des 18. Lebensjahres) *

7 Teilnahme an einer Vorbereitung
(Vorlage der Bescheinigung über die Teilnahme 
vor der praktischen Fahrerlaubnisprüfung) *

8 Art der Vorbereitung *
9 zeitlicher Umfang der Vorbereitung: 90 min *
10 keine Medizinisch-Psychologische Unter-

suchung 

Status des Fahr- 11 Fahren in Begleitung bis zum Erreichen des 
anfängers in der Alters von 18 Jahren als Auflage zur Fahrer-
Begleitphase laubnis; Fahranfänger ist verantwortlicher Fahr-

zeugführer *
12 Besitz einer Prüfungsbescheinigung zum Nach-

weis der erworbenen Fahrerlaubnis (vgl. 6.) *
13 offene Begleiterregelung: keine personenge-

bundene Zuordnung von Fahranfänger und 
Begleiter *

14 Sanktion bei Verstößen gegen die Begleit-
auflage
- mit Vorsatz (z. B. Fahren ohne Begleiter)

- Widerruf der Fahrerlaubnis
- 150 EUR Bußgeld
- 4 Punkte im VZR
- Einstufung als A-Delikt mit der Folge einer 

Zuweisung zu einem Aufbauseminar
- fahrlässig (z. B. unwissentliches Fahren mit 

Begleiter ohne Begleitberechtigung)
- 75 EUR Bußgeld
- 1 Punkt im VZR
- Einstufung als B-Delikt *

15 Beginn der Probezeit mit Aushändigung der 
Prüfungsbescheinigung 

16 Dauer der Probezeit gemäß geltendem Recht 
17 keine besondere Promillegrenze während der 

Begleitphase 

Durchführungs- 18 Dauer der in Anspruch genommenen Begleit-
modalitäten der phase und Fahrleistung nur als Empfehlung
Begleitphase formulieren

19 Inhalt der Empfehlung: 5.000 km, 10 bis 12 
Monate 

20 (pädagogische) Empfehlungen und Informa-
tionen zu weiteren wichtigen Aspekten des 
Begleiteten Fahrens 

21 Vorgaben für das Begleiterverhalten als 
Empfehlung

22 freiwilliges Führen eines Begleitheftes

Bereich Regelung 1)

Durchführungs- 23 freiwillige fahrpädagogische Betreuung;
modalitäten der Offenheit für begleitende Angebote 
Begleitphase 24 Maßnahmen zur flankierenden Sicherheits-

kommunikation (u. a. durch DVR, DVW) 
25 keine Kennzeichnung des Fahrzeugs 
26 keine Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit 

für das Fahren auf Autobahnen 
Zugangsvoraus- 27 Mindestalter 30 Jahre *
setzungen zur 28 seit mindestens 5 Jahren ununterbrochen im 
Begleitertätigkeit Besitz der Kl. B *

29 Erwerb der Begleitbefugnis durch Teilnahme an 
einer Vorbereitung *

30 zeitlicher Umfang 90 min; Durchführbarkeit im 
Rahmen einer (Abend-)Veranstaltung *

31 Vorlage eines VZR-Auszugs (max. 3 Monate alt) 
bei Erwerb der Begleitungsberechtigung 
(ersatzweise Vorlage einer Bescheinigung der 
Fahrerlaubnisbehörde, dass keine Eintragungen 
über 3 Punkte vorliegen) *

32 keine Altersobergrenze
33 Empfehlung der gemeinsamen Teilnahme von 

Fahranfänger und Begleiter an der Vorbereitung
Begleiterstatus 34 Mitführen der Teilnahmebescheinigung an der 

Vorbereitung während der Begleitfahrten *
35 keine alkoholbedingte Beeinträchtigung des 

Begleiters
(Gewährleistung der Freiheit des Begleiters von 
einer alkoholbedingten Beeinträchtigung durch 
eine Auflage für den Fahrer)
(ggf. später Einführung einer gesetzlichen
Promillegrenze für Begleiter) *

36 Begleiter: kein Verkehrsteilnehmer im Sinne 
der StVO

37 keine Begrenzung der Begleitbefugnis auf be-
stimmte Personen (offene Begleiterregelung)

38 keine zeitliche Befristung der Begleitbefugnis
Aufgaben des 39 Aufgaben und Rolle des Begleiters
Begleiters - Anwesenheit bei der Fahrt ohne Ausübung 

einer Ausbildungsfunktion
- Mitfahrt auf vorderem Beifahrersitz
- Akzeptanz des Fahrers als verantwortlicher 

Fahrzeugführer und Akzeptanz der eigenen 
Rolle als die eines Begleiters

- Beobachtung des Fahrverhaltens
- Kommunikationspartner für den Fahrer 

während der Fahrt
- Beschränkung auf gelegentliche Hinweise 

ohne direktes Eingreifen in Fahrentschei-
dungen und Fahrmanöver

- Antworten auf Fragen des Fahrers
- Ausübung eines mäßigenden Einflusses in 

Belastungs- und Konfliktsituationen
- keine manuellen Eingriffe
Außerhalb der Fahrten:
- Beratung des Fahrers bezüglich sinnvoll zu 

fahrender Strecken
- Gesprächspartner für einen Austausch über 

die Fahrerfahrungen
Organisation der 40 Zulassung von Personen und Einrichtungen *
Vorbereitungs- zur Durchführung von Vorbereitungsveranstal-
veranstaltungen tungen durch die landesrechtlich dazu be-

stimmte Stelle 
1) Regelungen auf Rechtsebene sind mit * gekennzeichnet



lungen zur Theorieprüfung und praktischen Prü-
fung festgelegt (vgl. 4 und 5).

Bei voller zeitlicher Ausschöpfung der Begleitpha-
se ab dem 17. Geburtstag kommt es zu einem Aus-
bildungsbeginn mit ca. 16,5 Jahren und einem Ab-
legen der Fahrerlaubnisprüfung bis zu einem
Monat vor dem 17. Geburtstag.

Zugangsvoraussetzungen zur Begleitphase

(2) Abgeschlossene Fahrausbildung (Kl. B oder
BE) gemäß Fahrschülerausbildungsordnung

(3) Bestandene Fahrerlaubnisprüfung

Die Vermittlung einer ausreichenden Fahr- und Ver-
kehrskompetenz soll unverändert die Aufgabe der
bestehenden professionellen Fahrausbildung blei-
ben, und das Erreichen dieser Kompetenz soll in
der Fahrerlaubnisprüfung nachgewiesen werden.

Erst nachdem diese Grundlage geschaffen ist, setzt
das Begleitete Fahren ein. Seine Aufgabe ist damit
bezeichnet, dem Fahranfänger unter niedrigen Risi-
kobedingungen die Entwicklung einer bereits aus-
gereifteren Fahr- und Verkehrskompetenz zu ermög-
lichen, bevor er ab dem Alter von 18 Jahren ohne
Begleitauflage als Autofahrer am Verkehr teilnimmt.

(4) Theorieprüfung frühestens drei Monate vor
dem 17. Geburtstag

(5) Praktische Prüfung frühestens einen Monat
vor dem 17. Geburtstag

Diese Regelungen in § 16 Abs. 3 Satz 2 und § 17
Abs. 1 Satz 4 FeV zum frühestmöglichen Zeitpunkt
von Theorieprüfung und praktischer Prüfung sind
entsprechend anzuwenden.

Aus fahrpädagogischen Gründen soll in den Be-
gleitmaterialien empfohlen werden, die Prüfungen
zeitnah zum geplanten Fahrbeginn zu absolvieren.

(6) Erwerb der Fahrerlaubnis für die Zeit bis
zum Erreichen des Alters von 18 Jahren in
Form einer Prüfungsbescheinigung, die nur
für Deutschland Gültigkeit hat

Der Besitz der Fahrerlaubnis wird mit einer Prüfbe-
scheinigung dokumentiert. Im Kartenführerschein
kann aufgrund der EU-weit genormten Schlüsse-
lung die Sonderbedingung der Begleitauflage nicht
auf eine Art und Weise ausgewiesen werden, dass
sie auch im Ausland zwingend gelten würde. Das
hätte zur Folge, dass im Ausland ohne Begleitaufla-
ge gefahren werden könnte.

Mit der Aushändigung des Kartenführerscheins
erst zum 18. Geburtstag und der Ausstellung einer
bis zu diesem Zeitpunkt nur für Deutschland gülti-
gen Prüfbescheinigung kann diesem Problem be-
gegnet werden.

Die Möglichkeit, auf der Grundlage der Prüfbe-
scheinigung im Ausland bestimmungsgemäß, d. h.
begleitet, zu fahren, ist grundsätzlich möglich, je-
doch von einer gesonderten Entscheidung der je-
weiligen Länder abhängig.

(7) Teilnahme an einer Vorbereitung und Vor-
lage der Teilnahmebescheinigung

In einer gesonderten Vorbereitungsveranstaltung
sollen sowohl Fahranfänger als auch Begleiter über
Zielsetzung, Durchführungsmodalitäten und haf-
tungsrechtliche Fragen im Zusammenhang des Be-
gleiteten Fahrens informiert werden.

Die Vorlage der Bescheinigung vor der praktischen
Fahrerlaubnisprüfung entspricht der geltenden Re-
gelung zur Vorlage der Ausbildungsbescheinigung.

(8) Art der Vorbereitung: Inhaltlich gleiche 
Veranstaltung wie für Begleiter

Die Vermittlung der Ziele und Inhalte hat den Cha-
rakter einer Informationsveranstaltung.

Das zentrale Vermittlungsziel besteht darin, dass
es sich bei der Begleitung lediglich um die Mitfahrt
eines fahrerfahrenen und verkehrszuverlässigen
Fahrers handelt, ohne dass vom Begleiter eine
Ausbildungsfunktion ausgeübt oder Eingriffe in das
Handeln des Fahrers vorgenommen würden.

Die Interaktion zwischen Fahranfänger und Beglei-
ter und die Gestaltung der Beziehung zwischen
ihnen stellen den Hauptgegenstand dar. Es ist des-
halb sinnvoll, Begleiter und Fahranfänger mit der-
selben Veranstaltung anzusprechen.

Die gemeinsame Teilnahme von Fahranfänger und
vorgesehenem persönlichen Begleiter ist wün-
schenswert, soll aus Praktikabilitätsgründen je-
doch nicht zur Verpflichtung gemacht werden.

(9) Zeitlicher Umfang der Vorbereitung: 90 min

Eine Dauer von 90 min erscheint vom Umfang her
ausreichend, um eine ausführliche Information zu
gewährleisten. Es ist davon auszugehen, dass die
Informationsvermittlung durch weitere Kanäle, ins-
besondere Print-, Bild- und Tonmedien, wirkungs-
voll unterstützt wird, so dass die angestrebten
Kommunikationsziele erreicht werden können.
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(10) Keine Medizinisch-Psychologische 
Untersuchung

Eine Medizinisch-Psychologische Untersuchung
eigens für Teilnehmer am Modell „Begleitetes Fah-
ren“ wird nicht für erforderlich gehalten, da das Be-
gleitete Fahren nicht als Ausnahmeregelung, son-
dern als eigenständige Regelung zum Mindestalter
angelegt ist. Es ist auch davon auszugehen, dass
die Auflage der Begleitung mögliche Mängel, ins-
besondere im Hinblick auf die charakterliche Reife,
ausgleichen kann.

Darüber hinaus besteht im Rahmen der allgemei-
nen Regelungen die Möglichkeit, von Kandidaten,
bei denen aufgrund konkreter Umstände Eignungs-
zweifel bestehen, die Beibringung von fachärztli-
chen oder medizinisch-psychologischen Gutach-
ten zu verlangen. Hinzuweisen ist auch auf die
Möglichkeit des Fahrerlaubnisprüfers, erhebliche
Auffälligkeiten im Rahmen der Prüfung an die Fahr-
erlaubnisbehörde zu melden.

Status des Fahranfängers in der Begleitphase

(11) Einschränkung der Fahrerlaubnis auf Fah-
ren in Begleitung bis zum Erreichen des
Alters von 18 Jahren als Auflage; Fahran-
fänger ist verantwortlicher Fahrzeugführer

Mit der Begleitauflage wird die maßgebliche Voraus-
setzung für einen Fahrerfahrungsaufbau unter nied-
rigen Risikobedingungen geschaffen. Der protektive
Effekt einer Begleitung von Fahranfängern am An-
fang ihrer Fahrkarriere wurde in wissenschaftlichen
Untersuchungen nachgewiesen (GREGERSEN et al.
2002, MEI-LI LIN 2003) und auch in den praktischen
Alltagserfahrungen beobachtet, z. B. in der L17-
Ausbildung in Österreich (vgl. Protokoll des Exper-
tenhearings Kapitel 6). Auch wissenschaftliche Be-
funde aus Deutschland zum Einfluss von Mitfahrern
auf das Fahrerverhalten lassen einen protektiven Ef-
fekt erwarten, sofern es sich nicht um gemeinsame
Fahrten im Gleichaltrigenkontext handelt (ELLING-
HAUS & SCHLAG 2001). Diese Befunde bestärken
die Erwartung, dass sich diese Effekte auch dann
einstellen, wenn die Fahranfänger – wie im deut-
schen Modell – bereits den Status des verantwortli-
chen Fahrzeugführers haben.

Der Vorschlag der Projektgruppe sieht eine Begleit-
dauer von bis zu einem Jahr vor. In diesem Zeit-
raum kann nach den Verlaufskurven des Fahran-
fängerrisikos in Deutschland (SCHADE 2001) und
ausländischen Forschungsergebnissen (GREGER-
SEN 1997, 2000, 2002; SAGBERG 2002, MEI-LI

LIN 2003) mit Risikoreduzierungen in der Größen-
ordnung einer Halbierung des normalen Anfänger-
risikos gerechnet werden. Dabei ist eine ausrei-
chend große Fahrleistung vorausgesetzt, die nach
den vorliegenden Daten aus Schweden auf etwa
5.000 km zu veranschlagen ist.

Der im deutschen Modell vorgesehene einjährige
Zeitraum für einen Erfahrungsaufbau unter niedri-
gen Risikobedingungen bietet daher erhebliche
Möglichkeiten der Risikoreduzierung vor dem Start
in die selbstständige Fahrkarriere mit 18 Jahren.
Mit dem Erlöschen der Begleitauflage zum Zeit-
punkt der Aushändigung des Kartenführerscheins
ist im Übrigen niemandem die Möglichkeit genom-
men, auch weiterhin noch so oft wie möglich mit
einem erfahrenen Begleiter zu fahren, um auf diese
Weise den eigenen Fahrerfahrungsaufbau unter
protektiven Bedingungen fortzusetzen.

Die Begleitauflage ist rechtlich als eine Auflage ge-
fasst, nicht als eine Beschränkung. In letzterem
Falle würde ein Verstoß zu strafrechtlichen Konse-
quenzen führen (Fahren ohne Fahrerlaubnis).
Gleichwohl werden bei einer Fassung als Auflage
deutlich spürbare Sanktionen vorgesehen bis hin
zum Widerruf der Fahrerlaubnis z. B. bei vorsätzli-
chem Fahren ohne Begleiter (vgl. unten „Sanktio-
nen bei Verstößen gegen die Begleitauflage").

Trotz der Begleitauflage besitzt der 17-jährige
Fahranfänger den Status des verantwortlichen
Fahrzeugführers, den er sich mit dem Durchlaufen
einer vollständigen Fahrausbildung und dem Be-
stehen der Fahrerlaubnisprüfung in der gleichen
Weise erworben hat wie jeder andere Fahranfänger.
Dieser Status wird durch die Anwesenheit eines
Mitfahrers nicht eingeschränkt.

Hinsichtlich des Fahrerstatus unterscheidet sich
das deutsche Modell des Begleiteten Fahrens von
den anderen Modellen des Begleiteten Fahrens in
Europa, in denen die Fahrerlaubnis und damit der
Status des verantwortlichen Fahrzeugführers erst
nach der Begleitphase erworben wird.

(12) Besitz einer Prüfungsbescheinigung zum
Nachweis der erworbenen Fahrerlaubnis

(siehe Ziff. 6)

(13) Offene Begleiterregelung: Keine personen-
gebundene Zuordnung von Fahranfänger
und Begleiter

Im Rahmen der offenen Begleiterregelung können
Fahranfänger im Begleiteten Fahren von jedem Be-
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sitzer einer gültigen Begleitbescheinigung begleitet
werden. Umgekehrt können Begleiter jeden Fahran-
fänger im Rahmen des Begleiteten Fahrens beglei-
ten.

Mit dieser flexiblen Lösung wird einer Einschrän-
kung der Übungsmöglichkeiten für Fahranfänger
entgegengewirkt, etwa wenn der 'normale' Beglei-
ter – Mutter oder Vater – krankheitsbedingt, wegen
einer längeren Reise oder aus sonstigen Gründen
nicht zur Verfügung steht. Das Offenhalten mög-
lichst umfangreicher Übungsmöglichkeiten unter
protektiven Bedingungen ist von hervorgehobener
Bedeutung, da damit die Kernfunktionen und die
Leistungsfähigkeit des Modells berührt sind.

Mit der offenen Begleiterregelung ist keine Relati-
vierung der Anforderungen an den einzelnen Be-
gleiter verbunden: Es dürfen in jedem Falle nur sol-
che Personen die Begleittätigkeit ausüben, die die
geforderten Voraussetzungen erfüllen (vgl. Rege-
lungspunkte 27 bis 33).

Wissenschaftliche Erkenntnisse und Praxiserfahrun-
gen aus Ländern mit Modellen des Begleiteten Fah-
rens zeigen, dass sich auch bei einer offenen Be-
gleiterregelung der Kreis der Begleiter auf nur weni-
ge Personen konzentriert, meist Mutter oder Vater
(vgl. Ergebnisse des Expertenhearings in Kapitel 6).

Eine Einflussnahme der Eltern auf die Frage, wer
ihr Kind begleiten darf, ist im Rahmen des Eltern-
rechts (Umgangsbestimmung) möglich. In der Pra-
xis dürfte davon auszugehen sein, dass die Eltern,
die auch dem Abschluss des Ausbildungsvertrages
mit der Fahrschule zustimmen müssen, mit dem
Minderjährigen besprechen, wer als Begleiter in
Frage kommt.

(14) Sanktion bei Verstößen gegen die Begleit-
auflage

Bei den Sanktionsregelungen werden drei Gestal-
tungsprinzipen angelegt:

- eine Sanktionierung unterhalb der Ebene von
Straftatbeständen,

- eine konsequente Sanktionierung,

- eine Differenzierung zwischen vorsätzlichen und
fahrlässigen Verstößen.

Die Sanktionshöhe im Falle vorsätzlicher Verstöße
reicht an die obere Grenze der Sanktionsmöglich-
keiten bei Auflagenverstößen. Diese harte Variante,
auch wenn sie unterhalb der Straftatbestands-

ebene angesiedelt ist, trägt dem Sicherheitsaspekt
während des Begleiteten Fahrens Rechnung: Es
soll darauf hingewirkt werden, dass die Schutzvor-
kehrungen für einen möglichst gefahrlosen Aufbau
von Fahrerfahrungen – d. h. vor allem die Begleit-
auflage – konsequent beachtet werden.

Ausdruck der konsequenten Ausrichtung der
Sanktionsregelungen ist zudem, dass auch fahrläs-
sige Verstöße spürbar bewehrt werden.

(15) Beginn der Probezeit mit Erwerb der 
Fahrerlaubnis

Die Festlegung des Beginns der Probezeit auf den
Zeitpunkt des Erwerbs der Verantwortung für das
Führen eines Fahrzeugs ist gerechtfertigt, da ab
diesem Zeitpunkt faktisch eine Bewährungssituati-
on besteht.

Im Rahmen dieser Bewährungssituation müssen die
Bedingungen des Begleiteten Fahrens zusätzlich
beachtet werden, was einer Verschärfung der Be-
währungssituation im Vergleich zum Fahranfänger
außerhalb des Begleiteten Fahrens gleichkommt.
Auf der anderen Seite ist davon auszugehen, dass
durch die Anwesenheit des Begleiters regelkonfor-
mes Verhalten gestützt und auf diese Weise das Be-
stehen der Probezeit wiederum erleichtert wird. Eine
Bewährungssituation besteht jedoch von Anfang an
und rechtfertigt einen Beginn der Probezeit mit dem
Beginn des Begleiteten Fahrens.

(16) Dauer der Probezeit gemäß geltendem
Recht

Die Dauer der Probezeit für die Fahranfänger inner-
halb des Modells „Begleitetes Fahren ab 17“ soll in
gleicher Weise wie für andere Fahranfänger nach
den bestehenden rechtlichen Regelungen be-
stimmt werden.

Von einer Beaufschlagung, etwa um die Dauer der
Begleitphase, soll abgesehen werden. In seinen
Auswirkungen könnte dies kontraproduktive Effek-
te haben, da damit ein Anreiz zu einer kurzen Nut-
zung der Begleitphase geschaffen würde. Die Höhe
des im Begleiteten Fahren erzielbaren Sicherheits-
gewinns wird aber maßgeblich durch den Umfang
der fahrpraktischen Einübung unter niedrigen Risi-
kobedingungen bestimmt.

Die verhaltenswirksamen Elemente von Probezeit
und Begleitungsauflage sind kongruent: Die abge-
senkte Sanktionsschwelle in der Probezeit bewirkt
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ebenso ein vorsichtigeres und regelorientierteres
Verhalten (mit der Folge einer Verringerung des Un-
fallrisikos, vgl. MEEWES & WEISSBRODT 1992)
wie die sozialen Kontrollwirkungen, die von der An-
wesenheit eines Begleiters ausgehen.

Die Begleitung verstärkt somit die Wirkabsicht der
Fahrerlaubnis auf Probe. Ein Gegenrechnen im
Sinne „längere Begleitzeit“ – „längere Probezeit“
wäre daher verfehlt.

(17) Keine besondere Promillegrenze während
der Begleitphase

Anhaltspunkte, dass Fahranfänger innerhalb des
Begleiteten Fahrens alkoholbedingten Gefährdun-
gen in einem höherem Maße ausgesetzt sein könn-
ten als Fahranfänger außerhalb des Begleiteten
Fahrens, sind nicht erkennbar.

Aufgrund der unmittelbaren sozialen Kontrolle durch
den Begleiter ist davon auszugehen, dass Trink-
Fahr-Konflikte eher zugunsten eines Verzichts auf
das Trinken gelöst werden als bei Fahranfängern
außerhalb des Begleiteten Fahrens, die sich z. B. im
Rahmen ihrer Freizeitmobilität u. a. auch in alkohol-
permissiven Peer-Group-Kontexten bewegen.

Insofern erscheint es nicht angezeigt, für Fahran-
fänger im Rahmen des Begleiteten Fahrens eine
strengere, von den generellen Festlegungen abwei-
chende Promillegrenze vorzusehen.

Davon unberührt ist die Frage, ob ggf. für Fahran-
fänger im Allgemeinen eine Absenkung der Promil-
legrenze erwogen werden sollte. Diese Fragestel-
lung geht jedoch über die Konzeptüberlegungen
zum Präventionsansatz des Begleiteten Fahrens
hinaus und wurde daher im Rahmen der Projekt-
gruppe nicht behandelt.

Durchführungsmodalitäten der Begleitphase

(18) Dauer der in Anspruch genommenen 
Begleitphase und Fahrleistung nur als
Empfehlung

Die in der Begleitphase erbrachte Fahrleistung stellt
die entscheidende Bestimmungsgröße für den Rei-
fegrad der Fahr- und Verkehrskompetenz am Ende
der Begleitphase dar. Von Bedeutung sind dabei v.
a. der zeitliche Umfang, die erbrachte km-Leistung
sowie das Spektrum der Fahrsituationen, in denen
wiederholt Fahrerfahrungen gesammelt werden.

Trotz der Bedeutung des Fahrpraxisumfangs in der
Begleitphase wird davon abgesehen, feste Vorga-

ben zu formulieren. Bei festen Vorgaben wären er-
hebliche Probleme beim Nachweis und der Kon-
trolle der jeweils erbrachten Fahrleistung zu erwar-
ten.

Zielführender erscheint es, auf das Eigeninteresse
der Betroffenen und ihren verständigen Umgang
mit dem Begleiteten Fahren zu setzen.

Eine bedeutende Rolle kommt dabei der Sicher-
heitskommunikation zu. Ihre Aufgabe besteht
darin, den Fahranfängern und den Begleitern die
Funktionsprinzipien des Begleiteten Fahrens ver-
ständlich zu machen und ihnen Hilfestellungen für
ihre Fahr- und Übungspraxis an die Hand zu
geben.

In die Gestaltung einer wirksamen Sicherheitskom-
munikation können unterschiedliche Kompetenzen
einfließen, angefangen von der fahrpädagogischen
Beratung darüber, was sich junge Fahranfänger zu-
trauen sollten und was (noch) nicht, über die psy-
chologische Unterstützung bei der Gestaltung
eines förderlichen 'Arbeitsklimas' zwischen Fahrer
und Begleiter bis hin zur Kommunikationsexpertise
für eine positive Imageentwicklung des Begleiteten
Fahrens als wesentliche Voraussetzung für eine
Ausschöpfung der Möglichkeiten dieses Ansatzes
zur Verbesserung der Fahranfängersicherheit.

Von großer Bedeutung wird schließlich die wissen-
schaftliche Untersuchung der Praxis des Begleite-
ten Fahrens sein. Diesbezüglich wäre, so wie es in
anderen Ländern bereits umfassend geschehen ist,
im Rahmen einer Prozessevaluation detailliert zu
untersuchen, in welchen konkreten Formen das
Begleitete Fahren ausgeübt wird.

Aus den Ergebnissen der Begleitforschung zur
Dauer der in Anspruch genommenen Begleitphase,
den erbrachten Fahrleistungen, dem Spektrum der
geübten Fahrsituationen, den Nutzerprofilen und
weiteren wichtigen Merkmalen zur Praxis des Be-
gleiteten Fahrens können Schlussfolgerungen für
die Beratung der Zielgruppe und für die Optimie-
rung des Modellansatzes gezogen werden.

(19) Inhalt der Empfehlung: 5.000 km, 10 bis 12
Monate

Auf der Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse
zum fahrpraxisbedingten Rückgang des Unfallrisi-
kos bei Fahranfängern in Deutschland (SCHADE
2001) und Evaluationsergebnissen aus dem Ver-
gleich von Fahranfängern mit umfangreicher und
mit 'normaler' fahrpraktischer Vorbereitung in
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skandinavischen Ländern (GREGERSEN 1997,
SAGBERG 2001) werden eine Dauer der Begleit-
phase von 10 bis 12 Monaten sowie ein Fahrlei-
stungsumfang von 5.000 km empfohlen.

Nach der professionellen Fahrausbildung in einer
Fahrschule verfügt ein Fahranfänger in Deutsch-
land durchschnittlich über 500 bis 1.000 km fahr-
praktische Erfahrungen. Mit Begleitetem Fahren im
empfohlenen Umfang würde dieser Erfahrungsbe-
stand um ein Mehrfaches erweitert, bevor es zu
einer selbstständigen Verkehrsteilnahme als Auto-
fahrer kommt.

(20) Pädagogische Empfehlungen und Informa-
tionen zu weiteren wichtigen Aspekten des
Begleiteten Fahrens

Neben den Empfehlungen zur Dauer der Begleit-
phase und zum Fahrleistungsumfang sind weiter-
gehende Empfehlungen zur Durchführung des Be-
gleiteten Fahrens in der Praxis erforderlich. Sie be-
treffen einen breiten Fragenkreis, angefangen von
der sinnvollen Wahl von Fahrstrecken bis zur Ge-
staltung der Interaktion zwischen Fahrer und Be-
gleiter. Hier sind Fahrpädagogen und Verkehrspsy-
chologen gefragt. In besonderem Maße ist auch
die künftige Evaluationsforschung gefragt, welche
die Umsetzungspraxis und die Wirkungen im Ein-
zelnen untersucht. Die Erkenntnisse der Evaluati-
onsforschung sind dabei für die Zielgruppenbera-
tung und die Weiterentwicklung des Modellansat-
zes heranzuziehen.

(21) Vorgaben für das Begleiterverhalten als
Empfehlung

Für die Ausübung der Begleittätigkeit sollten dem
Begleiter praktische Verhaltensempfehlungen an
die Hand gegeben werden, die aus seiner Aufga-
benstellung, wie sie im Rahmen des vorliegenden
Projektgruppenvorschlags definiert ist (vgl. 39), ab-
geleitet sind. Eine orientierende Einwirkung auf das
Begleiterverhalten in Form von Empfehlungen, In-
formationen und freiwilligem Erfahrungsaustausch
hält die Projektgruppe für angemessen, da diese
Einwirkungsformen dem privaten und freiwilligen
Charakter der Begleitertätigkeit entsprechen. Eine
darüber hinausgehende Anleitung oder besondere
Kontrolle wird angesichts der nicht professionell
ausgerichteten Begleitertätigkeit nicht für zielfüh-
rend gehalten.

(22) Freiwilliges Führen eines Begleitheftes

Zur Unterstützung des Lernens in der Phase des
Begleiteten Fahrens wird das Führen eines Begleit-

heftes empfohlen. Ein Begleitheft kann fahrpä-
dagogisch fundierte Orientierungen für die Gestal-
tung des fahrpraktischen Erfahrungsaufbaus ge-
ben und ermöglicht dem Lernenden, seinen Erfah-
rungsfortschritt zu dokumentieren. Von einer Ver-
pflichtung zum Führen eines Begleitheftes soll aus
Praktikabilitätsgründen abgesehen werden.

(23) Freiwillige fahrpädagogische Betreuung 
– Offenheit für begleitende Angebote

Die Frage nach einer optimalen Durchführung des
Begleiteten Fahrens in der Praxis schließt auch den
Aspekt ein, welche zusätzlichen Möglichkeiten zu
einer sinnvollen Unterstützung der Übungspraxis
genutzt werden können.

An Anlässen und zeitlichen Möglichkeiten zur Nut-
zung geeigneter Angebote dürfte es nicht fehlen 
– immerhin befassen sich Fahranfänger und Be-
gleiter, zumeist wohl die Eltern, über einen längeren
Zeitraum hinweg mit Fragen des Erwerbs von Fahr-
und Verkehrskompetenz. Anders als in Österreich
und in Frankreich ist im deutschen Modell des Be-
gleiteten Fahrens keine obligatorische Begleitung
dieser Phase durch fahrpädagogische Angebote
vorgesehen. Gleichwohl besteht aber der Raum für
entsprechende Aktivitäten.

Im schulischen Bereich zeichnen sich zusätzliche
Angebote für diesen Bereich bereits ab (Führer-
schein AG's in Niedersachsen). Geeignete Ange-
bote sind aber auch im Fahrschulbereich und im
Bereich der Anbieter von Fahrsicherheitstrainings
denkbar. Als strukturierende Hilfen zur Unterstüt-
zung von Lernprozessen können sie wertvolle Bei-
träge zum Erwerb ausgereifter Fahr- und Verkehrs-
kompetenz leisten (vgl. LEUTNER & BRÜNKEN
2002).

(24) Maßnahmen zur flankierenden Sicherheits-
kommunikation (u. a. durch DVR, DVW)

In Teilen der Öffentlichkeit ist unter dem Stichwort
„Führerschein ab 17“ leider ein Bild des Begleiteten
Fahrens entstanden, das der Intention dieses An-
satzes nicht gerecht wird.

Der Ansatz zielt auf eine Verlängerung der Vorberei-
tungszeit auf das selbstständige Autofahren und
den Aufbau umfassender fahrpraktischer Vorerfah-
rungen unter niedrigen Risikobedingungen. In der
Medienöffentlichkeit wurde häufig jedoch nur die
Absenkung des Einstiegsalters für den Fahrerlaub-
niserwerb zur Kenntnis genommen und die Absicht

18



unterstellt, Fahranfängern einen früheren Zugang 
zur motorisierten Verkehrsteilnahme mit dem Pkw
verschaffen zu wollen. Übersehen wurde dabei,
dass auch beim Begleiteten Fahren die selbstständi-
ge Verkehrsteilnahme erst mit 18 Jahren beginnen
soll.

Aufgrund dieser Informations-Schieflage und weil
das Begleitete Fahren ein neuartiger Präventions-
ansatz in Deutschland ist, stellt die adäquate Ver-
mittlung der Ziele dieses neuen Maßnahmenansat-
zes besondere Anforderungen an die Sicherheits-
kommunikation.

Neben der Vermittlung der tatsächlichen Ziele wird
es auch darum gehen, die praktische Umsetzung
dieser für Deutschland noch ungewohnten Art der
Fahranfängervorbereitung anzusprechen und mit
Informationen und Tipps zu begleiten (vgl. 18). Auf
diese Weise kann die Sicherheitskommunikation
einen eigenständigen Beitrag dazu leisten, die po-
sitiven Möglichkeiten des Begleiteten Fahrens aus-
zuschöpfen.

(25) Keine Kennzeichnung des Fahrzeugs

Eine Kennzeichnung der Fahrzeuge beim Begleite-
ten Fahren erscheint unter Sicherheitsgesichts-
punkten zunächst überlegenswert. Jedoch ist da-
rauf hinzuweisen, dass die Fahrer im deutschen
Modell des Begleiteten Fahren bereits eine vollwer-
tige Fahrausbildung absolviert und die gleiche Prü-
fung bestanden haben wie andere Fahranfänger.
Insofern besteht vom Kompetenzniveau her keine
Veranlassung zu einer Sonderbehandlung. Auf-
grund der Begleitung und der durch ihre Anwesen-
heit bewirkten Vermeidung von Risikosituationen
darf sogar angenommen werden, dass begleitete
17-jährige Fahranfänger berechenbarer und regel-
orientierter fahren als nicht begleitete etwas ältere
Fahranfänger. All dies spricht nach mehrheitlicher
Auffassung in der Projektgruppe dafür, auf eine
Kennzeichnung zu verzichten.

Aus der Praxis der Fahrausbildung ist bekannt,
dass bei gekennzeichneten Fahrzeugen eher nach-
teilige Effekte zu erwarten sind. So fühlen sich nicht
selten andere Verkehrsteilnehmer zu Belehrungs-
gesten oder gar riskanten Überholmanövern verlei-
tet, wenn sie auf ein gekennzeichnetes Fahrschul-
fahrzeug stoßen, das ihnen möglicherweise etwas
zu langsam fährt.

Schließlich ist darauf zu verweisen, dass die Kenn-
zeichnungspflicht der Fahrzeuge in der Österreichi-

schen L17-Ausbildung bei der letzten Gesetzesno-
vellierung abgeschafft wurde, weil sie sich nicht
bewährt hatte.

(26) Keine Höchstgeschwindigkeit auf Auto-
bahnen

Gegenüber der unter Sicherheitsgesichtspunkten
erhobenen Forderung nach Festlegung einer
Höchstgeschwindigkeit für Fahranfänger im Rah-
men des Begleiteten Fahrens ist auf die identische
Vorqualifikation der Fahranfänger innerhalb und
außerhalb des Begleiteten Fahrens hinzuweisen.
Bei der Wahl der Fahrgeschwindigkeit ist davon
auszugehen, dass die sozialen Kontrollwirkungen
der Begleitung sich in der Regel zugunsten einer si-
cherheitsorientierten und vernünftigen Geschwin-
digkeitswahl auswirken dürften.

Die Festlegung von Geschwindigkeitshöchstgren-
zen hätte zur Folge, dass der Umgang mit höheren
Geschwindigkeiten aus dem geschützten Lernfeld
des Begleiteten Fahrens herausgenommen und in
die spätere Phase des selbstständigen Fahrens
verschoben würde. Dadurch würden Lernchancen
im protektiven Rahmen des Begleiteten Fahrens
vertan und ggf. Gefährdungen durch einen unge-
schützten Kompetenzerwerb beim späteren selbst-
ständigen Lernen herbeigeführt.

Eine solche Regelung erscheint daher der Mehrheit
der Projektgruppenmitglieder nicht nur überflüssig,
sondern in bestimmten Aspekten sogar kontrapro-
duktiv.

Sinnvoller erscheint, den bei Fahranfängern zu er-
wartenden Prozess des zunehmend routinierteren
und in Teilen auch zügigeren Fahrens in der Sicher-
heitskommunikation und in der fahrpädagogischen
Betreuung im Rahmen von freiwilligen Weiterbil-
dungsangeboten zu begleiten.

Zugangsvoraussetzungen zur Begleitertätigkeit

(27) Mindestalter 30 Jahre

Die Festlegung des Mindestalters für Begleiter auf
30 Jahre weicht von den Regelungen in anderen
europäischen Ländern ab, in denen diese Grenze
bei 25 Jahren liegt. Obwohl aus der Modellpraxis
dieser Länder keine negativen Erfahrungen be-
kannt sind, wird für Deutschland eine Altersgrenze
von 30 Jahren vorgeschlagen. Damit sollen mögli-
che negative Peer-Group-Einflüsse sicher ausge-
schlossen werden.
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Eine Absenkung des Mindestalters auf 25 Jahre
sollte ggf. geprüft werden, wenn sich in der Eva-
luation herausstellen sollte, dass sich ein Mindes-
talter von 30 Jahren als eine Zugangsbarriere für
das Begleitete Fahren auswirkt.

(28) Seit mindestens 5 Jahren ununterbrochen
im Besitz der Klasse B bzw. Klasse 3

Der fünfjährige ununterbrochene Besitz einer Fahr-
erlaubnis soll als Indikator für eine ausgereifte
Fahrerfahrung und für Verkehrszuverlässigkeit die-
nen. Der faktische Umfang der Fahrerfahrung wird
mit diesem Indikator nicht angezeigt. Da praktika-
ble Verfahren zum Nachweis des tatsächlichen
Fahrerfahrungsumfangs jedoch nicht zur Verfü-
gung stehen, wird die Dauer des Fahrerlaubnisbe-
sitzes als ausreichend betrachtet.

Sollte in Einzelfällen trotz längeren Fahrerlaubnis-
besitzes nur eine geringere Fahrerfahrung vorlie-
gen, greifen dennoch die weiteren Begleitervoraus-
setzungen wie z. B. die Altersregelung, um eine
ausreichende Grundlage für eine protektive Wir-
kung sicherzustellen.

(29) Erwerb der Begleitbefugnis durch Teilnah-
me an einer Vorbereitungsveranstaltung

Zu Funktion und Charakter der Vorbereitung wird
auf die Ausführungen unter (7) „Teilnahme des
Fahranfängers an einer Vorbereitung“ verwiesen.

Was den Begleiter betrifft, richtet sie sich an fahr-
erfahrene, verkehrszuverlässige Fahrerlaubnisinha-
ber. Ihnen ist ein verständiges Verhalten im Verkehr
zu unterstellen, welches in Verbindung mit den
speziellen, in der Vorbereitung vermittelten Infor-
mationen als ausreichende Grundlage für die Aus-
übung der Begleittätigkeit betrachtet wird.

Die Begleitbefugnis dient als Legitimationsausweis
gegenüber dem Begleiteten und Dritten.

(30) Zeitlicher Umfang 90 min; Durchführbar-
keit im Rahmen einer (Abend-)Veranstal-
tung

Ein zeitlicher Umfang der Vorbereitung von 90 Mi-
nuten ist ausreichend, um die notwendigen Infor-
mationen (vgl. Ziff. 7) zu vermitteln.

Die Begrenzung auf 90 Minuten und die Durchführ-
barkeit im Rahmen einer (Abend-)Veranstaltung

trägt auch dem Gesichtspunkt Rechnung, dass in
der maßgeblichen Begleiterzielgruppe (Eltern von
17-Jährigen) in der Regel eine hohe berufliche Aus-
lastung und in Folge dessen ein eher knappes
Zeitbudget anzutreffen ist. Die Teilnahmemöglich-
keit muss daher auch in zeitlicher Hinsicht prakti-
kabel sein.

(31) Vorlage eines VZR-Auszugs (max. 3 Mona-
te alt) bei Erwerb der Begleitbefugnis zum
Nachweis eines Eintragungsstandes von
max. 3 Punkten

Ersatzweise kann eine Bescheinigung der Fahrer-
laubnisbehörde vorgelegt werden, dass keine Ein-
tragungen über 3 Punkte vorliegen.

Eine wesentliche Anforderung an die Begleitperson
im Rahmen des Begleiteten Fahrens ist neben
einer ausgereiften Fahrerfahrung und einem ange-
messenen Altersabstand zum jugendlichen Fahr-
anfänger in der Bereitschaft zum regelgerechten
Fahren zu sehen. Aufgrund dieser Anforderung sol-
len Personen, die mehrfach verkehrsauffällig ge-
worden sind, von der Begleittätigkeit ausgeschlos-
sen werden.

Der ursprüngliche Projektgruppenvorschlag einer
Obergrenze von 7 VZR-Punkten orientierte sich an
den gesetzlich vorgesehenen Interventionsstufen
bei Punktetätern, die bei 8 VZR-Punkten eine erste
Interventionsschwelle vorsehen (Möglichkeit des
Abbaus von 4 Punkten durch den Besuch eines
Aufbauseminars) und damit eine Grenze zwischen
einem niedrigeren und höheren Punktestand kon-
stituieren. Auch auf dem 41. Verkehrsgerichtstag in
Goslar wurde die mit dieser Grenze verbundene
Punktbelastung als zu hoch empfunden und dem-
zufolge ein Überprüfungsbedarf festgestellt. Die
Projektgruppe schließt sich den Bedenken des Ver-
kehrsgerichtstags an. Sie sieht in den 7 Punkten
einen Hinweis auf Mängel in der Verkehrszuverläs-
sigkeit.

Bei der Überprüfung durch die Projektgruppe wur-
den KBA-Daten zur Verteilung der Fahrerlaubnis-
besitzer nach ihrem Eintragungsstand im Verkehrs-
zentralregister herangezogen (Personen im VZR-
Bestand am 31.12.1999 nach Geschlecht und Alter
sowie Punktestand, Kraftfahrt-Bundesamt, Februar
2003). Bei Festlegung einer Obergrenze von 3 VZR-
Punkten würden nach diesen Daten etwa 1,1 Mio.
Fahrerlaubnisbesitzer für eine Begleittätigkeit nicht
in Frage kommen.
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Die Masse der Fahrerlaubnisbesitzer bleibt danach
unter 4 Punkten, so dass die Nutzungseinschrän-
kung des Begleiteten Fahrens nach Einschätzung
der Projektgruppe in einem vertretbaren Rahmen
bleibt und durch den Vorteil der Beschränkung auf
Begleiter mit einer höheren Verkehrszuverlässigkeit
aufgewogen wird.

Bei dieser Abwägung wurde auch berücksichtigt,
dass die Nutzungseinschränkung durch die offene
Begleiterregelung gemildert wird, indem sie dem
Fahranfänger das Ausweichen auf einen anderen
Begleiter ermöglicht, falls eine für ihn ansonsten in
Frage kommende Begleitperson wegen der restrik-
tiveren Punktegrenze nicht tätig werden kann.

(32) Altersobergrenze

Auf den Vorschlag einer Altersobergrenze wird ver-
zichtet. Aus den Erfahrungen in den anderen eu-
ropäischen Ländern haben sich keine Hinweise auf
Probleme mit älteren Begleitern ergeben.

(33) Empfehlung der gemeinsamen Teilnahme
von Fahranfänger und Begleiter an der
Vorbereitung

Aus einer gemeinsamen Teilnahme von Fahranfän-
ger und vorgesehenem persönlichen Begleiter sind
Vorteile für die Abstimmung untereinander vor dem
Eintreten in die gemeinsame Fahr- und Begleitpra-
xis zu erwarten. Sie wird daher empfohlen. Aus
Praktikabilitätsgründen soll sie jedoch nicht ver-
pflichtend vorgeschrieben werden (Vgl. auch 8).

Begleiterstatus

(34) Mitführen der Teilnahmebescheinigung an
der Vorbereitung

Der Begleiterstatus ist durch die Teilnahmebe-
scheinigung an der Vorbereitung dokumentiert. Der
Fahrer ist im Rahmen seiner Verantwortlichkeit für
die Erfüllung der Voraussetzungen des Begleiteten
Fahrens auch dafür verantwortlich, dass eine gülti-
ge Begleiterbescheinigung mitgeführt wird.

(35) Keine alkoholbedingte Beeinträchtigung
des Begleiters

Durch eine alkoholbedingte Beeinträchtigung der
Wahrnehmungs- und Reaktionsfähigkeit des Be-
gleiters kann die positive Wirkungen seiner Anwe-
senheit während der Fahrt Schaden nehmen. So ist
etwa davon auszugehen, dass sich Fahrer in ihrem

Verhalten auf einen alkoholisierten Mitfahrer weni-
ger stark einstellen als auf einen Mitfahrer, der in
seiner Aufnahmefähigkeit nicht eingeschränkt ist.
Vor diesem Hintergrund ist zu fordern, dass der Be-
gleiter keiner relevanten alkoholbedingten Beein-
trächtigung unterliegt.

Idealerweise könnte diese Forderung durch
Rechtsregelungen analog den bestehenden Rege-
lungen für Kraftfahrer durchgesetzt werden. Damit
wäre allerdings ein zeitaufwändiger, Gesetzesän-
derungen einschließender Rechtssetzungsprozess
verbunden. Würde dieser Rechtssetzungsprozess
zur Voraussetzung einer Einführung des Begleite-
ten Fahrens gemacht, hätte dies eine beträchtliche
Verzögerung der Maßnahmeneinführung zur Folge.

Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, die Nicht-
Beeinträchtigung des Begleiters durch Alkohol
über eine Auflage für den Fahrer sicherzustellen
und Verstöße gegen diese Auflage mit dem Wider-
ruf der Fahrerlaubnis zu sanktionieren.

Aufgrund dieser deutlichen Sanktionsbewehrung
kann erwartet werden, dass das Interesse der Fah-
rer an einer Vermeidung von Fahrten mit einem al-
koholisch beeinträchtigten Begleiter nachhaltig ge-
stärkt wird. Probleme bei diesem Lösungsansatz
bestehen in gewissem Umfang bei der Identifikati-
on und dem Nachweis der alkoholbedingten Be-
einträchtigung des Begleiters. Probleme können
sich auch im Verhältnis von Kindern und begleiten-
dem Elternteil ergeben, wenn von Seiten des
Fahranfängers eine alkoholbedingte Beeinträchti-
gung des elterlichen Begleiters festgestellt und
daraus Konsequenzen gezogen werden sollen.

Bei den Überlegungen in der Projektgruppe zu
einem praxisgerechten Lösungsweg wurde auch
berücksichtigt, dass Trink-Begleit-Konflikte im
Rahmen des Begleiteten Fahrens vermutlich nur
am Rande und in Einzelfällen auftreten.

Unter Abwägung der Vor- und Nachteile beider Lö-
sungsansätze schlägt die Projektgruppe mehrheit-
lich vor, zunächst den Regelungsweg einer Auflage
für den Fahrer zu beschreiten. Dies impliziert einen
einfacheren Rechtssetzungsaufwand, ermöglicht
eine zügigere Einführung des Begleiteten Fahrens
und hält die Möglichkeit einer gesetzlichen Rege-
lung offen. Die Bewährung dieses Regelungswegs
soll in der Evaluation detailliert geklärt werden.
Damit sollen zugleich die Erkenntnisvoraussetzun-
gen für die eventuelle Gestaltung eines rechtlichen
Regelungsweges geschaffen werden.
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(36) Beifahrer, kein Verkehrsteilnehmer im
Sinne der StVO

Der Begleiter ist grundsätzlich Beifahrer und damit
kein Verkehrsteilnehmer im Sinne der StVO, es sei
denn, er greift aktiv in das Verkehrsgeschehen ein.
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass direkte Eingriffe
des Begleiters in Fahrentscheidungen und Fahr-
manöver nicht zulässig sind (vgl. Ziff. 39).

(37) Keine Begrenzung der Begleitbefugnis auf
bestimmte Personen

Die Begleitbefugnis berechtigt zur Begleitung eines
jeden Fahranfängers im Modell „Begleitetes Fahren
ab 17“ (vgl. auch Ziff. 13).

(38) Keine zeitliche Befristung der Begleit-
befugnis

Eine Befristung der Begleitbefugnis wird nicht für
erforderlich gehalten, da davon auszugehen ist,
dass sie in der Regel von Eltern erworben wird, um
die eigenen Kinder zu begleiten. Ein Schwinden der
Begleitbefähigung innerhalb des Zeitraums, bis 
z. B. ein nachfolgendes Geschwisterkind beglei-
tet werden soll, ist nicht wahrscheinlich. Für die
Begleitung des zweiten Kindes dürfte aufgrund 
der Vorerfahrung eher mit verbesserten Vorausset-
zungen auf der Seite des Begleiters gerechnet 
werden.

Die Verkehrsbewährung wird von der Projektgrup-
pe als eine zentrale Begleitervoraussetzung be-
trachtet. Angesichts der Tatsache, dass die Beglei-
terauswahl im Rahmen des Begleiteten Fahrens
eine Positiv-Auslese darstellt, geht die Projektgrup-
pe von einem unveränderten Fortbestehen der Ver-
kehrszuverlässigkeit nach der Erwerb der Begleit-
befugnis aus. Die Vorlage eines aktualisierten VZR-
Auszugs nach bestimmten Fristen wird daher nicht
für erforderlich gehalten. Gleichwohl soll die Legal-
bewährung von Begleitern in der Evaluation des
Begleiteten Fahrens jedoch nachverfolgt werden,
um die getroffenen Annahmen überprüfen und die
Regelung ggf. an eine geänderte Erkenntnislage
anpassen zu können.

(39) Aufgaben des Begleiters

Die Aufgaben des Begleiters beinhalten keine
Aspekte, die geeignet sind, die Verantwortlichkeit
des Fahrers zu schmälern. Sie beinhalten keine
Elemente des Eingriffs in die Fahrtätigkeit.

Insbesondere gehört die Instruktion oder Ausbil-
dung des Fahranfängers nicht zu den Aufgaben
des Begleiters.

Die wesentliche Aufgabe des Begleiters liegt in sei-
ner Anwesenheit und in seiner Ansprechbarkeit für
den Fahrer. Dadurch ist gewährleistet, dass der
Fahrer die Person des Begleiters bei seinen Fahr-
entscheidungen mit einbezieht.

Die Ausübung der Begleitung erfolgt sinnvoller-
weise als Mitfahrt auf dem vorderen Beifahrersitz.
Eine rechtliche Verpflichtung zur Benutzung des
vorderen Beifahrersitzes bei der Mitfahrt ist nicht
vorgesehen.

Um den Beteiligten die ausschließliche Begren-
zung auf die Aufgabe der Begleitung deutlich zu
machen, ist besonders zu betonen, dass manuelle
Eingriffe in die Fahrtätigkeit aufgrund des Gefähr-
dungspotenzials nicht zulässig sind.

Der Begleiter soll das Fahrverhalten des Fahran-
fängers und das Verkehrsgeschehen beobachten,
um ihm ggf. nach der Fahrt für Rückmeldungen
und Fragen zur Verfügung stehen zu können.

Der Begleiter soll bei Belastungen des Fahrers
durch die Fahraufgabe auf Möglichkeiten der Ent-
lastung achten und den Fahrer darin unterstützen,
sich Entlastung zu verschaffen (Pause einlegen,
langsamer fahren, Toleranz zeigen).

Organisation der Vorbereitung

40 Zulassung verschiedener Personen und
Einrichtungen zur Durchführung der Vorbe-
reitung durch die landesrechtlich dazu be-
stimmte Stelle

Für die angemessene Vermittlung der Informatio-
nen zum Begleiteten Fahren innerhalb der Vorbe-
reitungsveranstaltungen, insbesondere zu den so-
zialen und psychologischen Aspekten des Verhal-
tens von Fahranfänger und Begleiter und zur Inter-
aktion zwischen ihnen, ist nach Einschätzung der
Projektgruppe geeignetes Personal in ausreichen-
dem Umfang verfügbar (Fahrlehrer, Moderatoren,
Lehrer, Erwachsenenbildner).

Ebenso zeichnet sich ab, dass interessierte Perso-
nen und Einrichtungen bereitstehen, die sich der
Aufgabe der Entwicklung und Durchführung von
Vorbereitungsveranstaltungen annehmen werden.

Anbieter von Vorbereitungsveranstaltungen sollten
tätig werden können, nachdem ihr Seminarkonzept
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von einer landesrechtlich dazu bestimmten Stelle
gebilligt worden ist. Für eine Zulassung ist insbe-
sondere nachzuweisen, dass die Vorbereitung
durch angemessen qualifiziertes Personal erfolgt.

4 Wissenschaftliche Grundlagen
und ausländische Erfahrungen

Der Projektgruppenvorschlag stützt sich auf wis-
senschaftliche und praktische Erkenntnisgrundla-
gen: die BASt-Auswertung zu internationalen Er-
fahrungen mit neuen Maßnahmenansätzen zur Ver-
ringerung des Unfallrisikos von Fahranfängern im
Vorfeld der Projektgruppenarbeit (WILLMES-LENZ
2002), die Aufarbeitung kognitionspsychologischer
Aspekte des Erwerbs von Fahr- und Verkehrskom-
petenz in einem Beitrag von LEUTNER & BRÜN-
KEN (2002) zur Wolfsburger Junge Fahrerkonferenz
und die Ergebnisse eines internationalen Exper-
tenhearings, das im Rahmen der Projektgruppen-
arbeit im Oktober 2002 durchgeführt wurde (vgl.
Kapitel 6). Diese Erkenntnisgrundlagen erweitern
das Bild der Unfallproblematik junger Fahranfänger
um wesentliche Aspekte, indem sie die Aufmerk-
samkeit auf die unfallkritische Bedeutung des fahr-
praktischen Erfahrungsaufbaus lenken und diesen
Erfahrungsaufbau kognitionspsychologisch als
einen komplexen Prozess des Erwerbs von Fahr-
und Verkehrskompetenz beschreiben.

So geht aus deutschen und ausländischen Ver-
laufsuntersuchungen zum Unfallrisiko hervor, dass
die höchste Unfallgefährdung für Fahranfänger un-
mittelbar am Anfang ihrer Fahrkarriere besteht
(SCHADE 2001, MAYCOCK 1991, SAGBERG
2002, GREGERSEN 2000).

Die Daten belegen darüber hinaus, dass sich das
Unfallrisiko mit wachsender Fahrerfahrung deutlich
verringert. In Deutschland zeigt sich – vergleichbar
mit anderen Ländern – eine Halbierung des Unfall-
risikos nach 9 Monaten und eine Verringerung auf
ein Restrisiko von 10 Prozent nach 2,6 Jahren
(SCHADE 2001; vgl. Bild 3).

Fahrpraxis erweist sich somit als ein effizienter Si-
cherheitsfaktor, der von höchstem Interesse für
eine Befähigung von Fahranfängern zu einem si-
cheren Einstieg in die motorisierte Verkehrsteilnah-
me ist. Der Kompetenzaufbau durch Fahrpraxis ist
jedoch mit der Problematik verbunden, dass er in
die Phase der höchsten Verkehrsgefährdung am
Anfang des selbstständigen Fahrens fällt.

Aus Untersuchungen zur Begleitung von fahruner-
fahrenen Fahrern geht hervor, dass sich bei Beglei-
tung durch verkehrserfahrende Fahrer das zu er-
wartende erhöhte Fahranfängerrisiko nicht ein-
stellt. In breit angelegten Untersuchungen konnte
festgestellt werden, dass sich die begleiteten Fahr-
anfänger mit einem Risiko weit unterhalb des nor-
malen Fahranfängerrisikos im Verkehr bewegen
(GREGERSEN 2002). Begleitetes Fahren ermög-
licht Fahranfängern daher die Gewinnung fahrprak-
tischer Erfahrungen unter vergleichsweise sicheren
Bedingungen.

Eine Antwort auf die Frage, ob die unter dem
'Schutz' der Begleitung erworbenen fahrprakti-
schen Kompetenzen auch zu einer Absenkung des
Unfallrisikos nach der Begleitphase führen, konnte
erneut in breit angelegten schwedischen Untersu-
chungen gefunden werden (GREGERSEN 2000).
Danach wurde bei Fahranfängern mit wesentlich
ausgedehnteren fahrpraktischen Vorerfahrungen
im Rahmen des Begleiteten Fahrens ein um 24 bis
40 Prozent geringeres fahrleistungsbezogenes Un-
fallrisiko festgestellt im Vergleich zu Fahranfängern
mit normaler Vorerfahrung (Fahrausbildung ab 17,5
Jahre; GREGERSEN 2000, 2002).

Die Verringerung des Unfallrisikos durch fahrprakti-
schen Erfahrungsaufbau lässt sich theoretisch im
Rahmen kognitionspsychologischer Modelle der
Informationsverarbeitung und der Handlungsregu-
lation erklären.

In diesen Modellen wird Fahren als eine Mehr-
fachtätigkeit aufgefasst, bei der zur gleichen Zeit
unterschiedliche Aufgaben bewältigt werden müs-
sen (z. B. Spur halten, Geschwindigkeitsanpas-
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Bild 3: Unfallrisiko weiblicher und männlicher Fahranfänger 
der Klasse 3 aus dem Jahr 1987 in den ersten vier Jah-
ren der Fahrkarriere. Unfälle mit Delikteintragung im 
Verkehrszentralregister (Männer: N = 5.205; Frauen: 
N = 6.095; zit. bei SCHADE, 2001)



sung, visuelle Überwachung des Verkehrsgesche-
hens, Einschätzen von Risiken, Treffen von Fahr-
entscheidungen). Jede Aufgabe erfordert Aufmerk-
samkeit und verbraucht kognitive Ressourcen. An-
gesichts grundsätzlich begrenzter kognitiver Kapa-
zitäten besteht das Erfordernis der Handlungskoor-
dination, und so werden bei sich abzeichnender
kognitiver Überlastung Nebenaufgaben (z. B. Spre-
chen) vorübergehend ausgeblendet, um sich ange-
messen der Hauptaufgabe des Fahrens widmen zu
können. Infolge von Überforderung kommt es zu
Fahrfehlern oder einem vollständigen Verlust der
Kontrolle.

Von erstrangiger Bedeutung für die reibungslose
Bewältigung von Fahraufgaben ist das erreichte
Fertigkeitsniveau, bei dessen Aufbau drei Phasen
unterschieden werden können (vgl. Bild 4). In einer
ersten Phase deklarativer und wissensbasierter Ver-
arbeitung ist eine Schritt-für-Schritt-Handlungsaus-
führung charakteristisch. In einer zweiten Phase re-
gelbasierter Verarbeitung werden Handlungsschritte
miteinander verkettet und verschmolzen, und in
einer dritten Phase wird ein fertigkeitsbasiertes Ver-
arbeitungsniveau erreicht, in dem Handlungen weit-
gehend automatisiert mit nur noch einem geringen
Maß an Aufmerksamkeitszuwendung erfolgen.

Im Ergebnis der längerfristigen fahrpraktischen Er-
fahrungsbildung und des dadurch bewirkten Auf-
baus automatisierter Fertigkeiten und Handlungs-
routinen verbessern Fahrer ihre Leistungsvoraus-
setzungen für eine fehlerfreie, schnelle und kognitiv
nicht belastende Bewältigung von Fahraufgaben in
erheblichem Umfang.

Die Relevanz der Fertigkeitsverbesserung für die
Fahranfängerproblematik wird nicht zuletzt durch
den initialen Gefährdungsschwerpunkt unterstri-

chen, den man kurz nach dem Fahrerlaubniser-
werb schwerlich auf mangelnde Vorsicht oder ver-
kehrsunangemessene Motive zurückführen kann.
Überdies sind aus den empirischen Erkenntnissen
zu den charakteristischen Kompetenzdefiziten, die
Unfällen junger Fahrer und Fahranfänger zugrunde
liegen, zahlreiche Hinweise auf klassische Fertig-
keitsdefizite zu entnehmen. MAYHEW & SIMPSON
(1995), die entsprechende Arbeiten gesichtet
haben, nennen hier unter anderem Probleme bei
der Spurhaltung, der Geschwindigkeitskontrolle,
der Bewältigung von Mehrfachaufgaben, der visu-
ellen Orientierung, der Gefahrenwahrnehmung und
der Gefahreneinschätzung.

Neben den Fragen der Entwicklung des Unfall-
risikos bei Fahranfängern und ihres Erwerbs von
Fahr- und Verkehrskompetenz bezeichnet die
Frage des Beifahrereinflusses einen weiteren zen-
tralen Bereich wissenschaftlicher Erkenntnisgrund-
lagen für das Begleitete Fahren. Beim Begleite-
ten Fahren geht es dabei um den spezifischen
Aspekt des unmittelbaren Einflusses eines älteren,
fahrerfahrenen Beifahrers auf das Fahrverhalten
eines Fahranfängers. Bei der Konzeption des vor-
liegenden Modellvorschlags wurden zwei Erkennt-
nisse herangezogen: zum einen der generelle Be-
fund aus der Beifahrerforschung, dass sich die Be-
gleitung junger Fahrer durch ältere günstig auf die
Sicherheit auswirkt (vgl. ELLINGHAUS & SCHLAG
2001), zum anderen spezifische Befunde aus der
wissenschaftlichen Evaluierung und praktischen
Beobachtung des Begleiteten Fahrens, dass das
Unfallrisiko in der Phase der Begleitung deutlich
geringer ist als bei selbstständigem Fahren am An-
fang der Fahrkarriere. In Schweden etwa wurde auf
der Basis einer Auswertung des Unfallgeschehens
ein fahrleistungsbezogenes Risikoverhältnis zwi-
schen Begleitetem Fahren einerseits und den ers-
ten zwei Jahren des selbstständigen Fahrens an-
dererseits von 1 zu 34 festgestellt (GREGERSEN
2002).

Der Begleitung von Fahranfängern durch ältere,
fahrerfahrene Beifahrer kann daher eine protektive
Wirkung zugeschrieben werden. Welche Faktoren
im Einzelnen diese Wirkung bedingen und welche
Aspekte in der Interaktion von Fahrer und Begleiter
– eingeschlossen die indirekte Berücksichtigung
der Begleiteranwesenheit – eine Rolle spielen, ist
noch wenig erforscht. Diese Fragestellungen wer-
den im Rahmen einer künftigen Evaluierung des
Begleiteten Fahrens eine hervorgehobene Rolle
spielen (vgl. auch MEI-LI LIN 2003), da sie von
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Bild 4: Modell des Erwerbs von Fahr- und Verkehrsexpertise
(nach RASMUSSEN, 1984, zit. bei LEUTNER & BRÜN-
KEN, 2002)



hoher praktischer Bedeutung für eine Optimierung
sowohl der protektiven Wirkungen der Begleiter-
Fahranfänger-Interaktion als auch der Ausschöp-
fung der Übungsmöglichkeiten im Begleiteten Fah-
ren sind.

Die Projektgruppe geht davon aus, dass die Erfah-
rungen aus dem Ausland nicht eins zu eins auf
Deutschland übertragbar sind. Deswegen wurde
ein eigenes Modell entwickelt, das zur Erprobung
vorgeschlagen wird.

5 Umsetzung des Modell-
konzepts

5.1 Schaffung der rechtlichen Voraus-
setzungen für die Erprobung des
Modellvorschlags

Die Projektgruppe ist zu der Auffassung gekom-
men, dass das hier beschriebene Modell „Begleite-
tes Fahren ab 17“ ein Erfolg versprechender Maß-
nahmenansatz zur Verringerung des Unfallrisikos
von Fahranfängern ist.

Nach der zügigen Klärung der noch offenen Fragen
– wie es in den Empfehlungen des 41. Verkehrsge-
richtstags vom Januar 2003 gefordert wurde – und
dem Erreichen tragfähiger Ergebnisse schlägt die
Projektgruppe vor, durch Schaffung der rechtlichen
Voraussetzungen den interessierten Bundeslän-
dern die Möglichkeit zu geben, das Modell zu er-
proben.

Ein Arbeitsentwurf für eine rechtliche Umsetzung
ist dem Projektgruppenbericht in Kapitel 6 beige-
fügt.

5.2 Konzipierung und Umsetzung der
Vorbereitungsveranstaltungen

Für eine Umsetzung des Modells sind u. a. geeig-
nete Rahmenkonzepte für Vorbereitungsveranstal-
tungen für Fahranfänger und Begleiter zu ent-
wickeln.

In diesen Konzepten müssen die im Projektgrup-
penbericht vorgenommenen Festlegungen zu Rolle
und Aufgaben von Fahranfänger und Begleiter im
Rahmen des Begleiteten Fahrens angemessen auf-
gegriffen und didaktisch und maßnahmentech-
nisch umgesetzt werden.

Ebenso wie das Modell des Begleiteten Fahrens
insgesamt sind die Maßnahmenkonzepte zur Vor-
bereitung von Fahranfängern und Begleitern im
Rahmen der Modellevaluation auf ihre Praxisbe-
währung zu überprüfen und unter Berücksichti-
gung der Evaluationsergebnisse ggf. zu ändern
oder weiterzuentwickeln.

5.3 Begleitung der Einführung durch
die Sicherheitskommunikation

Der Sicherheitskommunikation kommt die Aufgabe
zu, der Öffentlichkeit, insbesondere den Fahran-
fängern und potenziellen Begleiter die Funktions-
prinzipien des Begleiteten Fahrens verständlich zu
machen und geeignete Hilfestellungen für die Fahr-
und Übungspraxis an die Hand zu geben.

Die Verdeutlichung von Anliegen und Charakter
des Maßnahmenansatzes als einer Verlängerung
der Vorbereitungs- und Lernzeit für die selbst-
ständige Pkw-Mobilität ist von besonderer Bedeu-
tung angesichts der noch bestehenden Informa-
tionsdefizite und teilweise auch Missverständnis-
se in der Öffentlichkeit, die den Zweck der Maß-
nahme fälschlich in einer früheren Pkw-Mobilität
sehen.

Schließlich kann die Sicherheitskommunikation
auch einen wichtigen Beitrag dazu leisten, das Be-
gleitete Fahren mit den anderen Möglichkeiten der
Fahranfängervorbereitung und -begleitung zu ver-
knüpfen und die Fahranfänger und ihre Eltern zu
einer Nutzung des gesamten Spektrums der Ange-
bote für einen sicheren Einstieg ins Autofahren zu
motivieren.

5.4 Evaluation und Optimierung des
Maßnahmenansatzes

Die Projektgruppe unterstreicht das Erfordernis
einer umfassenden Evaluation des Begleiteten
Fahrens nach seiner Einführung. Regelungen zur
Gestaltung des Modells, die einstweilen noch auf
der Basis von Plausibilitätsüberlegungen getroffen
werden mussten, können dann auf eine objektivier-
te Erfahrungsbasis gestellt und ggf. verändert wer-
den. Das Hauptziel der Evaluation besteht dabei in
der Überprüfung der Bewährung des Modellansat-
zes, deren zentrales Kriterium im Beitrag zur Ab-
senkung des Unfallrisikos junger Fahranfänger zu
sehen ist.
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6 Ergänzende Unterlagen

6.1 Ergebnisse des Internationalen Ex-
pertenhearings

Protokoll des Internationalen Expertenhearings
zum Modellvorschlag der Projektgruppe „Be-
gleitetes Fahren“ am 28.10.2002 in Bonn

Top 1: Eröffnung des Hearings und Begrüßung der
Teilnehmer

Top 2: Kurzvorträge der Experten zum Thema:
„Bisherige Erfahrungen mit dem Maßnah-
menansatz des Begleiteten Fahrens und
erste Stellungnahme zum Konsenspapier
der Projektgruppe“

Top 3: Befragung der Experten

Top 4: Resumee durch den Geschäftsführer

Zu Top 1: Eröffnung des Hearings und Be-
grüßung der Teilnehmer

Der Geschäftsführer der Projektgruppe eröffnete
das Expertenhearing mit der Begrüßung der gela-
denen Experten und der anwesenden Projektgrup-
penmitglieder. Er dankte den Vertretern des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen für die Bereitstellung der Tagungsräumlich-
keiten und übergab das Wort an Herrn WEIBRECHT,
der seinerseits Grußworte an die Teilnehmer richte-
te. In seinen einleitenden Worten wies er auf den zü-
gigen Fortgang der Projektgruppenarbeit hin und
sprach die Erwartung aus, im nächsten Frühjahr Er-
gebnisse vorlegen zu können. Die Tagesordnung
wurde wie vorgeschlagen angenommen.

Zu Top 2: Kurzvorträge der Experten

GREGERSEN, VTI, Schweden

GREGERSEN erinnerte an die umfangreichen Un-
tersuchungen zum Begleiteten Fahrenlernen in
Schweden, die mit einer in diesem Jahr vorgeleg-
ten weiteren Studie zur Praxis dieser Ausbildungs-
form ergänzt worden sind (vgl. GREGERSEN 2002).

Als wesentliche Entwicklungen der letzten Jahre in
Schweden hob er folgende Punkte hervor:

- Einen Rückgang bei den 18-jährigen Fahrer-
laubnisbewerbern – Jugendliche hätten inzwi-
schen vielfach andere Prioritäten als den
frühestmöglichen Führerscheinerwerb –,

- die Reform vom September 1993 mit einer Ab-
senkung des Mindestalters für den Fahrausbil-
dungsbeginn auf 16 Jahre, um auf diese Weise
mehr Fahrerfahrung zu ermöglichen, und

- das späterhin entwickelte, bisher jedoch noch
nicht umgesetzte Modell eines gestuften Fahr-
erlaubnissystems, in dem die Ausrichtung an
den Zielen der GADGET-Matrix (Fahrzeugbedie-
nung, Verkehrsbeherrschung, sozialer Fahrt-
kontext und allgemeine Persönlichkeitsaspekte)
einen wesentlichen Kern darstellt.

GREGERSEN gab nähere Erläuterungen zu dem
seit September 1993 in Schweden praktizierten
Fahrausbildungssystem, in dem neben der damals
neu eingeführten Langform der Ausbildung ab 16
Jahre die bisherige Kurzform mit einem Ausbil-
dungsbeginn ab 17,5 Jahren bestehen blieb. In
beiden Ausbildungsvarianten ist ein Glättetraining
obligatorisch (Fahrübungen auf glatter Fahrbahn).
Die Probezeit nach dem Fahrerlaubniserwerb be-
trägt zwei Jahre.

Aus der neuen schwedischen Untersuchung zu
Praxis des Begleiteten Fahrens stellte GREGER-
SEN u. a. folgende Ergebnisse dar:

- Die professionelle Fahrausbildung wird zumeist
erst am Ende der Lernphase in Anspruch ge-
nommen.

- In der Langform der Fahrausbildung beträgt 
der durchschnittliche Ausbildungsumfang 126
Fahrpraxisstunden, davon 112 mit einem priva-
ten Begleiter und 14 mit einem Fahrlehrer. In der
Kurzform der Ausbildung sind es 48 Stunden,
ebenfalls aufgeteilt auf Fahrten mit einem priva-
ten Begleiter und mit einem Fahrlehrer.

- Ein Fahrerlaubnisbewerber hat i. d. R. zwei pri-
vate Begleiter. In der weit überwiegenden Zahl
der Fälle handelt es sich um beide Elternteile.

- Die Altersspanne der Begleiter liegt nach den
erhobenen Daten zwischen 24 und 77 Jahren.
Probleme mit älteren Begleitern wurden nicht
festgestellt.

- Das Unfallaufkommen bei Übungsfahrten mit
privaten Begleitpersonen stellt nach GREGER-
SEN kein Problem dar, welches das Modell des
Begleiteten Fahrenlernens in Frage stellen wür-
de. Das fahrleistungsbezogene Verhältnis von
Unfällen in der Begleitphase zu Unfällen in den
ersten zwei Jahren des selbstständigen Fahrens
gab er mit 1:34 an.

26



In seinen Schlussfolgerungen sprach GREGERSEN
eine klare Empfehlung zugunsten des Begleiteten
Fahrenlernens aus, da es wirksam zur Absenkung
des Anfangsrisikos nach dem Fahrerlaubniserwerb
beitrage.

Weiter empfahl er, Ausbildungsziele, Ausbildungs-
inhalte, die Prüfung und ggf. weitere Elemente des
Ausbildungssystems harmonisch aufeinander ab-
zustimmen. Die Prüfung sollte sich auf alle Ausbil-
dungsteile erstrecken, eingeschlossen das Beglei-
tete Fahrenlernen.

Im Zusammenhang der Frage nach Unfällen
während des begleiteten Fahrens gab er seiner
Meinung Ausdruck, dass einige Unfälle in Schwe-
den durch eine Begleitervorbereitung möglicher-
weise hätten verhindert werden können.

SAGBERG, TOI, Norwegen

SAGBERG informierte über einige zentrale Ent-
wicklungen im norwegischen Fahrerlaubnissystem.
So wurde 1994 die Altersgrenze für den Ausbil-
dungsbeginn auf 16 Jahre gesenkt, um den Fahr-
schülern mehr Möglichkeiten zu einer fahrprakti-
schen Vorbereitung zu geben. Das Mindestalter für
den Fahrerlaubniserwerb blieb bei 18 Jahren. Die
norwegische Fahrausbildung beinhaltet 9 Pflicht-
stunden in der Fahrschule. Begleiter müssen min-
desten 25 Jahre alt sein und über eine mindestens
fünfjährige Fahrpraxis verfügen.

Die deutschen Modellüberlegungen zum Begleite-
ten Fahren (Minimalkonsens) stellen nach SAG-
BERG einen „postgraduierten“ Lösungsansatz dar,
da die Begleitung erst nach der Fahrausbildung
und der Fahrerlaubnisprüfung vorgesehen ist. Im
Unterschied zu den sonstigen Modellen des Be-
gleiteten Fahren in Europa befände sich der
Fahranfänger im deutschen Modell nicht so ein-
deutig in der Rolle eines Lernenden.

Angesichts der Besonderheiten des deutschen
Modells sei eine Evaluation dieses Systems auch
international von besonderem Interesse.

SAGBERG betonte die Bedeutung der fahrprakti-
schen Erfahrungsbildung für den Erwerb sicherer
Fahr- und Verkehrskompetenz und erläuterte die
Verlaufskurve des Unfallrisikos auf der Grundlage
norwegischer Daten.

Eine Vorbereitung der Begleitpersonen bezeichne-
te er als sinnvoll. Für die Bestimmung des Mindest-
alters von Begleitpersonen könnte etwa das Unfall-

risiko berücksichtigt werden, das in den verschie-
denen Altergruppen anzutreffen sei. Sehr niedrige
Werte seien hier in den Altergruppen ab 35 Jahre
zu finden.

SAGBERG befürwortete ein Nachdenken über ein
Alkohollimit für den Begleiter, da die Begleitung oft
schwieriger sei, als selbst zu fahren.

Auch aus norwegischer Sicht, so SAGBERG, stelle
das Unfallaufkommen während der Begleitphase
kein so großes Problem dar, dass der Nutzen des
Begleiteten Fahrens in Frage zu stellen wäre.

AUWAERTS, Belgisches Verkehrsministerium

AUWAERTS informierte über die in Belgien existie-
renden Zugangswege zur Fahrerlaubnis. Es han-
delt sich um vier Modelle mit unterschiedlichen An-
teilen an professioneller Fahrausbildung. Die von
Fahrerlaubnisbewerbern zu entrichtenden Kosten
schwanken je nach Ausbildungsform zwischen 67
und 1.041 Euro.

Das Modell, das dem Begleiteten Fahren entspricht,
wird von fünf Prozent der Fahrerlaubniserwerber ge-
nutzt. Nach Einschätzung von AUWAERTS stellt es
unter Verkehrssicherheitsgesichtspunkten die beste
Vorbereitungsform auf das Autofahren dar.

AUWAERTS machte Ausführungen zur Bestehens-
quote bei der Fahrerlaubnisprüfung und zur Unfall-
rate nach dem Fahrerlaubniserwerb in Abhängig-
keit von den unterschiedlichen Vorbereitungsfor-
men. Wegen geringer Fallzahlen der zugrunde lie-
genden Stichproben können jedoch keine allge-
mein gültigen Schlussfolgerungen gezogen werden.

Als einen Schwachpunkt des belgischen Fahrer-
laubnissystems nannte AUWAERTS die in der Viel-
zahl der Ausbildungsformen begründete übermäßi-
ge Kompliziertheit des Zugangs zur Fahrerlaubnis.

HAUSHERR, Österreichischer Fahrlehrer-
verband

HAUSHERR stellte die drei in Österreich etablierten
Zugangswege zur Fahrerlaubnis vor:

- eine ausschließlich in der Fahrschule absolvier-
te Fahrausbildung („Vollausbildung“) mit 40 Un-
terrichtseinheiten theoretischem und 20 Unter-
richtseinheiten praktischem Unterricht,

- eine Mischform privater und professioneller Vor-
bereitung auf den Fahrerlaubniserwerb mit 8
Unterrichtseinheiten theoretischem und 20 Un-
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terrichtseinheiten praktischem Unterricht in der
Fahrschule und

- eine integrierte längerfristige Fahrausbildung
mit professionellen und privaten Anteilen, die
mit 16 Jahren begonnen werden kann und be-
reits mit 17 zum Erwerb der Fahrerlaubnis führt
(„L17-Ausbildung“). Nach Einschätzung von
HAUSHERR wird mit dieser Ausbildungsform
die vergleichsweise höchste Fahr- und Ver-
kehrskompetenz bei Fahranfängern erreicht.

HAUSHERR führte aus, dass alle Ausbildungsfor-
men ab 1.1.2003 in den Rahmen einer so genann-
ten „Mehrphasenausbildung“ integriert würden,
wodurch eine längerfristige Begleitung der Fahran-
fänger in ihre Rolle als motorisierte Verkehrsteil-
nehmer gewährleistet werde.

Zur L17-Ausbildung stellte HAUSHERR fest:

Zumeist würden höhere Fahrleistungen als die vor-
geschriebenen 1.000 km pro Ausbildungsabschnitt
erbracht.

Erste Einschätzungen zu dieser 1999 eingeführten
Ausbildungsform sprächen für ein deutlich geringe-
res Unfallrisiko am Anfang der Fahrkarriere im 
Vergleich zur normalen Fahrausbildung mit einem 
Fahrerlaubniserwerb ab 18 Jahre.

Die L17-Ausbildung habe zwischenzeitlich viel Zu-
stimmung in der Bevölkerung gefunden und zu
einer deutlichen Imageaufwertung der Fahrschulen
beigetragen. Ein positiver Effekt sei z. B. die „auto-
matische“ Nachschulung des Begleiters.

Die Handbremsregelung (Erreichbarkeit der Hand-
bremse für den Begleiter) wurde von HAUSHERR
als nicht sinnvoll bezeichnet.

Spezielle Geschwindigkeitsbeschränkung für L17-
Absolventen haben sich nach den Angaben von
HAUSHERR nicht bewährt und wurden vor kurzem
angeschafft.

Die Akzeptanz einer Langform der Fahrausbildung
setzt nach Einschätzung von HAUSHERR einen
besonderen Teilnahmeanreiz voraus. Dieser konnte
bei der L17-Ausbildung mit der Absenkung des Al-
ters für den Fahrerlaubniserwerb auf 17 Jahre ge-
schaffen werden. Das vorher bestehende analoge
Ausbildungsmodell (L18) mit einem Fahrerlaubnis-
erwerb ab 18 hatte keinen nennenswerten Zu-
spruch in der Bevölkerung gefunden.

Die jeweils 1.000 km der drei Ausbildungsabschnit-
te wurden anfangs gelegentlich in zu kurzen

Zeiträumen absolviert. Nach den kürzlich erfolgten
Änderungen sind nunmehr Mindestzeiträume von
zwei Wochen vorgeschrieben.

Fahrlehrer, welche die L17-Ausbildung anbieten
wollen, müssen über eine dreijährige Berufspraxis
verfügen und an einem zwölfstündigen Einwei-
sungsseminar teilgenommen haben.

Die anfänglich verbreiteten Befürchtungen, es
könne zwischen Fahrlehrern und begleitenden El-
tern zu Konflikten kommen, hätten sich in der Pra-
xis als unbegründet herausgestellt.

Abschließend verwies HAUSHERR auf Untersu-
chungen des Kuratoriums für Verkehrssicherheit
zur L17-Ausbildung, in denen insbesondere die fol-
genden Punkte als positive Merkmale der L17-Aus-
bildung festgestellt werden konnten: der gleichzei-
tige Schulungseffekt für die Begleiter, der vertiefte
Zugang zu den Fahrschülern auf einer persönlichen
Einstellungsebene, die zusätzliche Zeit für Blick-
schulung und Training der Gefahrenwahrnehmung
sowie generell die Möglichkeit fahrpädagogischer
Arbeit mit Fahrschülern, die bereits ein höheres
Kompetenzniveau erreicht haben.

SCHNITZHOFER, KFZ-Prüfstelle Salzburg

SCHNITZHOFER erläuterte die formalen Voraus-
setzungen des L17-Modells. Auf eine Wiedergabe
im Einzelnen wird hier verzichtet, da die Informatio-
nen den bereits vorliegenden Papieren entnommen
werden können.

Folgende Einzelaspekte seien jedoch ergänzend
aufgeführt:

Der Nachweis der erforderlichen geistigen und kör-
perlichen Eignung erfolgt i. d. R. durch entspre-
chende Aussagen der Eltern.

Die Fahrschüler haben meist einen oder zwei Be-
gleiter.

Die Begleiter müssen folgende Anforderungen er-
füllen:

- 7 Jahre Besitz der Fahrerlaubnis Klasse B,

- Fehlen schwerer Verkehrsverstöße,

- unentgeltliche Ausübung der Begleitung,

- Begleitung von maximal 2 Bewerbern in 2 Jah-
ren.

Die Fahrtenprotokolle werden durch die Fahrschu-
len bestätigt. Es bestünden zwar grundsätzlich Ma-
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nipulationsmöglichkeiten, bisher seien aber keine
Probleme offenkundig geworden.

SCHNITZHOFER betont, dass die L17-Absolven-
ten mit Abstand die besten Prüfungsergebnisse
hätten.

Die Probezeit umfasst zwei Jahre plus die Ausbil-
dungszeit.

Die Inanspruchnahme des L17-Modells ist nach
SCHNITZHOFER insgesamt noch zurückhaltend.
In Salzburg liegt die Teilnehmerquote bei knapp 10
Prozent. Von der L17-Ausbildung fühle sich insbe-
sondere ein sicherheitsbewusster Personenkreis
angesprochen.

KESKINEN, Universität Turku, Finnland

KESKINEN erläuterte wesentliche Aspekte des fin-
nischen Fahrausbildungssystems. Danach besteht
eine Besonderheit dieses Systems darin, dass
Laien- und Fahrausbildung nebeneinander beste-
hen, ohne dass eine Kombination möglich ist.

Laienausbilder werden eingewiesen und müssen
vor Aufnahme ihrer Tätigkeit einen Test ablegen.

Für die Fahrzeuge ist eine Ausrüstung mit einem
Doppelbremspedal vorgeschrieben

Die deutschen Modellüberlegungen bewertete
KESKINEN als viel versprechend. Auch er wies 
darauf hin, dass die Rolle des Begleiters in den
deutschen Modellvorstellungen anders angelegt
sei als in den sonstigen Modellen des Begleiteten
Fahrens und dass Erfahrungsdaten mit einem sol-
chen Modell von hohem Interesse sind.

Fragen der Projektgruppe an die Experten

In Beantwortung von Fragen aus der Projektgrup-
pe wurden folgende Ausführungen gemacht:

Zum österreichischen L17-Modell gab HAUSHERR
Erläuterungen zu verschiedenen Einzelaspekten,
darunter zur Dauer der Unterrichtseinheiten, die 50
Minuten beträgt, und zum Status des Begleiters als
verantwortlicher Fahrzeugführer.

HAUSHERR unterstrich, dass das L17-Modell
einen intensiveren und längerfristigeren Zugang zur
persönlichen Einstellungsebene der Fahrschüler
ermögliche. Weil das Fahrzeughandling im fortge-
schritteneren Ausbildungsstadium kein Problem
mehr für die Fahrschüler sei, könne der Fahrlehrer

sich auf komplexere und anspruchsvollere Aspekte
konzentrieren, wie z. B. das Blickverhalten.

SAGBERG und GREGERSEN führten zur Frage
des Unfallrisikos während der Begleitung aus, dass
es deutlich unter dem Risiko des Alleinfahrens
nach Fahrerlaubniserwerb läge. Ursächlich für das
geringere Risiko im Vergleich zu allein fahrenden
Fahrern der gleichen Altersgruppe sei zweifellos
die Kontrollwirkung, die von der Anwesenheit des
Begleiters ausgehe.

Auf die Frage nach guten und schlechten Beglei-
tern berichtete GREGERSEN, dass im Grunde nur
Einzelerfahrungen mit inadäquatem, grundlegende
Sicherheitsaspekte missachtendem Begleiterver-
halten vorlägen.

AUWAERTS machte darauf aufmerksam, dass sich
für eine Begleiterqualifizierung verschiedene Mög-
lichkeiten anbieten, die auch in Ergänzung zueinan-
der zu sehen sind: Informationsmaterial zum Selbst-
studium, Vorbereitungsveranstaltungen, Tests sowie
spezielles Anleitungsmaterial für die Durchführung
von Begleitfahrten.

SCHNITZHOFER betonte, dass in Österreich jün-
gere Personen nur in einem geringen Umfang als
Begleiter tätig würden und Missbrauch nicht fest-
zustellen sei.

Nach den Angaben von KESKINEN sind es in Finn-
land in der Regel Vater oder Mutter, welche die Be-
gleiterrolle für ihre Kinder übernehmen.

Bei der Frage, wie Verkehrsverstöße bei Begleit-
fahrten sanktioniert werden und ob niedrigere
Sanktionsschwellen angelegt würden, verwiesen
SAGBERG, GREGERSEN und SCHNITZHOFER
darauf, dass in ihren Ländern der Begleiter der ver-
antwortliche Fahrzeugführer sei, bei dem auch die
sonst übliche Sanktionierung greife.

Auf die Frage nach den Möglichkeiten einer Ver-
besserung von Begleiterkompetenzen durch Schu-
lung wies LEUTNER auf die begrenzten Modifikati-
onsmöglichkeiten hin, die auch bei größerem
Schulungsaufwand gegeben seien. Angesichts
dessen maß er der Begleiterauswahl und sinnvol-
len Auswahlkriterien eine hervorgehobene Bedeu-
tung bei.

HAUSHERR brachte zum Ausdruck, dass nach sei-
ner Einschätzung die Tätigkeit der Begleiter im
L17-Modell nicht die Qualität einer Ausbildung-
stätigkeit besitze, auch wenn die Begleitung inner-
halb der Fahrausbildung und vor dem Fahrerlaub-
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niserwerb stattfinden würde. Als Unterstützung für
die Durchführung der Begleitfahrten werde den Be-
gleitern ein Leitfaden an die Hand gegeben.

Nach AUWAERTS hat in Belgien erst vor kurzem
eine Diskussion darüber eingesetzt, ob Begleiter
für ihre Tätigkeit vorbereitet werden sollten.

Bezogen auf die deutschen Modellüberlegungen
hielt auch GREGERSEN eine umfassende Schu-
lung des Begleiters für entbehrlich und verwies er-
neut auf die Kontroll- und Schutzwirkung, die sich
aus der Anwesenheit eines Begleiters ergibt.

KESKINEN betonte hingegen für die finnischen
Verhältnisse, dass der Begleiter angemessen auf
Fragen des Anfängers antworten können sollte.
Eine Vorbereitung und Schulung seien deshalb an-
gebracht.

Ohne eine Einbindung der Begleitertätigkeit in die
Fahrausbildung und ohne eine Betreuung durch die
Fahrschule gehen nach Auffassung von HAUS-
HERR einige positive Aspekte verloren, die er unter
anderem in der gleichzeitigen Vermittlung sicher-
heitsorientierter Einstellungen an Fahrschüler und
Begleiter sieht.

Zur Frage, ob es bei der Begleitung zu typischen
Unfällen käme und Schulung oder Begleiteraus-
wahl darauf abgestimmt werden könnten, wurden
verschiedene Aspekte diskutiert.

GREGERSEN machte in diesem Zusammenhang
einige Ausführungen zu den Unfällen während der
Laienausbildung in Schweden. Hieraus ergab sich
der allgemeine Hinweis, dass die Begleiter ihr Au-
genmerk insbesondere auf die jederzeitige Einhal-
tung sicherer Fahrbedingungen richten sollten.

Auf die Frage, ob Begleitetes Fahren in ausreichen-
dem Maße breiten sozialen Schichten zugänglich
sei, stellte HAUSHERR fest, dass seiner Erfahrung
nach weniger der soziale Status als vielmehr das
Sicherheitsinteresse einer Familie den Ausschlag
für eine Entscheidung zugunsten der L17-Ausbil-
dung gäbe.

Für Finnland wies KESKINEN darauf hin, dass bei
der Wahl des Begleiteten Fahrens vielfach das
Motiv zugrunde liegt, sich Geldausgaben für die
Fahrausbildung zu ersparen.

GREGERSEN berichtete von seinen Untersu-
chungsbefunden in Schweden, nach denen in der
Ausbildungsform des begleiteten Fahrens ab 16
sozial besser gestellte Schichten etwas stärker ver-
treten waren.

Auf die Frage nach der Ausrichtung und den Inhal-
ten des neuen schwedischen Ausbildungscurricu-
lums führte GREGERSEN aus, dass im Unter-
schied zu früher auf die Festlegung einer Vielzahl
von Einzelzielen verzichtet worden sei und statt-
dessen, unter Rückbezug auf die GADGET-Matrix,
allgemeinere Zielkompetenzen formuliert worden
seien. Auch Konzepte zur Ermöglichung individuel-
ler Lernwege spielten in den neueren schwedi-
schen Überlegungen eine wichtige Rolle.

Zur Problematik der Vergleichbarkeit skandinavi-
scher und deutscher Verkehrsverhältnisse verwies
GREGERSEN darauf, dass sich Eltern in Schweden
traditionell für die Fahrausbildung ihrer Kinder zu-
ständig fühlten. Die damit verbundenen Besonder-
heiten seien aus seiner Sicht nicht ohne weiteres
auf andere Länder übertragbar. Um Fahranfängern
Möglichkeiten zur fahrpraktischen Erfahrungsbil-
dung zu eröffnen, seien auch andere Wege als der
in Schweden eingeschlagene denkbar. Der deut-
sche Vorschlag mit einer vorgeschalteten Fahraus-
bildung und Prüfung vor dem Begleiteten Fahren
wurde von GREGERSEN als viel versprechend und
mit besonderen Vorteilen versehen eingeschätzt.

Auf die Frage, ob im Rahmen der Fahrausbildung
eine vollständige Umsetzung der in der GADGET-
Matrix formulierten Ziele denkbar sei, antwortete
GREGERSEN, dass dies in Bezug auf die allgemei-
neren Einstellungs- und Verhaltensziele sicherlich
nicht der Fall sei. Gleichwohl sei es jedoch sinnvoll,
diese allgemeineren Einstellungs- und Verhaltense-
benen auch in der Fahrausbildung anzusprechen.
Dieser Einschätzung schlossen sich auch KESKI-
NEN und SAGBERG an.

Zur Frage, ob in der L17-Ausbildung die obligatori-
schen 17 professionellen Fahrstunden vor Beginn
der Begleitphase zu einer ausreichenden Fahr- und
Verkehrskompetenz führen würden, antwortete
HAUSHERR, dass hier zum Teil tatsächlich Defizite
zu beobachten wären. Nach seiner Einschätzung
stelle die L17-Ausbildung dennoch die beste öster-
reichische Variante zur Vorbereitung auf den Er-
werb der Fahrerlaubnis dar.

Am Ende des Hearings dankte der Geschäftsführer
der Projektgruppe den Experten für ihre Ausführun-
gen und die eingehende Beantwortung der an sie
gerichteten Fragen. In einem ersten Resumee stell-
te er fest, dass den Expertenäußerungen ein Inte-
resse an den deutschen Überlegungen und darü-
ber hinaus eine Ermutigung zum Fortschreiten auf
dem eingeschlagenen Wege zu entnehmen gewe-
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sen seien. Im Frage- und Antwortspiel habe man
sich sowohl den Stärken des diskutierten Model-
lansatzes genähert, wie etwa der Basierung des
Begleiteten Fahrens auf eine solide Ausbildungs-
grundlage, als auch mögliche Schwächen in den
Blick genommen, wie etwa die ggf. eingeschränkte
Ak-zeptanz einer Begleitungsauflage nach dem
Fahrerlaubniserwerb. Mit dem erneuten Dank an
alle Beteiligten schloss er darauf das Hearing.

6.2 Stellungnahmen zu zivil- und straf-
rechtlichen Fragen

6.2.1 Ergebnisprotokoll der Sitzung der 
Arbeitsgruppe Recht am 7. März 2002 
in Bonn

Teilnehmer: Herr Weibrecht, Frau Dr. Laeverenz,
Herr Hartmann, Herr Schubert, Herr
Poymann, Herr Bahr, Herr Schäfer
(GDV), Herr Sapp (Richter am OLG
Hamm), Herr Wolff (Vorsitzender Rich-
ter am OLG Celle), Herr Feltz (Rechts-
anwälte Görgens & Partner); 

Herr Buchardt, Herr Härter und Frau
Bucher (BMJ) sagten ihre Teilnahme
aus terminlichen Gründen ab. Herr Dr.
Jung (ADAC) war wegen Erkrankung
verhindert.

Zu Beginn der Sitzung begrüßte Herr WEIBRECHT
die anwesenden Arbeitsgruppenmitglieder sowie
die Experten und erläuterte die bisher von der Pro-
jektgruppe erarbeiteten Konzeptvorstellungen.
Dabei unterstrich er das Festhalten an der vollstän-
digen Fahrausbildung und der bestandenen Fahrer-
laubnisprüfung vor dem Beginn der Begleitphase.

Die Arbeitsgruppe verständigte sich darauf,
zunächst die zivil- und strafrechtlichen Fragen zu
diskutieren, die in dem Referat von Herrn FELTZ
aufgeworfen wurden (nachfolgende Punkte I und
II), um anschließend auf die Fragen der Führer-
scheinvorzeigepflicht und der Promille-Regelung
für Begleitpersonen einzugehen (nachfolgender
Punkt III).

I. Zivilrechtliche Fragen

Zur Problematik einer eventuell eingeschränkten
Deliktfähigkeit bei Minderjährigkeit des Fahrers
wurde festgestellt, dass keine Fälle bekannt sind,
in denen eine Haftung wegen mangelnder Ein-

sichtsfähigkeit verneint wurde. Bei keinem der dar-
gestellten und diskutierten Gerichtsurteile hatten
Zweifel an der Einsichtsfähigkeit der minderjähri-
gen Verkehrteilnehmer bestanden. Dies gilt sowohl
für das Zivilrecht als auch (entsprechend) für das
Strafrecht (vgl. auch unter II).

Die Frage, ob seitens der Versicherungswirtschaft
eine Praxis bestehe, in bestimmten Fällen die Ein-
sichtsfähigkeit von minderjährigen Verkehrsteilneh-
mern anzuzweifeln bzw. ob ihm entsprechende
Fälle bekannt seien, wurde von Herrn SCHÄFER
verneint.

Insofern kann nicht begründet davon ausgegangen
werden, dass bei Teilnehmern am Begleiteten Fah-
ren ab 17 von einer mangelnder Einsichtsfähigkeit
auszugehen ist.

Im Übrigen wurde darauf hingewiesen, dass Ge-
setz und Rechtspraxis grundsätzlich vom Vorliegen
der Einsichtsfähigkeit des Minderjährigen ausge-
hen. Der Minderjährige, der sich auf fehlende Ein-
sichtsfähigkeit beruft, müsste dies beweisen.

In diesem Zusammenhang wurde über den Vor-
schlag der obligatorischen Einführung einer medizi-
nisch-psychologischen Untersuchung bei Teilneh-
mern am Begleiteten Fahren diskutiert. Herr WEIB-
RECHT wies darauf hin, dass es sich beim Begleite-
ten Fahren nicht um eine Ausnahmeregelung han-
dele, die eine MPU erfordere, sondern um eine ge-
nerelle und eigenständige Festsetzung des Mindest-
alters. Weiterhin wies er auf die Vielzahl von Fahrer-
laubniserteilungen an Minderjährige insbesondere in
Klassen mit Mindestalter unter 18 Jahren (z. B. M, L,
T, A1) hin, die in der Vergangenheit auch keine haf-
tungsrechtlichen Probleme bereitet hätten.

Herr HARTMANN erläuterte die KBA-Zahlen, wo-
nach im Jahr 2001 über 115.000 Fahrerlaubnisse
an unter 18-Jährige erteilt wurden. Die Fahrerlaub-
nisklasse A1 stellt dabei die größte Untergruppe
dar. Nicht enthalten seien die Mofa-Prüfbescheini-
gungen sowie die Fahrerlaubniserteilungen an Aus-
tauschschüler. Weiterhin würden ca. 7.000 Bewer-
ber unter 18 Jahren pro Jahr im Rahmen einer Aus-
nahmegenehmigung eine Pkw-Fahrerlaubnis erhal-
ten. Dabei würden einige Bundesländer (z. B. NRW)
im Rahmen der Berufskraftfahrer-Ausbildung auf
das Erfordernis einer MPU verzichten. In diesem
Zusammenhang verwies Herr HARTMANN auf An-
gaben der Medizinisch-Psychologischen Institute,
wonach ca. 94 % (1998) die MPU mit einem posi-
tiven Ergebnis abschließen würden. Entwicklungs-

31



psychologisch gebe es keinen Unterschied zwi-
schen 17- und 18-Jährigen.

Zum Verhältnis des Minderjährigenschutzes zum
Schutz des Geschädigten in Folge des neuen
Schadensrechts wurde Folgendes festgestellt:
Nach altem Schadensrecht musste der Geschädig-
te bei immateriellem Schaden dem Schädiger Ver-
schulden nachweisen (§§ 823, 847 BGB). Nach
neuem Recht ist auch hier ein Verschulden nicht er-
forderlich. Insofern ist der Schadenausgleich unab-
hängig von der Verschuldensfrage i. d. R. gewähr-
leistet. Lediglich bezogen auf die Schmerzensgeld-
höhe sowie bei Überschreiten der Höchstbeträge
des Ersatzpflichtigen nach § 12 StVG ist ein Ver-
schulden nach 823 BGB relevant. Diese Fälle seien
jedoch äußerst selten.

Zur versicherungsrechtlichen Bewertung eines Un-
falls im Zusammenhang mit einem Verstoß des
Fahrers gegen die Begleitauflage vertrat der Vertre-
ter des GDV die Auffassung, dass dies als Oblie-
genheitsverletzung mit der Konsequenz des entfal-
lenden Kaskoschutzes zu werten sei.

Die so genannte Garantenstellung des Beifahrers
im Zusammenhang mit Unterlassungsdelikten
wurde sowohl in zivilrechtlicher als auch in straf-
rechtlicher Hinsicht diskutiert. Nach Auffassung
von Herrn WOLFF ist grundsätzlich nicht von einer
Garantenpflicht des Begleiters auszugehen, jedoch
könnten aufgrund der Neuartigkeit der Position des
Beifahrers Gerichte zu einer solchen Einschätzung
gelangen. Die diesbezügliche Rechtsprechung
müsse abgewartet werden.

Dabei muss unterschieden werden zwischen akti-
vem Handeln des Beifahrers (Eingriff mit evtl. Un-
fallfolge) und dem – selteneren Fall – Nichttätigwer-
den (Unterlassen). Im ersten Fall sei eine Haftung
zweifelsfrei zu bejahen und unterscheide sich nicht
von der Situation, in der auch der „normale“ Bei-
fahrer in das Fahrgeschehen eingreife. Für den
zweiten Fall (Unterlassen) gebe es bisher keine
Rechtsprechung, die eine Pflicht zum Tätigwerden
begründe, die über die des Erziehungsberechtigten
bzw. des Fahrzeughalters hinausginge. Eine Haf-
tung ist hier nicht auszuschließen in Fällen, in
denen der Begleiter die Fahrt eines Fahruntüchti-
gen ermöglicht oder in denen er z. B. bei einer Ge-
schwindigkeitsüberschreitung über einen längeren
Zeitraum nicht (verbal) eingreift. Bei plötzlichen Er-
eignissen, bei denen der Begleitete falsch reagiert,
kommt grundsätzlich mangels Eingriffsmöglichkeit
keine Haftung des Begleiters in Betracht.

Die AG stimmte darin überein, dass der Beifahrer in
Bezug auf die Garantenstellung in zivilrechtlicher
Hinsicht kein Risiko eingeht. Laut Herrn SAPP er-
scheint es sinnvoll, den Beifahrer/Aufsichtspflichti-
gen mit in die Kfz-Versicherung aufzunehmen, ins-
besondere um eventuelle Regressansprüche aus-
schließen zu können.

Ob der Begleitperson eine besondere Verantwor-
tung zukomme, die eine Garantenstellung begrün-
de, wurde von Herrn WOLFF verneint, die Entwick-
lung der strafgerichtlichen Rechtsprechung sei je-
doch nicht sicher vorhersehbar. Die im Konzept
des Begleiteten Fahrens dem Beifahrer zukom-
mende Anwesenheitspflicht sowie die Aufgabe,
mäßigenden Einfluss in Konfliktsituationen auszu-
üben, gingen über den üblichen Beifahrerstatus,
der nach ständiger Rechtsprechung keine Garan-
tenposition darstelle, hinaus.

II. Strafrechtliche Fragen

Der minderjährige Kfz-Führer wird grundsätzlich
nach dem Jugendstrafrecht behandelt. Im Bereich
der Ordnungswidrigkeiten ergeben sich keine Be-
sonderheiten gegenüber bereits jetzt denkbaren
Fallkonstellationen mit Ordnungswidrigkeiten Min-
derjähriger.

Schuldfähigkeit wird Jugendlichen ab 14 Jahren
zuerkannt. Insofern ist nicht vom Fehlen der Ein-
sichtsfähigkeit 17-jähriger Fahrerlaubnisinhaber im
Rahmen des Begleiteten Fahrens auszugehen: Der
Jugendliche bewegt sich im Bereich des Jugend-
strafrechts, während der Begleiter nach dem Er-
wachsenenrecht behandelt wird. Bei Straftaten
wird es demnach zu unterschiedlichen Sanktionen
kommen. Dies stellt keine Besonderheit gegenüber
bereits jetzt denkbaren Fallkonstellationen dar und
demnach keine besondere strafrechtliche Risiko-
quelle des Begleiteten Fahrens.

Auf der strafprozessualen Seite – z. B. beim Aus-
sageverweigerungsrecht (insbesondere Fälle der
Verwandtschaft, z. B. Eltern/Kinder) wirft das Be-
gleitete Fahren keine Probleme auf.

III. Zusätzliche Fragen

Kontrolle des Führerscheinbesitzes beim Begleiter:
Kann – ggf. aufgrund einer noch zu schaffenden
Vorschrift – der Begleiter bei einer Verkehrskontrol-
le nach dem Führerschein gefragt und mit einem
Bußgeld belegt werden, wenn er ihn nicht mitführt?
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Diesbezüglich wurden von Herrn WOLFF keine
Probleme gesehen. Er wies auf § 111 OwiG hin,
wonach man mit einem Bußgeld belegt werden
kann, wenn Fragen nach der Identität nicht beant-
wortet werden.

Bußgeld für den Begleiter: Können aufgrund des 
§ 6 StVG, der sich ausschließlich auf die Verkehrs-
teilnahme bezieht, Bußgeldtatbestände geschaffen
werden, wenn es um den Begleiter geht, der im
rechtlichen Sinne kein Verkehrsteilnehmer ist? Dies
wurde von Herrn WOLFF bejaht. Der Begleiter sei
mehr als nur normaler Beifahrer, insofern er an
einer speziellen Vorbereitung teilgenommen habe
und dies auch nachweisen müsse. Eine Anpassung
des § 6 sei evtl. notwendig.

Zur Frage der Alkoholgrenze für den Begleiter
wurde von den Vertretern der Rechtsprechung vor
der Einführung einer 0,0-Promille-Grenze für den
Begleiter ausdrücklich gewarnt. Eine solche Rege-
lung hätte zur Folge, dass der Begleiter, der im
Gasthaus ein Bier trinkt, anschließend nicht mehr
begleiten, wohl aber in der Regel noch selber fah-
ren darf (nach gemeinsamem Ausflug „muss“ der
Begleiter selbst fahren, „weil“ er ein Bier getrunken
hat).

Im Übrigen wurden zwei Varianten diskutiert:

Variante 1: Keine spezielle Regelung für den Be-
gleiter – wie im bisherigen Konzept vorgesehen –:
Bei offensichtlicher Beeinträchtigung durch Alkohol
und erkennbarer Unfähigkeit, die Begleiterfunktio-
nen auszuüben, begeht der Fahrer einen Verstoß
gegen Begleitauflagen.

Variante 2: Schaffung eines gesetzlichen Rege-
lungstatbestandes für den Begleiter: Dies hätte den
Vorteil einer klar definierbaren Alkohol-Höchstgren-
ze und würde eine eigenständige, den Begleiter
betreffende Pflicht konstituieren. Den Fahrer träfe
darüber hinaus auch hier die Pflicht, auf offensicht-
liche, alkoholbedingte Ausfallerscheinungen des
Begleiters zu achten (mit der Konsequenz des
eventuellen Begleitauflagenverstoßes).

Die Entscheidung für die eine oder andere Variante
ist nach Auffassung der Arbeitsgruppe weniger
eine rechtliche als eine rechtspolitische. Es wurde
darauf hingewiesen, dass es in der öffentlichen
Diskussion nur schwer zu vermitteln sei, einen al-
koholbedingt fahruntauglichen Beifahrer als Beglei-
ter zu akzeptieren. Die Experten des GDV und des
ADAC sprachen sich für eine besondere Alkoholre-
gelung für den Begleiter aus.

Zu vorgenannten Fragen wurde folgender Konsens
in der Arbeitsgruppe erzielt: Es erscheint möglich,
sowohl eine Führerscheinvorzeigepflicht des Be-
gleiters (analog § 111 OwiG) als auch eine beson-
dere Alkoholgrenze für den Begleiter mit einem
daraus entstehenden Ordnungswidrigkeitentatbe-
stand zu schaffen.

Bezüglich eventueller verfassungsrechtlicher Be-
denken, die die rechtliche Stellung des Beifahrers
betreffen, verweist die Arbeitsgruppe auf die ge-
genüber dem normalen Beifahrer hervorgehobenen
Aufgaben (Übernahme von besonderen Pflichten
und ggf. Garantenstellung) sowie auf den Aspekt
der Freiwilligkeit, sich der Begleitertätigkeit zu un-
terziehen. Insofern erscheint es gerechtfertigt, für
Begleiter eigenständige gesetzliche Regelungen
mit entsprechenden Ahndungen bei Verstößen zu
schaffen.

6.2.2 SAPP, F. W., Richter am OLG Hamm:
Stellungnahme zu Haftungsfragen im
Zusammenhang mit dem Modell „Be-
gleitetes Fahren ab 17“

Anlage 1 zum Sitzungsprotokoll der Arbeits-
gruppe „Recht“ vom 7.3.2003

Die nachstehenden Ausführungen fassen die Er-
gebnisse meiner Überlegungen zur Rechtslage zu-
sammen, die überwiegend bereits Gegenstand der
Erörterungen in der Sitzung des Arbeitskreises
Recht vom 07.03.2003 gewesen sind. Angespro-
chen werden insbesondere die zivilrechtlichen The-
menkreise, mit denen sich das anlässlich des 41.
Deutschen Verkehrsgerichtstages 2003 von Herrn
Rechtsanwalt FELTZ gehaltene Referat befasst.

1.

Es ist keinerlei Anhaltspunkt dafür ersichtlich, dass
das Modell „Begleitetes Fahren ab 17“ zivilrechtli-
che Fragen aufwerfen könnte, die nach dem gel-
tenden Haftungsrecht nicht ohne weiteres gelöst
werden können.

Personen beliebigen Alters, die bei einem Unfall zu
Schaden kommen, werden dadurch, dass der Fah-
rer eines beteiligten Pkw erst 17 Jahre alt ist, nicht
schlechter gestellt als dann, wenn der Fahrer voll-
jährig ist.

Die Einführung der Fahrerlaubnis ab 17 führt zu
keinerlei Einschränkung des Minderjährigen-
schutzes. Es gibt keine rechtlich problematische
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Kollision zwischen den Interessen minderjähriger
Pkw-Fahrer und denjenigen geschädigter Perso-
nen.

1.1

Keine Benachteiligung Geschädigter

Mit dem Modell „Begleitetes Fahren ab 17“ ist als
neuer haftungsrechtlicher Aspekt die Frage ver-
bunden, ob damit gerechnet werden muss, dass
die Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen
geschädigter Personen ganz oder teilweise daran
scheitern kann, dass sich der 17 Jahre alte Pkw-
Fahrer als Minderjähriger mit Erfolg auf § 828 Abs.
3 BGB n. F. berufen kann.

Im Ergebnis ist diese Frage zu verneinen.

1.1.1

Für die rechtlichen Überlegungen ist ausschließlich
das Schadensrecht in der nach dem 31.07.2002
gültigen Fassung von Interesse.

Dieses neue Schadensrecht gewährt dem Geschä-
digten unabhängig vom Verschuldensnachweis
einen Anspruch auf nicht nur materiellen, sondern
auch auf immateriellen Ersatz (Schmerzensgeld).
Der Anspruch gegen den Halter beruht auf § 7
StVG, derjenige gegen den Fahrer auf § 18 StVG
und derjenige gegen die Kfz-Haftpflichtversiche-
rung auf § 3 PflVG.

Obwohl somit – anders als nach altem Schadens-
recht – der Schmerzensgeldanspruch dem Grunde
nach nicht mehr vom Verschuldensnachweis ab-
hängig ist, kann auf eine Prüfung der Frage, ob die
Interessen geschädigter Personen im Hinblick auf
§ 828 Abs. 3 BGB beeinträchtigt werden können,
nicht ganz verzichtet werden. Denn unter folgen-
den Gesichtspunkten spielen Verschuldensfragen
weiterhin eine Rolle:

· Bei der Bemessung von Schmerzensgeldbeträ-
gen ist Verschulden zu berücksichtigen. Da al-
lerdings bei Schmerzensgeldansprüchen aus
Verkehrsunfällen die Ausgleichsfunktion des
Schmerzensgeldes im Vordergrund steht und
nicht die Genugtuungsfunktion, haben Ver-
schuldensfragen hier eine eher geringe Bedeu-
tung.

· In den wenigen Fällen, in denen die Schäden
die Höchstbeträge aus § 12 StVG übersteigen,
kann es darauf ankommen, ob neben der vom

Verschuldensnachweis unabhängigen Haftung
nach dem StVG auch die der Höhe nach unbe-
grenzte Verschuldenshaftung gem. § 823 BGB
greift.

· Verschuldensfragen haben weiterhin eine Be-
deutung in den Fällen, in denen der Geschädig-
te zum Unfall beigetragen hat. Es ist in diesen
Fällen eine Haftungsquote zu bilden, bei der
auch Unfallverschulden zu berücksichtigen sein
kann.

· Schließlich ist § 840 Abs. 2 BGB zu erwähnen.

1.1.2

Es kann davon ausgegangen werden, dass es
einem 17 Jahre alten Fahrerlaubnisinhaber bzw.
der hinter ihm stehenden Kfz-Haftpflichtversiche-
rung niemals gelingen wird, sich unter Berufung auf
§ 828 Abs. 3 BGB n. F. eine haftungsrechtliche Po-
sition zu verschaffen, die günstiger wäre als bei
einem volljährigen Pkw-Fahrer.

1.1.2.1

Einsichtsfähigkeit

Die Schuldfähigkeit wird bei einem über 10 Jahre
alten Jugendlichen vermutet. Der Beweis dafür,
dass dem 17 Jahre alten Fahrerlaubnisinhaber die
Einsichtsfähigkeit gefehlt habe, obliegt daher im
Schadensfall diesem und seiner Kfz-Haftpflicht-
versicherung.

Die zur Erkenntnis seiner Verantwortlichkeit erfor-
derliche Einsicht hat ein Minderjähriger, wenn er
nach seiner geistigen Entwicklung fähig ist zu er-
kennen, dass sein Verhalten Unrecht ist und er ver-
pflichtet ist, für die Folgen seines Verhaltens einzu-
stehen (vgl. BGH VersR 84, 641 = NJW 84, 1958).

Es ist kaum vorstellbar, dass einem 17 Jahre alten
Jugendlichen, der erfolgreich eine Fahrerlaubnis-
prüfung bestanden hat, nach seiner Verstandes-
entwicklung die Fähigkeit fehlen könnte, seine Ver-
antwortlichkeit für Fehlverhalten im Straßenverkehr
zu erkennen.

Die Beurteilung der Einsichtsfähigkeit hängt auch
nicht davon ab, ob der Fahrer vor dem Erwerb sei-
ner Fahrerlaubnis einmal medizinisch-psycholo-
gisch untersucht worden ist.

Die Frage der Einsichtsfähigkeit spielt bei Kfz-Un-
fällen zunächst einmal dann eine Rolle, wenn ein
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Jugendlicher als Fahrer einen Unfall verursacht hat.
Die gleiche Frage stellt sich aber auch dann, wenn
es darum geht, ob ein geschädigter minderjähriger
Beifahrer sich Mitverschulden entgegenhalten las-
sen muss, weil er sich einem Fahrer mit einge-
schränkter Fahrtauglichkeit anvertraut hat.

Soweit ersichtlich, hat die Rechtsprechung die Ein-
sichtsfähigkeit bei Personen der für das Modell
„Begleitetes Fahren ab 17“ interessierenden Alters-
gruppe niemals verneint:

1.1.2.2

Fahrlässigkeit

Für die Frage der Fahrlässigkeit i. S. d. § 276 BGB
ist ebenso wie bei Volljährigen auch bei Jugendli-
chen ein objektiver Maßstab anzulegen. Allerdings
muss auf die Verstandesreife der entsprechenden
Altersgruppe abgestellt werden (Gruppenfahrläs-
sigkeit). Es kommt also darauf an, ob 17 Jahre alte
Fahrerlaubnisinhaber in der Lage gewesen wären,
sich in der Situation, die zum Unfall geführt hat,
verkehrsgerecht zu verhalten.

Auch unter diesem Aspekt ist nichts dafür ersicht-
lich, dass einem Geschädigten der Verschuldens-
nachweis bei einem 17 Jahre alten Pkw-Fahrer im
Vergleich etwa zu einem 18 Jahre alten Pkw-Fahrer
erschwert wäre.

Bereits nach geltendem Recht gibt es zahlreiche
minderjährige Inhaber von Fahrerlaubnissen für
Kraftfahrzeuge. Fälle, in denen Ersatzansprüche
Geschädigter nach Unfällen mit Beteiligung solcher
minderjähriger Fahrerlaubnisinhaber an § 828 BGB
gescheitert wären, sind mir nicht bekannt.

1.2

Keine Einschränkung des Minderjährigenschutzes

Aus den vorangegangenen Ausführungen folgt be-
reits, dass Minderjährige als Geschädigte durch

das Modell „Begleitetes Fahren ab 17“ nicht
schlechter gestellt werden.

Es gibt aber auch keinen Grund anzunehmen, der
erst 17 Jahre alte Fahrer verliere den ihm selbst als
Minderjährigem zustehenden Schutz.

Soweit es um die Verschuldenshaftung gem. § 823
BGB geht, ist der Minderjährigenschutz schon da-
durch gewährleistet, dass § 828 BGB zu beachten
ist. Fehlt es nicht an der Einsichtsfähigkeit und hat
der Jugendliche fahrlässig gehandelt, dann ent-
spricht es dem geltenden Recht, dass auch ein
Minderjähriger für den von ihm verursachten Scha-
den einzustehen hat. Eine Beeinträchtigung des
gesetzlich vorgesehenen Minderjährigenschutzes
liegt darin nicht.

Wird einem 17 Jahre alten Jugendlichen eine Fahr-
erlaubnis erteilt und verursacht er als Pkw-Fahrer
einen Unfall, dann ist er gem. § 18 StVG scha-
densersatzpflichtig, und zwar ohne dass ihm
schuldhaftes Verhalten nachgewiesen werden
muss. Auch dadurch kommt es aber zu keiner Be-
einträchtigung des Minderjährigenschutzes. Denn
hier ist der Minderjährige durch die Kfz-Haftpflicht-
versicherung geschützt. Wer als Fahrer durch eine
Kfz-Haftpflichtversicherung geschützt ist, bedarf
grundsätzlich keines weitergehenden Schutzes
(vgl. BGH VersR 72, 166, 167; BGHZ 116, 200 =
VersR 92, 437).

2

Zur Haftung der Begleitpersonen und der auf-
sichtspflichtigen Personen

2.1

Wenn ein Beifahrer den Fahrer aktiv behindert, ihm
etwa in das Lenkrad greift, dann wird er bei einem
Unfall auch Dritten gegenüber gem. § 823 BGB er-
satzpflichtig sein. Dies ist aber kein Spezialproblem
des Modells „Begleitetes Fahren ab 17“ und kann
daher an dieser Stelle außer Betracht bleiben.

2.2

Im Zusammenhang mit dem Modell „Begleitetes
Fahren ab 17“ stellt sich eher die Frage, ob der Bei-
fahrer einem geschädigten Dritten nach einem
durch Fehlverhalten des Fahrers verursachten Un-
fall haftet, weil er es unterlassen hat, während der
Fahrt auf den Fahrer einzuwirken. Eine solche Haf-
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509
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86 = DAR 01, 220
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15 Jahre alte Pkw-Beifahrerin LG Stuttgart VersR 85, 150



tung wird i. d. R. nicht in Betracht kommen, weil
grundsätzlich der Pkw-Fahrer für die Führung des
Fahrzeugs die alleinige Verantwortung trägt (vgl.
OLG Hamm VersR 00, 1255). Daran soll nach dem
Konzept des Begleiteten Fahrens nichts geändert
werden.

(Selbst wenn man aber einmal unterstellt, den Bei-
fahrer träfe eine Pflicht zum Handeln, dann dürfte
die Haftung des Beifahrers fast immer am Kausa-
litätsnachweis scheitern. Denn eine andere Mög-
lichkeit, als verbal auf den Fahrer einzuwirken,
steht einem Beifahrer nicht zur Verfügung. Der ge-
schädigte Dritte müsste also schon beweisen, dass
es nicht zu dem Unfall gekommen wäre, wenn der
Beifahrer lediglich durch Worte auf den Fahrer ein-
gewirkt hätte.)

2.3

Als Anknüpfungspunkt für eine eventuelle Haftung
des Begleiters und des Aufsichtspflichtigen kom-
men daher eher nur Umstände in Betracht, die be-
reits vor Fahrtantritt vorgelegen haben.

2.3.1

Zur Haftung des Aufsichtspflichtigen aus § 832
BGB

Dass der Aufsichtspflichtige nach einem Unfall des
17 Jahre alten Fahrers Dritten gegenüber schon al-
lein wegen seiner Stellung als Aufsichtspflichtiger
haftet, ist eher nicht nahe liegend.

Zwar stellt § 832 BGB dann, wenn der Aufsichts-
bedürftige einem Dritten widerrechtlich einen
Schaden zufügt, sowohl die Vermutung auf, dass
der Aufsichtspflichtige seine Aufsichtspflicht ver-
letzt hat, als auch die Vermutung, dass die Auf-
sichtspflichtverletzung für den Schaden ursächlich
geworden ist.

Die Vermutung der Aufsichtspflichtverletzung zu
widerlegen ist aber bei einem 17 Jahre alten normal
entwickelten Jugendlichen nicht übermäßig
schwer.

Das Maß der gebotenen Aufsicht über Minderjähri-
ge bestimmt sich nach deren Alter, Eigenart und
Charakter, wobei sich die Grenze der erforderlichen
und zumutbaren Maßnahmen danach richtet, was
verständige Eltern nach vernünftigen Anforderun-
gen tun müssen, um Schädigungen Dritter durch
ihr Kind zu verhindern (BGH NJW 80, 1044 = VersR

80, 278). Die Zumutbarkeit von Maßnahmen kann
insbesondere dann reduziert oder zu verneinen
sein, wenn sich das Kind dem Volljährigkeitsalter
nähert (vgl. FUCHS, NZV 98, 7, 8).

Der BGH hat die Aufsichtspflichtverletzung des Va-
ters eines 17 Jahre alten Jugendlichen, der einen
anderen durch Schläge verletzt hat, verneint, ob-
wohl der Jugendliche zuvor wiederholt in Gastwirt-
schaften andere Gäste niedergeschlagen hatte
(BGH NJW 80, 1044 = VersR 80, 278). Ähnlich hat
das OLG Hamm bei einem 17 Jahre alten Jugend-
lichen entschieden (OLGZ 92, 95).

Insgesamt dürfte die Haftung aus § 832 BGB je-
denfalls bei 17 Jahre alten Kraftfahrzeugführern in
der Praxis kaum eine Rolle spielen. In allen Fällen,
in denen der 17-Jährige nachweisbar schuldhaft
gehandelt hat, eine Haftung des Aufsichtspflichti-
gen aber ausschließlich aus § 832 BGB hergeleitet
werden kann, bleibt es ohnehin gem. § 840 Abs. 2
BGB dabei, dass der Schaden letztlich nur von
dem Aufsichtsbedürftigen getragen werden muss
bzw. von der hinter ihm stehenden Kfz-Haftpflicht-
versicherung.

2.3.2

Zur Haftung des Begleiters aus § 823 BGB

Es erscheint ohne weiteres möglich, dass die Per-
son, die sich als Begleiter zur Verfügung stellt, vor
Fahrtantritt einen Fehler begeht und zum Beispiel
fahrlässig übersieht, dass der 17-Jährige, dem sie
den Fahrtantritt ermöglicht, z. B. völlig übermüdet
und daher nur eingeschränkt fahrtauglich ist.
Kommt es dann zu einem Unfall durch Übermü-
dung, so dürften die Voraussetzungen einer Haf-
tung des Begleiters gegenüber geschädigten Drit-
ten aus § 823 BGB gegeben sein.

2.4

Ist der Begleiter und/oder der Aufsichtspflichtige
dem geschädigten Dritten nach einem Unfall scha-
densersatzpflichtig, dann haftet er gem. §§ 840
BGB, 3 PflVG neben dem Fahrer, dem Halter und
der Kfz-Haftpflichtversicherung als Gesamtschuld-
ner.

Nimmt der geschädigte Dritte nun den aus § 823
BGB haftenden Begleiter in Anspruch, wird der 
Begleiter sich im Wege des Gesamtschuldner-
ausgleichs an die Kfz-Haftpflichtversicherung wen-
den.
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Nimmt der geschädigte Dritte hingegen die Kfz-
Haftpflichtversicherung in Anspruch, dann wird
diese versuchen, im Wege des Gesamtschuldner-
ausgleichs den Begleiter an den Kosten zu beteili-
gen.

Letztlich wird sich der Begleiter wohl nicht immer
mit Erfolg darauf berufen können, dass der (unter
den Schutz der Kfz-Haftpflichtversicherung fallen-
de) Fahrer allein für die Führung des Kraftfahrzeugs
verantwortlich ist. Das kann dann zur Folge haben,
dass der Begleiter letztlich einen Teil der dem ge-
schädigten Dritten entstandenen Schäden tragen
muss.

2.5

Es ist letztlich eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob
das Haftungsrisiko des Begleiters und/oder Auf-
sichtspflichtigen durch eine Versicherung abge-
deckt werden soll. Von einer üblichen Privathaft-
pflichtversicherung wird dieses Risiko wohl nicht
erfasst.

Falls das Risiko des Begleiters und/oder Aufsichts-
pflichtigen durch den Abschluss einer Versicherung
aufgefangen werden soll, dann wird es sich emp-
fehlen, dass der Schutz der Kfz-Haftpflichtversi-
cherung durch vertragliche Vereinbarung entspre-
chend erweitert wird. Denn dann wird mit den An-
sprüchen Dritter von Beginn an nur ein und diesel-
be Versicherungsgesellschaft befasst. Probleme
beim Gesamtschuldnerausgleich entfallen.

Rechtliche Bedenken dagegen, die Kfz-Pflichtver-
sicherung durch vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen Versicherer und Versicherungsnehmer ent-
sprechend zu erweitern, dürften nicht bestehen.
Die Verordnung über den Versicherungsschutz in
der Kfz-Haftpflichtversicherung legt lediglich einen
Mindestumfang an Versicherungsschutz fest. Einer
vertraglich vereinbarten Erweiterung des Versiche-
rungsschutzes steht sie nicht entgegen.

3

Versicherungsvertragsrecht

Die Einführung des Begleiteten Fahrens erfordert
es nicht, dass der Minderjährige selbst einen Versi-
cherungsvertrag abschließt. Es kommt daher nicht
darauf an, inwieweit er zum wirksamen Abschluss
eines solchen Versicherungsvertrages der Mitwir-
kung seines gesetzlichen Vertreters bedarf.

Allein entscheidend ist, dass der berechtigte Fahrer
in dem Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, den in
der Regel der Halter des Kfz mit der Versiche-
rungsgesellschaft abschließen wird, mitversichert
wird. Das ist aber ohnehin gewährleistet und hängt
nicht von der Geschäftsfähigkeit des Fahrers ab.

4

Minderjähriger als Halter

Die Einführung des Begleiteten Fahrens erfordert
ferner nicht, dass ein Minderjähriger Fahrzeughal-
ter wird.

Darauf, ob ein minderjähriger Kfz-Halter sein kann,
was ohne weiteres zu bejahen sein dürfte (vgl.
HENTSCHEL, Straßenverkehrsrecht, 37. Aufl., § 7
StVG Rn 22), kommt es nicht an.

5

Zeugnisverweigerungsrechte

Das Risiko, dass sich die Ausübung des Aussage-
verweigerungsrechtes durch einen Angehörigen im
Einzelfall auch einmal zum Nachteil eines Minder-
jährigen auswirken kann, ist kein Sonderproblem
des Begleiteten Fahrens. Es ist auch nicht ersicht-
lich, dass hier ein für die Praxis besonders relevan-
tes Problem stecken könnte.

6.2.3 WOLFF, H., Vors. Richter am Oberlan-
desgericht Celle: Zusammenfassung der
wesentlichen Aussagen zum strafrechtli-
chen und strafprozessualen Bereich im
Rahmen der Sachverständigenanhörung
des Arbeitskreises „Recht“ der Projekt-
gruppe „Begleitetes Fahren“

Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll der Arbeits-
gruppe „Recht“ vom 7.3.2003

Grundlage war zunächst das Referat von Herrn
Rechtsanwalt FELTZ auf dem 41. Deutschen Ver-
kehrsgerichtstag 2003 in Goslar (FELTZ 2003) mit
den darin aufgezeigten Bedenken gegen das Pro-
jekt; das Manuskript lag mir vor.

Soweit es Straftaten betrifft, kommt bei siebzehn-
jährigen Fahrerlaubnisinhabern, die es ja auch jetzt
schon gibt, Jugendstrafrecht zur Anwendung, § 1
Abs. 2 Jugendgerichtsgesetz (JGG). Das würde
auch bei dem geplanten begleiteten Fahren gelten.
Das hat für den Schuldspruch im Falle eines Straf-
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verfahrens gegen einen Jugendlichen grundsätz-
lich keine Bedeutung. Im materiellen Strafrecht ge-
nießt der Jugendliche, sieht man von der jeweils zu
prüfenden Verantwortlichkeit ab, keine Sonderrolle.
Auswirkungen ergeben sich bei den Rechtsfolgen
und im Verfahren, die sich nach JGG richten. An-
ders liegt es bei Ordnungswidrigkeiten; von einigen
Einschränkungen abgesehen gilt das Ordnungs-
widrigkeitengesetz (OWiG) für Jugendliche genau-
so wie für Erwachsene, insbesondere können
Geldbußen und Fahrverbote auch gegen Jugendli-
che verhängt werden.

Die strafrechtliche (§ 3 JGG) und ordnungswidrig-
keitenrechtliche (§ 12 Abs. 1 OWiG) Verantwortlich-
keit dürfte nach meiner Einschätzung bei einem
Siebzehnjährigen, der mit Erfolg eine Fahrerlaubnis
erworben hat, für den Verkehrsbereich in der Praxis
kaum jemals zu verneinen sein. Es ist mir nicht be-
kannt, dass bei wie gesagt auch heute schon mög-
lichen vergleichbaren Fällen – man denke an ju-
gendliche Trecker- oder Kraftradfahrer – Probleme
aufgetaucht wären.

Bei der zu diskutierenden strafrechtlichen oder 
verkehrsordnungswidrigkeitenrechtlichen Allein-
oder Mitverantwortung der erwachsenen Begleit-
person ist es zunächst wichtig zu unterscheiden,
ob diese gehandelt hat oder ob sie untätig geblie-
ben ist, obwohl die Situation ein Eingreifen nahe
gelegt hätte. Greift die Begleitperson in das Führen
des Kraftfahrzeugs durch den jugendlichen Fahrer-
laubnisinhaber ein oder beeinflusst sie ihn durch
Anweisungen zu einem bestimmten Verhalten und
ergibt sich daraus ein Verkehrsvorgang, der straf-
rechtlich (oder ordnungswidrigkeitenrechtlich) er-
heblich ist, kann sie selbst – eventuell neben dem
jugendlichen Fahrer – infolge positiven Tuns straf-
rechtlich dafür einstehen müssen (oder zum Ver-
kehrsteilnehmer im Sinn von § 1 Abs. 2 StVO wer-
den). Nach meiner Einschätzung werden solche
Sachverhaltsgestaltungen gegenüber Unterlas-
sungstaten in der Praxis überwiegen. Sie werden
aber auch beim Begleiteten Fahren, wenn es wie
geplant eingeführt wird, keine rechtlichen Beson-
derheiten oder Schwierigkeiten bieten. Vergleich-
bare Situationen können sich bereits heute erge-
ben, wenn z. B. der Beifahrer dem Fahrer in das
Lenkrad greift oder durch Zuruf zu einer Fehlreakti-
on veranlasst, mögen derartige Fälle auch nicht
sehr häufig sein.

Bleibt der Begleiter des jugendlichen Fahrers
untätig, obwohl er sieht (oder sehen müsste), dass

dieser eine gefährliche Verkehrssituation herauf-
beschwört oder sich nicht verkehrsgerecht verhält,
ergibt sich die Frage, ob der Begleiter Unterlas-
sungstäter einer daraus resultierenden Straftat
(oder Ordnungswidrigkeit) sein kann. Das hängt 
im Wesentlichen davon ab, ob er eine Garanten-
stellung hat, die entsprechende Pflichten zu han-
deln auslöst. Dabei ist wieder zu unterscheiden,
wem gegenüber diese Garantenstellung in Be-
tracht kommt: ob dem jugendlichen Fahrer ge-
genüber oder dritten Verkehrsteilnehmern oder 
beiden gegenüber. Im Verhältnis des erwachsenen
Begleiters zum jugendlichen Fahrzeugführer wird
dies in der Praxis meist durch eine familienrecht-
liche Bindung dergestalt vorgezeichnet sein, dass
beide eng miteinander verwandt sind; dann ergibt
sich die Garantenstellung daraus, also z. B. des 
Vaters gegenüber dem Sohn. Doch wird damit
nicht zugleich jeder andere Verkehrsteilneh-
mer geschützt, denn z. B. Eltern sind nicht ohne
weiteres für Fehlverhalten ihrer an der Grenze zur
Volljährigkeit stehenden Kinder gegenüber Dritten
verantwortlich. Ist der Begleiter Halter des Fahr-
zeugs, kann sich seine Garantenstellung gerade
Dritten gegenüber daraus ergeben; solche Fälle
kommen bereits heute vor, ihre strafrechtliche Auf-
arbeitung bereitet in der Praxis keine Schwierigkei-
ten. Es bleibt im Grunde die Fragestellung, ob der
erwachsene Begleiter des jugendlichen Fahrers,
der nach dem verfolgten Konzept in vollem Umfang
für das Führen des Kraftfahrzeugs verantwortlich
ist, eine Garantenstellung im Sinne der Unterlas-
sungsdelikte insbesondere gegenüber Dritten hat.
Dies vermag ich nicht klar zu beantworten. Sicher
ist, dass der schlichte Beifahrer keine Garanten-
stellung – weder gegenüber dem Fahrer noch ge-
genüber Dritten – hat, mag er auch wesentlich er-
fahrener als der Fahrer sein. Damit er in eine solche
insbesondere gegenüber anderen Verkehrsteilneh-
mern einrückt, muss etwas an Verantwortung hin-
zukommen (Beispiele: BGH NJW 1959, 1979 – sich
ablösende, aber gemeinsam fahrende Fernfahrer;
BGH VRS 17, 424 – der Beifahrer, der die Siche-
rung eines liegen gebliebenen Lastzugs über-
nimmt). Ob das, was der Begleiter des jugendli-
chen Fahrerlaubnisinhabers bewirken soll, dazu
ausreicht und er damit – ähnlich einem Lotsen, der
den Kapitän bei der Schiffsführung berät – Garant
gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern wird, ist
nach meiner Auffassung eher zu verneinen als zu
bejahen; doch lässt sich die Beurteilung einer
zukünftigen gerichtlichen Praxis nicht sicher ab-
schätzen.
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Soweit es um verfahrensrechtlich bedeutsame
Zeugnisverweigerungsrechte (infolge Verwandt-
schaft) oder Auskunftsverweigerungsrechte (infolge
möglicher strafrechtlicher Mitverantwortung) geht,
wirft das Projekt aus meiner Sicht keine Probleme
auf, die nicht bereits bekannt sind und von der ge-
richtlichen Praxis gelöst werden.

Zu einigen über das Referat FELTZ hinausführen-
den Fragestellungen:

Nach der verfolgten Konzeption ist es für den ju-
gendlichen Fahrerlaubnisinhaber kein Fahren ohne
Fahrerlaubnis im Sinne von § 21 StVG, wenn er
ohne erwachsenen Begleiter unterwegs ist.

Ich habe keine Bedenken dagegen, dem Begleiter
die Verpflichtung aufzuerlegen, bei einer Kontrolle
seinen eigenen Führerschein vorzulegen und ein
Zuwiderhandeln mit einem Bußgeld zu belegen. § 6
StVG bietet meines Erachtens eine ausreichende
Rechtsgrundlage dafür.

Ein Problem ist, welchen eventuell bußgeldbewehr-
ten Beschränkungen man den Begleiter hinsichtlich
Alkoholgenuss unterwerfen kann und will. Grund-
sätzlich halte ich eine solche Beschränkung für
möglich; dies ergibt sich meiner Auffassung nach
aus der Freiwilligkeit der Übernahme der Begleitung
eines jugendlichen Fahrerlaubnisinhabers. Doch
sollte man zu der Frage vorsorglich noch einen Ver-
fassungsrechtler einschalten. Ob man eine solche
Beschränkung regeln will, ist eine rechtspolitische
Frage. Wenn man für den Begleiter eine Alkohol-
grenze einführt, sollte man sich allerdings an den
Grenzwerten des § 24 a StVG ausrichten, weil sich
sonst Friktionen ergeben (würde man vom Begleiter
völlige Enthaltsamkeit verlangen, könnte sich nach
geringfügigem Alkoholgenuss die Situation ergeben,
dass er zwar selber fahren, aber nicht den Begleiter
abgeben darf; das wäre nicht sehr sinnvoll).

6.3 Arbeitsentwurf einer Verordnung für
die rechtliche Umsetzung des Mo-
dellvorschlags „Begleitetes Fahren
ab 17“

6.3.1 Verordnung über die freiwillige Teilnah-
me von jungen Fahranfängern an einem
Modell des Begleiteten Fahrens vom ...
(Entwurf)

Auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben b), g),
m), s) und Nr. 3 Buchstabe c) des Straßenverkehrs-
gesetzes . . . . . . . . . . . . . . .

verordnet das Bundesministerium für .  . . . . . . . . .

§ 1

(1) Inhaber einer Fahrerlaubnis der Klassen B oder
BE können ab dem 17. Lebensjahr in Begleitung
eines älteren Fahrerlaubnisinhabers praktische Er-
fahrungen als verantwortliche Fahrzeugführer im
Straßenverkehr sammeln (Begleitetes Fahren).
Durch die Begleitung sollen die Unfallrisiken, denen
insbesondere junge Fahranfänger unterliegen, wei-
testgehend ausgeschlossen werden. Darüber 
hinaus soll die in dieser Zeit zusätzlich gewonnene
Fahrerfahrung ihr Risiko beim selbstständigen
Führen von Kraftfahrzeugen ab dem 18. Lebensjahr
senken.

(2) Die zuständigen obersten Landesbehörden 
... pp können das Begleitete Fahren als Modellver-
such nach Maßgabe der nachfolgende Vorschriften
einführen; die Entscheidung darüber ist nach den
für Allgemeinverfügungen geltenden landesrechtli-
chen Vorschriften zu veröffentlichen.

§ 2

(1) Ein Fahranfänger kann an dem Modell teilneh-
men, wenn er nach § 6 darauf vorbereitet und im
Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B oder der
Klasse BE ist. Im Rahmen des Modells beträgt das
Mindestalter für den Erwerb dieser Klassen 17
Jahre.

(2) Die Bescheinigung über die Teilnahme an der
Vorbereitung ist vor der praktischen Fahrerlaubnis-
prüfung dem Sachverständigen oder Prüfer zur
Einsicht vorzulegen. Sind die Angaben unvollstän-
dig oder hat der – aaSoP – Bedenken an der Rich-
tigkeit der Angaben, darf die Prüfung nicht durch-
geführt werden.

§ 3

(1) Die Fahrerlaubnis wird durch Übergabe einer im
Inland gültigen Prüfungsbescheinigung erteilt, die
längstens bis zum Ablauf von 3 Monaten nach Voll-
endung des 18. Lebensjahres befristet ist. Die Prü-
fungsbescheinigung gilt als Führerschein im Sinne
von § 2 Abs.1 Satz 3 des Straßenverkehrsgeset-
zes.

(2) Ab Vollendung des 18. Lebensjahres händigt die
Fahrerlaubnisbehörde dem Fahranfänger auf An-
trag einen Führerschein nach Muster 1 der Anlage
8 gemäß § 22 Abs. 3 Fahrerlaubnis-Verordnung
gegen Abgabe der Prüfungsbescheinigung aus.
Liegen Hinweise vor, die Bedenken am Besitz der
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Fahrerlaubnis begründen, kann die Fahrerlaubnis-
behörde zuvor Auskünfte entsprechend § 25 Abs. 4
der Fahrerlaubnis-Verordnung einholen.

§ 4

(1) Die Prüfungsbescheinigung nach § 3 Abs. 1 ist
mit der Auflage zu versehen, dass der Fahranfän-
ger bis zur Aushändigung des Führerscheins Fahr-
zeuge der Klassen B oder BE nur führen darf, wenn
er von einer Person begleitet wird, die die Voraus-
setzungen nach § 5 erfüllt.

(2) Der Fahranfänger darf kein Fahrzeug der Klas-
sen B oder BE führen, wenn die Begleitperson
nicht in der Lage ist, ihre Aufgaben nach § 6 Abs. 2
zu erfüllen.

(3) Bei den Fahrten hat der Fahranfänger eine nach
§ 6 Abs. 3 Satz 4 auf die mitfahrende Begleitperson
ausgestellte Bescheinigung sowie den auf sie aus-
gestellten Führerschein mitzuführen und auf Ver-
langen zuständigen Personen zur Prüfung aus-
zuhändigen.

§ 5

Begleiten kann, wer

1. das 30. Lebensjahr vollendet hat,

2. seit mindestens 5 Jahren ununterbrochen im
Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B oder der
Klasse 3 (alt) ist,

3. zum Zeitpunkt der Auskunft aus dem Verkehrs-
zentralregister oder der Bestätigung der Fahrer-
laubnisbehörde nach § 6 Abs. 3 nicht mit mehr
als 3 Punkten belastet ist und

4. an einer Vorbereitung nach § 6 teilgenommen
hat.

§ 6

(1) Die 90-minütige Vorbereitung kann von einer ge-
eigneten Person oder Institution durchgeführt wer-
den, die die zuständige oberste Landesbehörde,
die von ihr bestimmte Stelle oder die nach Landes-
recht zuständige Stelle auf Antrag für die Dauer
des Modellversuchs bestimmt hat.

(2) Der Antragsteller hat einen Lehrplan für die Um-
setzung der in § 1 genannten Ziele zur Genehmi-
gung einzureichen und Personen zu benennen, die
zur Vermittlung der Inhalte des Lehrplans geeignet

sind. Gegenstand des Lehrplans sind insbesonde-
re die folgenden Aspekte der Rolle und der mit ihr
verbundenen Aufgaben der Begleitperson:

Während der Fahrt

- Anwesenheit ohne Ausübung einer Ausbil-
dungsfunktion,

- Akzeptanz des Fahranfängers als verantwortli-
cher Fahrzeugführer und Akzeptanz der eigenen
Rolle als Begleiter,

- Kommunikationspartner für den Fahranfänger
während der Fahrt,

- Beschränkung auf gelegentliche Hinweise ohne
unmittelbares Eingreifen in Entscheidungen und
Fahrmanöver,

- mäßigender Einfluss in Belastungs- und Kon-
fliktsituationen,

- Anworten auf Fragen des Fahranfängers.

Außerhalb der Fahrten

- Beratung bezüglich sinnvoll zu fahrender
Strecken,

- Gesprächspartner für einen Austausch über die
Fahrerfahrungen.

Darüber hinaus ist der rechtliche Rahmen zu the-
matisieren.

(3) Vor Beginn der Vorbereitung hat die Begleitper-
son eine schriftliche Auskunft aus dem Verkehrs-
zentralregister gemäß § 30 Abs. 8 des Straßenver-
kehrsgesetzes und den auf sie ausgestellten Füh-
rerschein dem Veranstalter zur Einsicht vorzulegen,
um die Voraussetzungen des § 5 Nrn. 1, 2 und 3
nachzuweisen. Anstelle der Auskunft kann eine
schriftliche Bestätigung der Fahrerlaubnisbehörde
vorgelegt werden, dass die Begleitperson die Vor-
aussetzungen erfüllt. Die Auskunft nach Satz 1
oder die Bestätigung nach Satz 2 darf nicht älter
als 3 Monate sein. Nach der Vorbereitung sind der
Begleitperson (mindestens) 2 Teilnahmebescheini-
gungen auszuhändigen.

§ 7

Führt ein Fahranfänger ein Fahrzeug der in § 2 ge-
nannten Klassen ohne in Begleitung einer Person
im Sinne von § 5 zu sein, ist die Fahrerlaubnis zu
widerrufen. Hat er wiederholt ein Fahrzeug geführt,
obwohl die mitfahrende Begleitperson ihre Aufga-
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ben nach § 6 Abs. 2 nicht wahrnehmen konnte,
kann die Fahrerlaubnis widerrufen werden.

§ 8

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 24 des Straßen-
verkehrsgesetzes handelt ein Fahranfänger, der
vorsätzlich oder fahrlässig als Inhaber einer Fahrer-
laubnis nach § 3 Abs. 1 ein Fahrzeug der Klassen
B oder BE führt und dabei

1. entgegen § 4 Abs. 1 nicht von einer Person be-
gleitet wird, die die Voraussetzungen nach § 5
erfüllt,

2. entgegen § 4 Abs. 2 von einer Person begleitet
wird, die die Aufgaben nach § 6 Abs. 2 nicht
wahrnehmen kann, oder

3. entgegen § 4 Abs. 3 eine auf die Begleitperson
ausgestellte Teilnahmebescheinigung oder den
auf sie ausgestellten Führerschein nicht vorlegt.

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 Nr. 1 wird
mit einem Bußgeld in Höhe von 150 2, eine Ord-
nungswidrigkeit nach Abs. 1. Nr. 2 mit einem Buß-
geld in Höhe von 75 2 und eine Ordnungswidrig-
keit nach Abs. 1 Nr. 3 mit einem Bußgeld in Höhe
von 10 2 geahndet.

§ 9

(1) Als schwer wiegende Handlung im Rahmen der
Fahrerlaubnis auf Probe gemäß § 2 a Abs. 2 des
Straßenverkehrsgesetzes wird eingestuft

eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1
Nr. 1,

als weniger schwerwiegend

eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1
Nr. 2.

(2) Nach dem Punktsystem sind im Verkehrszen-
tralregister erfasste Entscheidungen zu § 8 Abs. 1
Nr. 1 mit 4 Punkten, zu § 8 Abs. 1 Nr. 2 mit 1 Punkt
zu bewerten.

§ 10

Im Übrigen sind die Vorschriften der .......................
(Fahrerlaubnis-Verordnung) und der ........................
(Bußgeldkatalog-Verordnung) anzuwenden.

§ 11

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft und am .................... außer Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

6.3.2 Begründung zum Arbeitsentwurf einer
Verordnung über die freiwillige Teilnah-
me von jungen Fahranfängern an einem
Modell des Begleiteten Fahrens

Allgemeines

1. Nach der Verordnung können sich die Länder
an einem Modellversuch unter der Kurzbezeich-
nung „Begleitetes Fahren“ beteiligen, eine Ver-
pflichtung zur Umsetzung besteht jedoch nicht.
Die wissenschaftliche Auswertung des Modell-
versuchs soll zeigen, ob die hohe Unfallrate jun-
ger Fahranfänger dadurch gesenkt werden
kann, dass ältere Fahrer sie zu Beginn ihrer Fah-
rerkarriere begleiten. Anfänger sollen Fahrerfah-
rung und damit Fahrroutine erwerben, die ihr
Unfallrisiko nachhaltig senken.

2. Im Jahr 2001 sind auf Deutschlands Straßen
rund 7.000 Menschen ums Leben gekommen,
davon waren 1.606 zwischen 18 und 24 Jahre
alt. Diese Altersgruppe umfasst die am stärk-
sten gefährdete Teilgruppe der 18- bis 20-Jähri-
gen: Dort sind die meisten Fahrnovizen zu fin-
den, deren fahrleistungsbezogenes Unfallrisiko
etwa fünfmal so hoch ist wie im Gesamtdurch-
schnitt aller Altersgruppen (HAUTZINGER/TAS-
SAUX 1989), während das entsprechende Risi-
ko der 21- bis 24-Jährigen etwas mehr als dop-
pelt so hoch ist.

Fahranfänger haben gleich zu Beginn ihrer
selbstständigen Verkehrsteilnahme als Pkw-
Fahrer das höchste Unfallrisiko, das mit anfäng-
lich hohen und in der Folge geringer werdenden
Abnahmebeträgen sinkt. Der Risikoverlauf bei
deutschen Fahranfängern zeigt nach etwa 9
Monaten eine Halbierung, nach 2,6 Jahren eine
Verringerung auf 10 Prozent des Anfangsrisikos
(SCHADE, KBA 2001). Diese Verlaufsform ist
auch in anderen Ländern erkennbar. Sie ent-
spricht zudem der Lernkurve, die beim Fertig-
keitserwerb in anderen Bereichen regelmäßig zu
beobachten ist; darin wird deutlich, dass mit
Anforderungen verbundene Tätigkeiten mit zu-
nehmender Geübtheit schneller, fehlerfreier und
mit geringerer kognitiver Beanspruchung be-
wältigt werden.

Der Rückgang des Unfallrisikos bei Fahranfän-
gern ist demnach auf einen kontinuierlichen
fahrpraktischen Erfahrungszuwachs zurückzu-
führen.

Fahrpraxis in der Fahrschulausbildung ist auf
Fahrleistungen zwischen 500 und 1.200 km be-
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grenzt. Fahrroutine, die das Unfallrisiko nach-
haltig verringert, wird erst im Anschluss an die
Fahrschulausbildung nach Erwerb des Führer-
scheins gewonnen. Damit fällt der Erfahrungs-
zuwachs in die Zeit des höchsten Risikos und
wird mit vielen Unfällen „bezahlt“; dieser Wider-
spruch soll mit dem Begleiteten Fahren aufge-
löst werden.

3. Das Modell geht u. a. von folgenden Vorausset-
zungen aus:

a. Die Fahrausbildung ist den professionellen
Fahrlehrern vorbehalten.

b. Mit Erreichen des 18. Lebensjahres besteht
ein Anspruch auf Erteilung einer Pkw-Fahrer-
laubnis.

Um für den Maßnahmenansatz einen „Zeitpuf-
fer“ zwischen der Aushändigung des Führer-
scheins und der völlig selbstständigen Teilnah-
me als motorisierter Fahrzeugführer zu erhalten,
ist das Mindestalter für die Erteilung einer Pkw-
Fahrerlaubnis auf 17 Jahre herabgesetzt wor-
den. Diese Absenkung zielt nicht auf die Aus-
weitung individueller Mobilität, sondern verlän-
gert die Lernzeit; sie ist ein Hilfsmittel, kein Ge-
schenk.

Infolge der Herabsetzung des Mindestalters
kann die Fahrschulausbildung ein Jahr früher 
– etwa mit 16 1/2 Jahren – beginnen. Nach Teil-
nahme an einer auf das Begleitete Fahren vor-
bereitenden Veranstaltung und erfolgreicher
Fahrerlaubnisprüfung ist die Erteilung der Fahr-
erlaubnis ab 17 Jahren möglich. Ausgehändigt
wird zunächst eine befristete Prüfungsbeschei-
nigung als Führerscheinersatz. Bis zur Aushän-
digung des regulären Kartenführerscheins 
– spätestens 3 Monate nach Vollendung des 18.
Lebensjahres – darf der Anfänger nur in Beglei-
tung einer mindestens 30 Jahre alten Person
entsprechende Fahrzeuge führen. Die Begleit-
person muss einige Voraussetzungen erfüllen,
u. a. auf ihre Aufgabe vorbereitet sein.

4. Die Ausgestaltung des Modells ist an folgenden
zentralen Kriterien ausgerichtet:

- Sicherheitsgewinn,

- Zugangsfreundlichkeit,

- Praktikabilität.

Unter dem Aspekt des Sicherheitsgewinns sol-
len junge Fahranfänger möglichst umfassende

Fahrroutine erwerben, gleichzeitig sind die mit
dem Fahrenüben verbundenen Risiken zu mini-
mieren. Für die Sicherheitsbilanz sind gegen-
über zu stellen: die heutige Unfallrate insbeson-
dere der 18- bis 20-Jährigen und die Unfallrate
während des Begleiteten Fahrens und nach der
Begleitphase.

Unter dem Stichwort „Zugangsfreundlichkeit“
sind Zugangs- und Nutzungshindernisse zu ver-
meiden, weil eine geringere Beteiligung und
Nutzung den Sicherheitsgewinn des Begleiteten
Fahrens herabsetzten. Einschränkungen sind
daher nur dort vorgesehen, wo die Sicherheit
beeinträchtigt werden könnte.

Die Umsetzung des Modells muss einfach und
praktikabel sein. Nur so ist mit einer Akzeptanz
bei den jungen Heranwachsenden und bei
deren Eltern – als Begleitpersonen – zu rechnen.
Der Regelungen sind daher auf das Notwen-
digste beschränkt, der finanzielle und organisa-
torische Aufwand ist gering gehalten.

5. Die Annahme, dass der Erfahrungszuwachs
durch Fahrenüben in Begleitung ebenso das
Unfallrisiko verringert wie der beim selbststän-
digen, nicht begleiteten Führen eines Fahr-
zeugs, bestätigen insbesondere schwedische
Wirksamkeitsuntersuchungen: Darin wird der
Rückgang des Unfallrisikos in den ersten zwei
Jahren des selbstständigen Fahrens zwischen
24 und 40 Prozent auf die Vorerfahrungen durch
die Verlängerung der Lernzeit im Rahmen des
Begleiteten Fahrens zurückgeführt. Nach bisher
vorliegenden Studien führt der Zuwachs an
Fahrerfahrung zur größten bekannten Absen-
kung des Unfallrisikos.

Das Begleitete Fahren selbst ist mit vergleichs-
weise geringen Unfallrisiken behaftet. Dies geht
aus systematischen Untersuchungen und aus
Berichten in den Ländern mit Modellen des Be-
gleiteten Fahrens hervor. Nach den Ergebnissen
schwedischer Analysen haben Fahranfänger in
der Begleitphase ein 34fach geringeres fahrleis-
tungsbezogenes Unfallrisiko als in den ersten
zwei Jahren der selbstständigen Verkehrsteil-
nahme. Auch Untersuchungsergebnisse und
Praxiserfahrungen weiterer Länder (Österreich,
Frankreich, Belgien und Norwegen) legen nahe,
dass die für das selbstständige Fahren charak-
teristischen Fahranfänger- und Jugendlichkeits-
risiken nicht auf das Begleitete Fahren durch-
schlagen.
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Auch wenn das Begleitete Fahren in diesem
Modell nicht wie in anderen europäischen Län-
dern Teil der Fahrausbildung ist, sondern nach
Erwerb der Fahrerlaubnis am Beginn der Fah-
rerkarriere einsetzt, ist eine besondere Unfallbe-
lastung nicht zu erwarten, weil die Fahrnovizen
zwar rechtlich in ihrer Entscheidungsfreiheit 
– sie sind verantwortliche Fahrzeugführer –
nicht begrenzt sind, aber aufgrund der Anwe-
senheit einer wesentlich älteren Person emotio-
nale und soziale Schranken bestehen. Außer-
dem steht für diejenigen (Fahranfänger und
(überwiegend) Eltern), die sich für die Teilnahme
an dem Modell entscheiden, das Fahrenüben im
Vordergrund; andernfalls werden sich die jun-
gen Heranwachsenden für den Führerscheiner-
werb ab 18 Jahren entscheiden.

Im Einzelnen

Zu § 1

Arbeitshypothese für die Durchführung des Modell-
versuchs ist, dass infolge der Begleitung nicht nur
das hohe Anfangsrisiko sinkt, die wesentlich länge-
re Fahrpraxis führt auch zu mehr Fahrkompetenz,
die weiterwirkt, wenn ab dem 18. Lebensjahr nach
Erwerb des Kartenführerscheins ohne Begleitung
gefahren werden darf.

Bei der „Begleitperson“ handelt es sich um eine
natürliche Person, die die Voraussetzungen des § 6
erfüllen muss.

Den Ländern steht es frei, sich an dem Modellver-
such zu beteiligen. Die Entscheidung, das Beglei-
tete Fahren für Einwohner eines Bundeslandes als
Maßnahme zur Senkung des Unfallrisikos anzubie-
ten, ist nach den für Allgemeinverfügungen gelten-
den landesrechtlichen Bestimmungen zu veröffent-
lichen.

Zu § 2

Fahrten in Begleitung sind auf Personenkraftwagen
beschränkt, weil diese Fahrzeugart die höchste Zu-
lassungszahl aufweist und insbesondere für die
Mitfahrt einer Begleitperson die besten Vorausset-
zungen bietet. Auch Fahranfänger, die im Besitz
der Fahrerlaubnisklasse BE sind, werden einbezo-
gen; denn die Begleitperson vermittelt keine Fahr-
ausbildung und muss daher nicht fahrdynamische
Zustände der Fahrzeugkombination im Unter-
schied zum Fahren mit einem Solofahrzeug erläu-
tern. Gegenüber der Bestimmung des § 10 Abs. 1

Nr. 3 FeV ist das Mindestalter für diese Klassen auf
das 17. Lebensjahr abgesenkt, um interessierten
jungen Leuten die Teilnahme am Begleiteten Fah-
ren und ab 18 Jahren ein selbstständiges Fahren
– wie bisher – zu ermöglichen. Nur so ist es ange-
sichts der bestehenden Rechtslage – abgeschlos-
sene Fahrausbildung/-prüfung und Anspruch auf
Aushändigung des Kartenführerscheins ab 18 Jah-
ren – möglich, dass junge Fahrer an dem Begleite-
ten Fahren teilnehmen. Im Übrigen gibt es kein eu-
ropäisches Land, das für den Erwerb einer Pkw-
Fahrerlaubnis ein höheres Mindestalter als 18
Jahre vorschreibt. Entsprechend früher können die
Fahrausbildung sowie die theoretische und prakti-
sche Prüfung für die genannten Klassen erfolgen.

Die Erteilung der Fahrerlaubnis vor Erreichen des
18. Lebensjahres ist in diesem Modell nicht von
einer medizinisch-psychologischen Begutachtung
abhängig. Zum einen handelt es sich um eine ei-
genständige Festlegung des Mindestalters in die-
ser Rechtsverordnung, zum anderen sollen Defizi-
te, die aus der anfängerspezifischen Unerfahren-
heit resultieren, gerade durch das Begleitete Fah-
ren aufgefangen werden.

Außerdem hat der Fahranfänger an einer 90-minüti-
gen Veranstaltung, deren wesentliche Inhalte in § 6
niedergelegt sind, teilzunehmen. Dort wird er auf
das Fahrenüben in Begleitung vorbereitet. Die Be-
scheinigung über die Teilnahme an der Vorbereitung
ist ähnlich einer Ausbildungsbescheinigung (§ 16
Abs. 3 Sätze 6 bis 9 FeV) vor der praktischen Prü-
fung dem Sachverständigen oder Prüfer zur Ein-
sicht vorzulegen. Dieser prüft, ob die Bescheini-
gung dem (im Verkehrsblatt) veröffentlichten Muster
entspricht, ausgefüllt und unterschrieben ist. Sind
die Angaben nicht vollständig oder bestehen Be-
denken, wird die Prüfung nicht durchgeführt, bis die
Vorbehalte geklärt sind.

Zu § 3

Mit der Übergabe der Prüfungsbescheinigung wird
die Fahrerlaubnis unbefristet erteilt. Nur die Gel-
tungsdauer des Dokuments ist befristet.

Folgende Gründe sind maßgebend, dass eine be-
fristete Prüfungsbescheinigung – § 22 Abs. 4 Satz
7 der FeV nachgebildet – den Besitz der Fahrer-
laubnis dokumentiert:

- Dem Anfänger soll deutlich werden, dass er
einem besonderen „Begleitstatus“ unterliegt, er
immer noch Lernender ist, der Fahrroutine und
Fahrkompetenz erwerben soll.
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- Es gibt keine harmonisierte Schlüsselzahl der
Europäischen Union für die obligatorische Mit-
fahrt einer Begleitperson. Zwar verbirgt sich hin-
ter der Schlüsselzahl 05.05 nach Abschnitt II
der Anlage 9 zur Fahrerlaubnis-Verordnung „nur
mit Beifahrer, der im Besitz der Fahrerlaubnis
ist“; damit ist jedoch eine Fahrbeschränkung
aus medizinischen Gründen gemeint. Bei einer
nur in Deutschland verbindlichen Schlüsselzahl
hätte ein junger Fahranfänger als Inhaber eines
Kartenführerscheins im EU-Ausland ohne Be-
gleitung fahren dürfen (siehe Abschnitt 12 des
Anhangs I a der Richtlinie 96/47/EG des Rates
vom 23.07.96 – Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften Nr. L 253 vom 17.09.1996 zur
Änderung der Richtlinie 91/439/EWG über den
Führerschein). Der Gefahr, dass ein Fahranfän-
ger tatsächlich ohne Begleitperson im Ausland
fährt, wird durch die Aushändigung einer Prü-
fungsbescheinigung vorgebeugt.

Zudem lassen sich auf der Prüfungsbescheinigung
die zur Durchführung des Modells erforderlichen
Auflagen des § 4 nicht nur verschlüsselt, sondern
als Text eintragen. Dies bietet Vorteile bei Kontroll-
maßnahmen und erleichtert auch dem Fahranfän-
ger, die Auflagen einzuhalten.

Mit Übergabe der Prüfungsbescheinigung beginnt
die Probezeit (§ 2 a Abs. 1 Satz 1 StVG).

Ab Vollendung des 18. Lebensjahres wird der Füh-
rerschein nach Muster 1 der Anlage 8 zur Fahrer-
laubnis-Verordnung (Kartenführerschein) dem Fahr-
anfänger ausgehändigt, es sei denn, es liegen Hin-
weise darauf vor, dass er nicht mehr im Besitz einer
entsprechenden Fahrerlaubnis ist. Dann kann die
Behörde die Auskünfte einholen, die auch bei Aus-
stellung eines Ersatzführerscheins möglich sind.
Spätestens 3 Monate nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres endet die Geltungsdauer der Prüfungs-
bescheinigung; in diesem Zeitraum besteht Gele-
genheit, sie gegen einen Kartenführerschein einzu-
tauschen.

Zu § 4

Folgende Auflagen treffen den Fahranfänger als In-
haber einer Fahrerlaubnis und als verantwortlichen
Fahrzeugführer:

- Fahrzeuge der Klassen B oder BE dürfen nur in
Begleitung geführt werden. Ausgenommen sind
Fahrzeuge der Klassen L und M, die in der Klas-
se B eingeschlossen sind (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 FeV),

weil das Mindestalter für die Erteilung der Klas-
sen L und M 16 Jahre beträgt.

- Kann die Begleitperson die von ihr erwarteten
Aufgaben überhaupt nicht wahrnehmen, weil
sie z. B. stark alkoholisiert ist, darf der Fahran-
fänger sich nicht hinter das Steuer setzen.

- Der Fahranfänger hat eine auf die Begleitperson
ausgestellte Bescheinigung über deren Teilnah-
me an einer Vorbereitung sowie den auf sie aus-
gestellten Führerschein mitzuführen und auf
Verlangen zuständigen Personen zur Prüfung
auszuhändigen.

Auf die Erteilung einer Pkw-Fahrerlaubnis besteht 
– als so genannter gebundener Verwaltungsakt –
bei Erfüllung der in § 2 Absatz 2 StVG genannten
Voraussetzungen und Erreichen des 18. Lebens-
jahres ein Rechtsanspruch. Dieser Rechtsanspruch
wird im Rahmen des Begleiteten Fahrens auf die
17-Jährigen ausgedehnt und zugleich in § 4 an be-
stimmte Auflagen geknüpft. Die Auflagen verlangen
vom Fahranfänger ein persönliches Tun, Dulden
und Unterlassen; sie sind während der Geltungs-
dauer der Prüfungsbescheinigung verbindlich. Die
Auflagen haben je nach ihrer Bedeutung im Rah-
men des Modells ein unterschiedliches Gewicht,
das auch in den §§ 7 und 8 deutlich wird:

- Das Fahrenüben über einen längeren Zeitraum
in Begleitung eines fahrerfahrenen älteren Mit-
fahrers ist das Kernstück.

- Kann die Begleitperson die von ihr erwarteten
Aufgaben nicht wahrnehmen, weil sie z. B. stark
alkoholisiert ist, darf der Fahrnovize die Fahrt
nicht antreten. Für die Begleitperson kann es al-
lerdings keine Promille-Grenze im Sinne einer
relativen oder absoluten Fahruntüchtigkeit ge-
ben; denn die Fahrtüchtigkeit ist nicht mit der
Begleitfähigkeit gleichzusetzen.

- Der Begleiter/die Begleiterin ist nicht Fahrzeug-
führer/in. Dies ist der Fahranfänger; daher ist er
verpflichtet, die Voraussetzungen für die Teil-
nahme in dem Modell zu erfüllen und nachzu-
weisen, u. a. während der Fahrten die entspre-
chenden Nachweise auch für die Begleitperson
mit sich zu führen und zuständigen Personen
bei Kontrollen vorzulegen. Die Mitführpflicht
setzt voraus, dass sich der Fahranfänger vor
Fahrtantritt vergewissert, dass die Papiere vor-
handen sind.

Es wird erwartet, dass die Teilnehmer die Möglich-
keiten des Fahrenübens nutzen. Daher kann auch
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ein Fahrnovize, der z. B. mit 17 Jahren und 9 Mo-
naten die Fahrerlaubnis erwirbt, an dem Modellver-
such teilnehmen. Fiele er „aus der Begleitregelung
heraus“, könnte er nicht sofort ein Kraftfahrzeug
führen, sondern erst mit Vollendung des 18. Le-
bensjahres, dann aber selbstständig und allein.
Das Üben in Begleitung erscheint immer noch si-
cherer, wenn es auch nur für eine kurze Zeit und in
dem Bewusstsein ausgeübt wird, dass keine län-
gere Fahrstrecke zurückgelegt werden kann, als
den jungen Fahrer allein ohne weiteres Üben in den
Straßenverkehr zu entlassen.

Zu § 5

Hier sind die Voraussetzungen aufgeführt, die eine
Person erfüllen muss, um begleiten zu können. Be-
gleitpersonen werden überwiegend die Eltern sein.

Begleiten kann, wer 30 Jahre alt und seit 5 Jahren
ununterbrochen im Besitz der Fahrerlaubnis der
Klasse B bzw. der Klasse 3 (alt) ist. Das Mindestal-
ter ist auf 30 Jahre festgelegt worden, damit die
Begleitpersonen – wie ELLINGHAUS/SCHLAG (Uni-
royal-Verkehrsuntersuchung „Beifahrer“ Nr. 26,
Köln/ Hannover 2001) hinsichtlich des Unfallrisikos
u. a. ausführen – deutlich älter als die Fahranfänger
sind, d. h. insbesondere nicht mehr zu der Gruppe
der stark unfallbelasteten 18- bis 24-jährigen Fah-
rer zählen, und Peer-Group-Einflüsse ausgeschlos-
sen sind. Eine Altersobergrenze ist nicht festgelegt,
weil aus Erfahrungen in den anderen europäischen
Ländern sich keine Hinweise auf Probleme mit äl-
teren Begleitern ergeben haben.

Es handelt sich um ein „offenes Begleitmodell“, 
d. h., die Begleitung ist nicht an einen bestimmten
Fahrnovizen gebunden; theoretisch könnte jede
Begleitperson jeden Fahranfänger begleiten. Mit
dieser flexiblen Lösung wird die Leistungsfähigkeit
des Modells erhöht und einer Einschränkung der
Übungsmöglichkeiten entgegengewirkt, wenn
etwa der „normale“ Begleiter krankheitsbedingt,
aufgrund einer längeren Abwesenheit oder aus
sonstigen Gründen nicht zur Verfügung steht.

Eine öffentlich-rechtliche Zustimmung der Eltern
bzw. des Personensorgeberechtigten zu einer frem-
den Begleitperson ist nicht erforderlich. Das zivil-
rechtliche Umgangsbestimmungsrecht als Teil des
elterlichen Erziehungs- und Aufsichtsrechts reicht
aus, eine unerwünschte Begleitperson zu verhin-
dern. Im Übrigen werden die Eltern, die dem Ab-
schluss des Ausbildungsvertrages mit einer Fahr-

schule zustimmen bzw. ihn genehmigen müssen,
mit dem Jugendlichen erörtern, wer als Begleitper-
son in Frage kommt.

Der fünfjährige ununterbrochene Besitz einer Fahr-
erlaubnis ist ein Indikator für eine ausgereifte Fahr-
erfahrung und für Verkehrszuverlässigkeit. Von re-
gelkonformem Verhalten als Zeichen für Verkehrs-
zuverlässigkeit ist auch noch bei einem Stand von
höchstens 3 Punkten im Verkehrszentralregister
auszugehen, weil es sich hierbei um weniger
schwerwiegende Verkehrsverstöße handelt, und
die Forderung, dass überhaupt keine Eintragung
mit einer Sanktion von z. B. 40 2 vorliegt (§ 28 Abs.
3 Nr. 3 StVG), rd. 7 Mio. Fahrerlaubnisbesitzer aus-
schließen würde. Bei der festgelegten Obergrenze
von 3 Punkten würden nach einer Auswertung des
Kraftfahrt-Bundesamtes vom Februar 2003 etwa
1,1 Mio. Personen als Begleiter nicht in Betracht
kommen.

Zu § 6

Eine Vorbereitung ist erforderlich, um Fahranfänger
und Begleiter in ihre besonderen Rollen und Aufga-
ben einzuführen, Missverständnissen vorzubeugen
und sie über den rechtlichen Rahmen zu informie-
ren.

So ist vor allem deutlich zu machen, dass der
Fahranfänger der verantwortliche Fahrzeugführer
ist und der Begleiter keine Ausbildungsfunktion in-
nehat. Seine Rolle ist ausschließlich durch die
Funktionen bestimmt, die in § 6 (2) aufgeführt sind.

Die entsprechenden Informationen und Anleitun-
gen können und sollen auch zusätzlich durch
Druck- und Bildmedien vermittelt werden. Da es je-
doch um die Vorbereitung von Personen für teil-
weise nicht selbstverständliche Rollenanforderun-
gen geht, ist eine Einführung im Rahmen einer
Face-to-face-Vermittlung erforderlich, in der z. B.
geeignete und weniger geeignete Kommunika-
tionsformen zwischen Fahranfänger und Begleiter
unter fachkundiger Anleitung exemplarisch erprobt
und geübt werden können.

90 Minuten – entsprechend einem schulischen El-
ternabend – erscheinen für eine derartige Ein-
führung ausreichend – auch angesichts eines eher
knappen Zeitbudgets der Eltern von 17-Jährigen.

Für die inhaltlichen und methodischen Anforderun-
gen an den Lehrplan und an die Qualifikation der
Personen, die die Einweisungen durchführen, ste-
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hen die grundlegenden Standards zeitgemäßer Er-
wachsenenbildung zu Verfügung, wie sie beispiels-
weise in Fahrschulen, in der betrieblichen und ver-
bandlichen Weiterbildung, in Volkshochschulen
oder in Moderatorenprogrammen angewendet
werden. Spezielle Standards können ggf. unter
Berücksichtigung der Praxiserfahrungen später
entwickelt werden. Die Vorgaben für einen Lehr-
plan werden (im Verkehrsblatt) veröffentlicht.

Da die Vorbereitung auf das Begleitete Fahren
keine Fahrausbildung darstellt, kann sie grundsätz-
lich von jeder geeigneten Person oder Institution
durchgeführt werden, die hierfür von einer nach
Landesrecht etc. zuständigen Stelle bestimmt wird;
die Befugnis gilt für die Dauer des Modellversuchs
(siehe § 11). Eine vergleichbare „Bestimmung“ fin-
det sich in § 48 Abs. 4 Nr. 7 Satz 2 Fahrerlaubnis-
Verordnung für Stellen, die Ortskundeprüfungen
durchführen.

Vor der Teilnahme an einem „Vorbereitungsabend“
hat die Begleitperson durch Vorlage einer Selbst-
auskunft aus dem Verkehrszentralregister gemäß 
§ 30 Abs. 8 StVG gegenüber dem Veranstalter
nachzuweisen, dass sie nicht mit mehr als 3 Punk-
ten belastet ist. Es reicht auch die schriftliche Be-
stätigung der Fahrerlaubnisbehörde aus, in der nur
enthalten ist, dass die Begleitperson die Vorgabe
des § 5 Nr. 3 erfüllt, damit ihr „Punktekonto“, auch
wenn es weniger als 4 Punkte aufweist, nicht of-
fenbart werden muss. In Verbindung mit der Vorla-
ge des Führerscheins, der belegt, dass die Begleit-
person seit mindestens 5 Jahren ununterbrochen
im Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B oder der
Klasse 3 (alt) ist, weist die nach der Vorbereitung
ausgestellte Teilnahmebescheinigung mittelbar
auch die Vorgaben hinsichtlich der Fahrerlaubnis
und der Punktbelastung nach. Dem Teilnehmer ist
eine Bescheinigung in (mindestens) zweifacher
Ausfertigung zu übergeben; eine Ausfertigung hat
der Fahranfänger vor den Begleitfahrten von der
mitfahrenden Begleitperson einzufordern, damit er
seinen Verpflichtungen aus § 4 Abs. 3 nachkom-
men kann.

Im Absatz 2 sind die wesentlichen Inhalte des Lehr-
plans, insbesondere die der Begleitperson zufallen-
den Aufgaben, umschrieben. Die Begleitperson
führt keine Fahrausbildung durch – diese ist nach 
§ 2 Abs. 2 Nr. 4 StVG in Verbindung mit den fahr-
lehrerrechtlichen Vorschriften den professionellen
Fahrlehrern vorbehalten. Aufgrund des geltenden
Verkehrsrechts hat sich ihre Funktion an dem „Bei-

fahrerstatus“ zu orientieren. Der Begleiter ist eben-
so wie der Beifahrer kein Verkehrsteilnehmer im
Sinne von § 1 Abs. 2 StVO. Nach höchst- und
obergerichtlicher Rechtsprechung ist dies „nur 
derjenige, der sich verkehrserheblich verhält, d. h.
körperlich und unmittelbar auf den Ablauf eines
Verkehrsvorganges einwirkt“ (BGH NJW 1960 
S. 924 ff.; BayObLG NZV 1992 S. 326 f.). Darauf
soll die Begleitperson keinen Einfluss nehmen.
Greift sie dennoch in die Führung des Kraftfahr-
zeugs ein oder beeinflusst sie den Fahranfänger
durch Anweisungen zu einem bestimmten Verhal-
ten, muss sie u. U. dafür einstehen. Derartige Si-
tuationen sind bereits heute anzutreffen, sie wer-
den nicht durch das Begleitete Fahren ausgelöst.

Der Bundesgerichtshof hat a.a.O. weiter ausge-
führt, dass „die den Verkehrsteilnehmer kennzeich-
nende Einwirkung auf das Verkehrsgeschehen (als
ein auf einen Erfolg gerichtetes Verhalten) nicht
notwendig ein tätiges Handeln ist, sondern auch
ein Unterlassen sein kann, wenn dadurch eine
Rechtspflicht zum Tätigwerden verletzt wird“. Eine
Pflicht zum Tätigwerden kann sich aus der mögli-
chen Position der Begleitperson als Gewahrsams-
inhaberin des Fahrzeugs (als gefährliches Werk-
zeug) und als Halterin gemäß § 31 Abs. 2 StVZO er-
geben. Falls ein Elternteil die Begleitung über-
nimmt, ergibt sich daraus allein noch keine Garan-
tenstellung gegenüber anderen Verkehrsteilneh-
mern; denn Eltern sind nicht ohne weiteres für ein
Fehlverhalten ihrer an der Grenze zur Volljährigkeit
stehenden Kinder verantwortlich. Da der schlichte
Beifahrer keine Garantenstellung innehat, ist dies
auch grundsätzlich für die Begleitperson zu vernei-
nen, weil deren Funktion mit einer gewährenden,
passiven, reaktiven Hilfestellung zu umschreiben
ist.

Zu § 7

Bei einer Fahrt ohne Begleitperson im Sinne von 
§ 5 ist die Fahrerlaubnis des Fahranfängers gemäß
§ 49 Abs. 2 Nr. 2 VwVfG zu widerrufen. Ein Wider-
ruf kommt nach pflichtgemäßem Ermessen in Be-
tracht, wenn der Fahranfänger wiederholt ein Fahr-
zeug geführt hat, obwohl die Begleitperson nicht
„begleitfähig“ war.

Zu § 8

Ein Verstoß gegen die in § 4 genannten Auflagen
stellt eine mit Bußgeld bewehrte Ordnungswidrig-
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keit dar. Entsprechende Regelungen finden sich in
§ 75 Nrn. 3 und 9 FeV.

Verkehrszuwiderhandlungen 17-Jähriger als Fahr-
zeugführer stellen kein Novum dar, weil sie bereits
heute Inhaber einer Fahrerlaubnis der Klassen A1
und M, in der Ausbildung zum Berufskraftfahrer der
Klassen B, C1 und C1E, im Übrigen in Ausnahme-
fällen der Klasse B sein können; auf sie ist bei
Straftaten Jugendstrafrecht anzuwenden, § 1 Abs.
2 JGG. Im materiellen Strafrecht nimmt der Ju-
gendliche, sieht man von der jeweils zu prüfenden
Verantwortlichkeit ab, keine Sonderrolle ein. Da der
17-Jährige die Fahrerlaubnis erworben hat, ist die
strafrechtliche (§ 3 JGG) und ordnungswidrigkeits-
rechtliche (§ 12 Abs. 1 OWiG) Verantwortlichkeit zu
bejahen. Im Bereich der Ordnungswidrigkeiten gilt
grundsätzlich das OWiG, insbesondere können
Geldbußen und Fahrverbote auch gegen Jugendli-
che verhängt werden.

Zu § 9

Bezug nehmend auf § 8 sind die Verstöße als
schwerwiegend oder weniger schwerwiegend im
Rahmen der Fahrerlaubnis auf Probe eingestuft.
Deren Gewichtung knüpft u. a. an § 4 an.

Dies gilt auch für die nach dem Punktesystem im
Verkehrszentralregister erfassten Entscheidungen.
Die Bewertung des Fahrens ohne Begleitperson
mit 4 Punkten ist deshalb gerechtfertigt, weil ein
derartiger Verstoß den Kernbereich des Modells
berührt.

Zu § 10

Im Übrigen sind die Vorschriften der Verordnung
über die Zulassung von Personen zum Straßenver-
kehr (Fahrerlaubnis-Verordnung) sowie der Verord-
nung über die Erteilung einer Verwarnung, Regel-
sätze für Geldbußen und die Anordnung eines
Fahrverbots wegen Ordnungswidrigkeiten im
Straßenverkehr (Bußgeldkatalog-Verordnung) an-
zuwenden.

Zu § 11

Die Vorschrift bestimmt das Inkrafttreten der Ver-
ordnung sowie – weil es sich um einen Modellver-
such handelt – das Außerkrafttreten.

6.4 Konzept zur Durchführung von Vor-
bereitungsveranstaltungen

Bei dem nachfolgend wiedergegebenen Rahmen-
konzept für Vorbereitungsveranstaltungen für
Fahranfänger und Begleiter im Rahmen des Mo-
dells „Begleitetes Fahren ab 17“ handelt es sich
um einen ersten Vorschlag, der gemeinsam vom
Deutschen Verkehrssicherheitsrat und der Bundes-
vereinigung der Fahrlehrerverbände vorgebracht
und in der Projektgruppe noch nicht näher erörtert
wurde.

Nach dem Vorschlag der Projektgruppe sollen 
geeignete Personen oder Stellen für das Angebot
von Vorbereitungsveranstaltungen durch landes-
rechtlich dazu bestimmte Stellen zugelassen wer-
den. Anbieter von Vorbereitungsveranstaltungen
sollen tätig werden können, nachdem sie ihr Semi-
narkonzept vorgelegt und eine Zulassung erhalten
haben.

Aus Sicht der Projektgruppe ist von besonderer
Bedeutung, dass sie über angemessen qualifizier-
tes Personal für die Durchführung verfügen.

Begleitetes Fahren ab 17

Vorbereitungsveranstaltung für Fahr-
anfänger und Begleiter

Zielbeschreibungen/Konzept des DVR und der
BVF zur Diskussion
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Ziele des Modells

„Begleitetes Fahren ab 17“ hat zum Ziel, jungen
Fahrern/innen die Möglichkeit zu geben, nach der
abgeschlossenen Fahrausbildung über einen län-
geren Zeitraum hinweg eigenverantwortlich, aber
unter mäßigendem Einfluss eines Begleiters,
Übungsmöglichkeiten zu haben, vielfältige Situa-
tionen im Straßenverkehr kennen zu lernen und ihre
Kompetenz in der Bewältigung der Situationen zu
erhöhen, um einen risikoärmeren Einstieg in die
selbstständige Teilnahme am Straßenverkehr zu er-
möglichen.

Aufgaben des Begleiters

Dementsprechend sind die Begleiter im Sinne die-
ser Zielbeschreibung ausschließlich Beifahrer mit
folgenden Aufgaben:

" Ausübung eines mäßigenden Einflusses in
schwierigen Fahrsituationen,

" Gesprächspartner zur Aufarbeitung von Erleb-
nissen nach durchgeführten Fahrten,

" Motivationsunterstützer zur Durchführung von
eigenverantwortlichen Fahrten,

" Ansprechpartner für sich ergebende Fragen.

Ziele der Vorbereitungsveranstaltung

Auf Basis der Aufgabenstellung des Begleiters und
der Zielsetzung des Modells „Begleitetes Fahren
ab 17“ wird es als unverzichtbar angesehen, dass
in einer Vorbereitungsveranstaltung die nachfol-
gend beschriebenen Ziele erreicht werden müssen.

Die Teilnehmer an einer Vorbereitungsveranstal-
tung

" sollen die Ziele des Modells „Begleitetes Fahren
ab 17“ kennen,

" sollen eine klare Vorstellung über den Ablauf
des Modells bekommen,

" müssen wissen und verstanden haben, dass
der Fahranfänger der verantwortliche Führer
des Fahrzeugs ist,

" müssen wissen, dass der Begleiter eine reine
Beifahrerfunktion ausübt,

" müssen wissen, dass die reine Anwesenheit
eines Beifahrers mäßigenden Einfluss ausübt
und dies der Zielsetzung des Modells ent-
spricht,

" müssen verstanden haben, dass die Fahrt und
der Fahrtverlauf durch den Fahranfänger mit be-
stimmt werden,

" sollen eine Vorstellung davon bekommen, wel-
chen Sinn Fahren unter Begleitung hat und wel-
che Chance mit dieser geschaffenen Übungs-
möglichkeit im Sinne der Unfallreduzierung ver-
bunden ist,

" sollen die Hintergründe für typisches Fahrver-
halten von jungen Fahrern/innen kennen lernen,

" sollen ein Verständnis für anfängliche Schwie-
rigkeiten beim eigenverantwortlichen Fahren
entwickeln,

" müssen wissen und verstanden haben, dass
„Begleitetes Fahren ab 17“ keine Fahrausbil-
dung ist, sondern ein Raum zum eigenverant-
wortlichen Üben und Anwenden des in der
Fahrausbildung vermittelten sicheren Verhal-
tens darstellt,

" müssen die rechtlichen Rahmenbedingungen
zur Teilnahme am Modell „Begleitetes Fahren
ab 17“ kennen,

" müssen sich über die Rechtsfolgen bei Ver-
stößen gegen die Rahmenbedingungen des
Modells im Klaren sein,

" müssen einen Überblick über die auftretenden
Haftungsfragen, die mit dem Modell verbunden
sein können, erhalten,

" sollen dazu motiviert werden, möglichst viele
Fahrten unter Begleitung im Sinne des Modells
durchzuführen,

" sollen dazu motiviert werden, die durchgeführ-
ten Fahrten anhand eines entsprechenden Be-
gleitmediums im Nachhinein freiwillig aufzuar-
beiten und auszuwerten,

" sollen die Chancen einer freiwilligen Aufarbei-
tung und Auswertung im Sinne der Modellziele
kennen lernen,

" sollen Hilfestellungen bekommen, wie Auswer-
tungsgespräche nach durchgeführten Fahrten
aussehen könnten,

" sollen verdeutlicht bekommen, dass ein freiwil-
liger Erfahrungsaustausch zwischen mehreren
Begleitern und Fahranfängern in kleinen Grup-
pen (freiwillige informelle Treffen) dazu beitragen
kann, die vom Modell beabsichtigten Ziele zu
erreichen.
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Insbesondere die Begleiter

" müssen wissen, dass der Fahranfänger verant-
wortlicher Führer des Fahrzeugs ist und damit
die für die Fahrt bestimmende Person ist,

" müssen ein Verständnis dafür bekommen, dass
das in der Fahrausbildung vermittelte Verhalten
im Sinne verkehrssicheren Verhaltens das rich-
tige Verhalten ist,

" müssen sich im Klaren darüber sein, dass sie
ausschließlich durch ihre Anwesenheit mäßi-
genden Einfluss ausüben,

" müssen verstehen, dass es noch andere Fahr-
stile außer dem eigenen gibt,

" sollen erfahren, dass die Beobachtung des Ver-
haltens auch dazu beitragen kann, über eige-
nes, praktiziertes Verhalten nachzudenken und
dieses zu hinterfragen,

" sollen kennen lernen, welche Chancen im Sinne
der Modellziele mit einer Nachbesprechung der
Fahrten verbunden sind,

" sollen erfahren, welche Risiken damit verbun-
den sind, wenn sie selbst nicht uneingeschränkt
handlungsfähig sind.

Insbesondere die Fahranfänger

" müssen wissen, dass sie die verantwortlichen
Führer des Fahrzeugs sind,

" müssen wissen, welche Kriterien sie bei der
Auswahl geeigneter Begleiter anwenden sollten,

" müssen wissen, welche Folgen sie zu erwarten
haben, wenn sie die Rahmenbedingungen des
Modells nicht beachten.

Auswahl der Moderatoren für die Vorberei-
tungsveranstaltung

Ausgehend von den formulierten Zielen der Vorbe-
reitungsveranstaltung lassen sich die notwendigen
Kompetenzen für die Moderatoren, die die Veran-
staltungen durchführen sollen, sowie die Institutio-
nen, die sie anbieten werden, ableiten.

Die zukünftigen Institutionen, die die Vorberei-
tungsveranstaltungen für Begleiter und Fahranfän-
ger im Rahmen des Modells „Begleitetes Fahren ab
17“ anbieten werden, müssen zur Erreichung der

beschriebenen Ziele somit sicherstellen, dass die
eingesetzten Moderatoren folgende Kompetenzen
besitzen:

" umfassende Kenntnisse über den Aufbau und
die Ziele des Modells „Begleitetes Fahren ab
17“,

" breites Hintergrundwissen zu den besonderen
Schwierigkeiten von jungen Fahrern/innen im
Straßenverkehr,

" besondere Kenntnisse zu den Rechts- und Haf-
tungsfragen, die mit diesem Modell verbunden
sind,

" detaillierte Kenntnisse über die Faktoren, die bei
der Anwesenheit eines Beifahrers wirken,

" detailliertes Wissen über die Inhalte, die im
Rahmen der Fahrschüler-Ausbildungsordnung
zur Ausbildung vorgesehen sind,

" Kenntnisse über die im Straßenverkehr stattfin-
denden Lernprozesse beim eigenverantwortli-
chen Fahren,

" Kompetenz in der Anleitung von heterogenen
Gruppen,

" Kompetenzen in der Erwachsenenbildung,

Rahmenbedingungen für die Durchführung der
Vorbereitungsveranstaltungen für Begleiter und
Fahranfänger

Die Vorbereitungsveranstaltung für Fahranfänger
muss vor der Fahrerlaubnisprüfung besucht wer-
den, damit die entsprechende Teilnahmebescheini-
gung dem amtlich anerkannten Sachverständigen
oder Prüfer vor Antritt der Fahrerlaubnisprüfung
vorgelegt werden kann. Dabei ist anzustreben,
dass Begleiter und Fahranfänger möglichst die-
selbe Vorbereitungsveranstaltung besuchen.

Die Vorbereitungsveranstaltungen sind für eine
Dauer von mind. 90 Minuten zu planen.

Anbieter von Vorbereitungsveranstaltungen müs-
sen durch die oberste Straßenverkehrsbehörde
unter Vorlage eines Veranstaltungsplans, der die
Mindestinhalte umfasst, anerkannt werden.

Vorbereitungsveranstaltungen zum Modell „Beglei-
tetes Fahren ab 17“ können auch als Einzelveran-
staltungen durchgeführt werden.
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Prototypischer Aufbau einer Vorberei-
tungsveranstaltung mit Inhaltsüber-
sicht

Der prototypische Ablauf des DVR/BVF-Konzepts
gliedert sich in eine Einführungsphase, die Be-
handlung von drei gleichwertigen Modulen und
eine Abschlussphase.

Einführungsphase (5 Minuten)

In einer Einführungsphase („warming up“) werden
auf Basis einer Erwartungsabfrage zur Teilnahme
am Modell „Begleitetes Fahren ab 17“ die von den
Veranstaltungsteilnehmern genannten Erwartun-
gen visualisiert, damit deutlich wird, welche Vor-
stellungen die Beteiligten davon haben.

Hierbei hat der Moderator die Möglichkeit, auf
Basis der genannten Erwartungen, entsprechend
gegenzusteuern oder diese zu unterstützen.

Modul 1: 
Ziele/Aufbau des Modells „Begleitetes Fahren
ab 17“ (ca. 25-30 Minuten)

Modul 2:
Rechtliche Fragen (ca. 25-30 Minuten)

Modul 3:
Motivation/Hilfestellungen/Empfehlungen (ca.
25-30 Minuten)

Abschlussphase (5-10 Minuten)

In der Abschlussphase soll jeder Teilnehmer ein
persönliches Resümee nach folgender Fragestel-
lung ziehen: „Für die Teilnahme am Modell ‘Beglei-
tetes Fahren ab 17’ nehme ich mir vor ...“. Die Vi-
sualisierung wird getrennt nach Begleiter und
Fahranfänger vorgenommen und den Erwartungen
gegenübergestellt.
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o Chancen für den Fahranfänger

o Chancen für den Begleiter

o Auswertungsgespräche im Anschluss 
an durchgeführte Fahrten

o Umgang mit Fragen während des Fah-
rens

o Freiwilliges Führen eines Fahrtenbuchs 
(Vorteile für den Fahranfänger und den 
Begleiter)

o Möglichkeiten und Vorteile eines freiwil-
ligen Austausches (informelle Treffen)

o Was zeichnet einen „guten“ Begleiter im 
Sinne des Modells aus? (Do its und 
Don’t do its)o Ziele des Modells

o Aufbau/Ablauf des Modells

o Nutzen für den Fahranfänger (Begleitung 
als Möglichkeit des eigenverantwortli-
chen Übens)

o Besondere Schwierigkeiten zu Beginn 
des eigenverantwortlichen Fahrens bei 
jungen Fahrer/innen

o Nutzen für den Begleiter

o Der Begleiter als Beifahrer (Wirkung)

o Fahranfänger ist verantwortlicher Führer 
des Fahrzeugs (Akzeptanz durch den Be-
gleiter erforderlich)

o „Begleitetes Fahren ab 17“ ist keine 
Fahrausbildung

o Rechtsfolgen bei Verstößen gegen die 
Rahmenbedingungen (Eingriff/Unterlas-
sung)

o Haftungsrechtliche Fragen zum Modell 
„Begleitetes Fahren ab 17“



Anlagen

1) Teilnahmebescheinigung an einer Vorberei-
tungsveranstaltung zum Modell „Begleitetes
Fahren ab 17“ – hier: Fahranfänger

Inhalt:

2) Teilnahmebescheinigung an einer Vorberei-
tungsveranstaltung zum Modell „Begleitetes
Fahren ab 17“ – hier: Begleiter

Inhalt:

3) Begleitmedium für Begleiter und Fahran-
fänger

Zur Unterstützung der Teilnehmer am Modell „Be-
gleitetes Fahren ab 17“ wird ein geeignetes Me-
dium zur Verfügung gestellt werden, um die Ziele
des Modells nachhaltig zu unterstützen. Dieses
Medium beinhaltet dabei folgende Themenberei-
che:

· Ziele des Modells

· Ablauf des Modells (Rahmenbedingungen)

· Chancen für Begleiter und Fahranfänger

· Empfehlungen für „Begleitetes Fahren ab 17“

· Der Fahranfänger (Stellung etc.)

· Der Begleiter (Aufgaben, „Was ist ein guter Be-
gleiter?“, Was soll er – was soll er nicht?, Wir-
kung)

· Rechtliche Folgen bei Verstößen gegen die
Rahmenbedingungen

· Haftungsrechtliche Fragen und Empfehlungen

· Das Auswertungsgespräch

· Unterstützung durch ein Fahrtenbuch

· Erfahrungsaustausch durch informelle Treffen

· Aufzeichnungsblätter zur Beschreibung von Be-
gleitfahrten
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